Durchfliihrungsvertrag

zur
1. Anderung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof*

der Gemeinde Padenstedt

(Endfassung vom 25.08.2023)



Durchfihrungsvertrag

Zur

1. Anderung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr.1
»Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof*

der Gemeinde Padenstedt

zwischen

der Gemeinde Padenstedt
vertreten durch den Blurgermeister, Herrn Bein,
dienstansassig in 24594 Hohenwestedt, Am Markt 15

- nachfolgend ,Gemeinde” genannt-
und

Herrn

Jens Beckmann als Geschaftsfihrer

der NaWaRo Rosenhof GmbH & CO. KG
Rosenhof 1, 24634 Padenstedt

- nachfolgend ,Vorhabentrager* genannt-

wird folgender Vertrag geschlossen:

Praambel

Die Gemeindevertretung Padenstedt hat im Marz 2015 die Aufstellung einer 3. Anderung
des Flachennutzungsplanes parallel zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 1 ,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof* westlich abgesetzt von der
Ortslage Padenstedt-Dorf sudlich der K 12 zwischen den bebauten Ortslagen der Ge-
meinden Padenstedt und Arpsdorf gefasst.

Ziel dieser Bauleitplanung war es, die planerischen und planungsrechtlichen Vorausset-
zungen fur die Umwidmung der bestehenden und als privilegierte Anlage nach dem BIm-
SchG genehmigten Biogasanlage in eine gewerblich nutzbare Anlage dann innerhalb ei-
nes festzusetzenden bzw. darzustellenden Sonstigen Sondergebietes mit der nutzungs-
begrenzenden Zweckbestimmung ,Biogasanlage” im bauplanerischen Aul3enbereich der
Gemeinde zu schaffen. Die Flachennutzungsplananderung und der vorhabenbezogene
Bebauungsplan Nr. 1 sind rechtswirksam bzw. haben Rechtskraft erlangt.
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Der Gemeinde Padenstedt liegt der Antrag der NAWARO Rosenhof GmbH & Co.KG,
Rosenhof 1, 24634 Padenstedt, auf Einleitung eines Bauleitverfahrens nach § 12 BauGB
zur 1. Anderung des rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 ,Son-
dergebiet Biogasanlage Rosenhof* vor.

Ziel des Anderungsverfahrens soll es sein, den Vermessungsfehler, der bei der Errichtung
des Garrestelagers 2 aufgetreten ist und so das Garrestelager nunmehr teilweise aul3er-
halb der Gberbaubaren Flachen liegt, auszuraumen. Zugleich méchte der Vorhabentrager im
Zuge dieses Anderungsverfahrens die Option mit in den vorhabenbezogenen Bebauungsplan
aufnehmen, um ein weiteres Garrestelager bauen zu kbnnen. Nach Ablauf des EEG wird
voraussichtlich die Gille des Milchviehbetriebs Rosenhof mitvergoren, was zu einer
Emissionsminderung des gesamten Standortes fuhren wird.

Die mit den erteilten Genehmigungen nach BImSchG bestehenden baulichen Anlagen
und Baurechte sind und bleiben weiterhin Grundlage dieser vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanung.

Die Gemeinde beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen fur dieses Vorha-
ben, deren Bestandteile in 8§ 3 dieses Vertrages naher beschrieben sind, mit einer 1.
Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 gemaR § 12 BauGB zu
schaffen. Eine Anderung des Flachennutzungsplanes ist nicht erforderlich, da das Ver-
tragsgebiet durch dieses Anderungsverfahren nicht vergréRert werden muss.

Dem Vorhabentréger ist bekannt, dass nach 8§ 2 Absatz 3 BauGB auf die Aufstellung von
Bauleitplanen kein Anspruch besteht und auch durch den nachfolgenden Vertrag nicht
begriindet werden kann.

Fur das sich aus der B-Plan-Satzung [Anlage 3] ergebende Vertragsgebiet [Anlage 1]
wird entsprechend dem Einleitungsbeschluss der Gemeindevertretung vom 13.12.2018
ein Verfahren zur Aufstellung einer Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes nach § 12 Baugesetzbuch durchgefuhrt.

Notwendige Genehmigungsverfahren sind auf der Grundlage der 1. Anderung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1 durch den Vorhabentrager zu beantra-
gen. Die Umsetzung erfolgt auf der Grundlage der Satzung bzw. mit Erreichen des Pla-
nungsstandes nach 8§ 33 BauGB nach den Bestimmungen dieses Vertrages unter Be-
ricksichtigung der gesetzlichen Bestimmungen.

Gemal § 12 BauGB wird der nachfolgende Durchfiihrungsvertrag geschlossen.
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Teil |
Allgemeines

81
Vertragsgegenstand

1. Mitdem rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 wurde die Um-
widmung der zuvor errichteten und als privilegiert genutzten Biogasanlage in eine
gewerblich zu betreibende Biogasanlage vollzogen.

Die Genehmigungen des Landesamtes fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche
R&aume des Landes S-H nach 8§ 16 i.V.m. § 19 BImSchG vom 01.03.2013 mit Az.:
G20/2012/072 und des Staatlichen Umweltamtes Kiel nach 88 4, 6 und § 19 BIm-
SchG vom 30.05.2006 mit Az.: G20/2006/034 einschlief3lich der bereits genehmig-
ten Erweiterung mit einer Erhéhung der Feuerungswarmeleistung auf 2 MW aus der
Genehmigung 2013 im Rahmen der Standortsicherung bleiben durch die 1. Ande-
rung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und durch das in 8 3 dieses Ver-
trages beschriebene Vorhaben unberthrt, sofern nicht etwas Abweichendes aus-
dricklich festgelegt wird.

2. Im Rahmen des durch die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
Nr. 1 fur das Vorhabengebiet nach der BauNVO bzw. des BauGB festgesetzten
Nutzungen sind nur solche Vorhaben zuléssig, zu deren Durchfuhrung sich der Vor-
habentrager mit diesem Vertrag verpflichtet hat.

Anderungen dieses Vertrages oder der Abschluss eines neuen Durchfiihrungsver-
trages sind gemal 8§ 12 Abs. 3a BauGB zuldssig. Sie bedurfen der Antragstellung
durch den Vorhabentrager und des Beschlusses durch die Gemeindevertretung.

Ein Anspruch auf Anderung oder Neuerstellung dieses Vertrages besteht fiir den
Vorhabentrager nicht und kann auch nicht aus diesem Vertrag abgeleitet werden.

3. Der Vorhabentrager fuihrt die Malinahmen im eigenen Namen und fir eigene Rech-
nung durch.

4. Das Vertragsgebiet der 1. Anderung [Anlage 1] umfasst den Plangeltungsbereich
des rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 ,Sondergebiet Bi-
ogasanlage Rosenhof* der Gemeinde Padenstedt.

Soweit aul3erhalb des Vertragsgebietes Rechte und Pflichten der Vertragsparteien
begriindet werden sollen, ist dies ausdrtcklich benannt.

5. Das geplante Vorhaben wird weiterhin auf folgenden in der Gemeinde Padenstedt
belegenden Flachen verwirklicht:

Flurstiicke 5/2 und Flurstiick 83 der Flur 11 in der Gemarkung Padenstedt (jeweils
eingetragen im Grundbuch von Padenstedt des Amtsgerichtes Neumdinster)

o Flurstick 5/2 Blatt 69

o Flurstick 83, Blatt 69

Das Vorhabengebiet ist aufgrund der Bestandssituation der innerhalb des Vertrags-
gebiet vorhandenen gewerblichen Biogasanlage als erschlossen zu bewerten.
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6. Der Vorhabentrager versichert, dass die unbedingte Zugriffsberechtigung auf das
Vorhabengebiet gewahrleistet ist und erbringt gegeniiber der Gemeinde entspre-
chende Nachweise, sofern dies noch erforderlich ist.

82
Vertragsbestandteile

Bestandteile des Vertrages sind:

a) der Lageplan mit den Grenzen des Vertragsgebietes [Anlage 1]

b) der Vorhaben- und ErschlieRungsplan zur 1. Anderung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 1 in der Fassung vom 02.08.2023 [Anlage 2]

c) die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 in der Planfas-
sung vom 02.08.2023 mit Begriindung einschlief3lich Umweltbericht [Anlage 3]

d) der Ubersichtsplan zur externen Ausgleichsflaiche [Anlage 4]

Teil Il
Vorhaben und ErschlieRung

§3
Beschreibung des Vorhabens

Auf den Flurstiicken 5/2 und 83 besteht bereits eine Biogasanlage, die auf Grundlage
einer Genehmigung des Landesamtes fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume
des Landes S-H (LLUR) - Technischer Umweltschutz vom 25.4.2018, Az. LLUR 7515-
(G20/2018/005 auf insgesamt 2 MW elektrische Leistung (4,8 MW Feuerungswarmeleis-
tung) erweitert werden darf.

Die Anlage (= BGA) wird nach der Erweiterung dann aus fo

lgenden Anlagenteilen bestehen, wobei bereits vor der ersten Aufstellung hergestellte
Teile kursiv kenntlich gemacht sind, geplante Bauteile im Rahmen der 1. Anderung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 sind fett dargestellt:

o Siloplatte von 116 m x 54,98 m = 6.377,68 m?

o Feststoffdosierer 1 mit 100 m3

o Feststoffdosierer 2 mit 100 m3

o 1. BHKW-Container mit Gas-Otto-Motor der Feuerungswarmeleistung (FWL) von 1,3
MW mit Schornstein und Gasfackel

o 2. BHKW-Container mit Gas-Otto-Motor der Feuerungswarmeleistung (FWL) von 0,7
MW mit Frisch- und Altélbehalter

o 3. BHKW-Container mit Gas-Otto-Motor der Feuerungswarmeleistung (FWL) von 2,8
MW mit Frisch- und Altélbehalter
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1. und 2. und 3. Trafostation
Fermenter ££24,56 m, h = 6,0 m, Volumen netto 2.400 m3

1. Nachgarer / Garrestebehalter/&£ 30,7 m, h = 6,0 m, Volumen netto 4.000 m3 mit
gasdichtem Traglufthaubendach mit Stitzluftgebléase

2. Nachgérer / Garrestebehélterd 30,7 m, h = 6,0 m, Volumen netto 4.459 m?3 gas-
dichtem Traglufthaubendach und Leckerkennung / Kontrollschacht

3. Géarrestelager Di = 36,12 m, h = 8,00 m, Volumen netto 7.700 m3 mit
gasdichtem Traglufthaubendach und Leckerkennung / Kontrollschacht

ORC-Anlage zur Umwandlung von Warme in elektrische Energie
Biogasaufbereitungsanlage fir 500 m3/h Biogas-Eintritt (optional)
oder

Wasserstoffanlage (optional)

Glillevorlage

Technikgebaude

Warmespeicher, 2 Sttick

Aktivkohlefilter und Katalysator

sowie Fahrzeugwaage

Havariewall wird im Einmindungsbereich Sofell / Rosenhof verlangert und die Hohe
des Walls durchgangig auf mind. +15,6 m NHN festgelegt und hergestellt

Ggf. im Zuge von BImSchG-Genehmigungsverfahren erforderlich werdende Mal3-
nahmen zum Grundwasserschutz

Ein bisher fur die Biogasanlage genutztes Endlager mit dem Volumen netto 2.400 m3
wurde mit Bekanntmachung der Satzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
Nr. 1 von der BGA getrennt und der benachbarten landwirtschaftlichen Hofstelle ,Ro-
senhof* dauerhaft zugeordnet.

8 4a
Durchfuhrungsverpflichtung

Der Vorhabentrager und seine Rechtsnachfolger verpflichten sich zur Durchfiihrung
des Vorhabens nach den Regelungen dieses Vertrages, den zukinftigen Festset-
zungen der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 und den
im Rahmen der Genehmigungen des LLUR vom 01.03.2013 und des Staatlichen
Umweltamtes Kiel vom 30.05.2006 sowie des (LLUR) - Technischer Umweltschutz
vom 25.4.2018 erteilten Auflagen und Mal3gaben und den weiteren einzuholenden
Genehmigungen zur Umsetzung des Vorhabens mit all seinen Bestandteilen.

Abweichungen von der Durchfiihrung des Vorhabens selbst oder von den Regelun-
gen dieses Vertrages sind vorbehaltlich weiterer Genehmigungsverfahren und unter
Beachtung der planungsrechtlichen Festsetzungen der 1. Anderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 nur mit ausdrtcklicher Zustimmung der Ge-
meinde entsprechend § 1 Abs. 2 dieses Vertrages zulassig.
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3a.

3b.

Dem Vorhabentrager ist bekannt, dass die Gemeinde die 1. Anderung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 gemal § 12 Abs. 6 BauGB aufheben kann
und soll, wenn das Vorhaben und die ErschlieBungsmal3inahmen nicht innerhalb der
in 8 7 dieses Vertrages vereinbarten Fristen durchgefihrt worden sind und dies von
dem Vorhabentrager zu vertreten ist, es sei denn, wirtschaftliche Harten, die zur
Erfullung dieses Vertrages fuhren kdnnten, werden durch den Vorhabentrager plau-
sibel dargelegt.

Dem Vorhabentrager ist ebenfalls bekannt, dass aus der Aufhebung der 1. Ande-
rung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 wegen Uberschreitung der in
Ziffer 3 vereinbarten Durchfuhrungsfristen keine Anspriche gegen die Gemeinde
geltend gemacht werden kénnen.

Die Gemeinde kann die Fertigstellungsfrist auf Antrag des Vorhabentragers mit Be-
schluss der Gemeindevertretung verlangern.

84b
Weitere Verpflichtungen des Vorhabentrdgers

Der Vorhabentrager hat notwendige bundesimmissionsschutzrechtliche, bau-, na-
turschutz- und wasserrechtliche sowie sonstige Genehmigungen bzw. Zustimmun-
gen einzuholen. Sich daraus ergebende Auflagen werden Gegenstand dieses Ver-
trages und sind zu Lasten des Vorhabentragers durchzufihren.

Die vollstandigen Genehmigungs- und ggf. weiterfihrende Ausfihrungsunterlagen
werden der Gemeinde nach Fertigstellung in einer Ausfertigung und in digitaler
Form, mindestens als pdf, Ubergeben.

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, fur die Dauer des Betriebes der Biogasanlage
entsprechend den Regelungen aus diesem Vertrag, die Banketten der beiden Wirt-
schaftswege ,Rosenhof und ,Sofell* in den Bereichen zwischen der Biogasanlage
und der Kreisstral3e bzw. der Poststral3e zu pflegen und zu unterhalten.

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, sich bei zukiinftigen Reparatur- und Instand-
setzungsarbeiten an den befestigten Fahrbahnflachen der Gemeindewege ,Rosen-
hof* und ,Sofell* zwischen der Biogasanlage und der Kreisstral3e bzw. der ,Post-
straf3e” mit 15 v.H. an den nachgewiesenen Kosten auf erstes Anfordern zu beteili-
gen."

Der Vorhabentrager verpflichtet sich gegentber der Gemeinde, der Gemeinde bei
der Entwicklung von Warmekonzepten fir die Versorgung des dorflichen Ortskerns
und eines geplanten Gewerbegebiets Vorrang beim Bezug von Energietragern aus
erneuerbaren Quellen des Vorhabentragers einzurdumen.

Der Vorhabentrager verpflichtet sich gegeniiber der Gemeinde alles notwendige
und zusatzlich erforderliche Geréat der Freiwilligen Feuerwehr Padenstedt kostenfrei
zur Verfugung zu stellen. Art und Umfang dieser Geréatschaften legt die Brand-
schutzdienststelle des Kreises Rendsburg-Eckernfoérde fest.
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b)

§5
Vorbereitungsmaflinahmen

Teil 1l
ErschlieBung

86
Rechte Dritter und ErschlieBungsmalRnahmen

Mit der erfolgten Umwidmung der als privilegierte zuvor genehmigten Biogasanlage
in eine gewerblich zu betreibende Biogasanlage wurden mit dem Durchfiihrungsver-
trag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 1 der Loschwasserbedarf und die
Loschwasserversorgung an den Vorhabentrager im Rahmen des Objektschutzes
eigenverantwortlich Gbertragen.

Das bestehende Brandschutzkonzept ist auf die zukiinftig nach diesem Vertrag zu-
lassigen Nutzungen und baulichen Anlagen anzupassen und der zustandigen Be-
horde und der Gemeinde vorzulegen.

Der Vorhabentrager und seine Rechtsnachfolger entbinden die Gemeinde von der
maoglichen Verpflichtung, Ver- und Entsorgungseinrichtungen oder Ver- und Entsor-
gungsleitungen zum Vorhabengebiet zu verlegen bzw. zu erweitern und halten die
Gemeinde von jeglichen Forderungen Dritter frei.

§7
Fertigstellung der Anlagen

Der Vorhabentrager verpflichtet sich zur Umsetzung des Vorhabens wie folgt:

Der Vorhabentrager hat fur das Vorhaben spatestens nach Ablauf von 24 Monaten
nach Satzungsbeschluss uber die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes durch die Gemeindevertretung einen genehmigungsfahigen Bauantrag
zur Errichtung und Betrieb des 3. Garrestelagers und den damit in Verbindung ste-
henden technischen und erschlielfungstechnischen Anlagen bei der zustandigen
Genehmigungsbehorde einschliel3lich zusatzlich erforderlich werdender techni-
scher Nachweise, insbesondere Storfallkonzept, Explosionsschutzdokument und
Feuerwehrplane einzureichen.

Die genannte Frist beginnt zu laufen an dem Tag, der auf den Tag des Satzungs-
beschlusses folgt (sog. Vorweggenehmigungsreife nach § 33 BauGB).

Mit der Ausflihrung des Vorhabens hat der Vorhabentrager spatestens nach Ablauf
einer Frist von 9 Monaten nach Bestandskraft der Baugenehmigung zu beginnen
und es innerhalb von 18 Monaten nach Baubeginn fertig zu stellen.
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d)

Da wahrend der Umsetzung des Vorhabens unvorhersehbare Félle, wie nachfol-
gend beschrieben, eintreten kbnnen, vereinbaren die Parteien, dass in den nachfol-
gend beschriebenen Fallen die vereinbarten Fristen voriibergehend gehemmt sein
sollen.

Fur die in b) genannte Frist tritt daher eine Fristhemmung ein (durch die sich die
dort genannten Fristen um den Zeitraum der Hemmung verlangern) solange die
Bautatigkeit infolge hoherer Gewalt oder anderer fir den Vorhabentrager unab-
wendbarer Umstande, wie z.B. Verzogerungen bei der Verlegung von Versorgungs-
leitungen, baubehindernden Frost, Streik oder baubehindernde Burgerproteste, Ma-
terialengpésse in Folge der Unterbrechung von Lieferketten ruhen muss. Eine Fris-
themmung in dem zuvor genannten Sinne tritt ebenfalls ein, wenn Rechtsmittel ge-
gen die Baugenehmigung oder den Bebauungsplan erhoben werden.

Die in a) und b) genannten Fristen kdnnen auf Antrag des Vorhabentragers durch
Beschluss der Gemeindevertretung einvernehmlich verlangert werden.

§8
Baudurchfuhrung

§9
AusgleichsmalRnahmen

Der Vorhabentrager verpflichtet sich, die bestehenden Kompensationsverpflichtun-
gen aus den Genehmigungen des Landesamtes fur Landwirtschaft, Umwelt und
landliche Raume des Landes S-H nach 8§ 16 i.V.m. § 19 BImSchG vom 25.4.2018
mit Az.: LLUR 7515 - G20/2018/005 und vom 01.03.2013 mit Az.: G20/2012/072
und des Staatlichen Umweltamtes Kiel nach 88 4, 6 und 8 19 BImSchG vom
30.05.2006 mit Az.: G20/2006/034 der Biogasanlage am Standort Rosenhof und
den aktuellen Planungen vollumfanglich zu seinen Lasten zu tbernehmen und ge-
genuber der unteren Naturschutzbehorde des Kreises Rendsburg - Eckernforde
nachzuweisen.

Die Durchfuhrung der Kompensationsmafl3nahmen ist mit der unteren Naturschutz-
behorde abzustimmen, sofern noch erforderlich und erfolgt entsprechend den Mal3-
gaben aus den erteilten Genehmigungsbescheiden des Staatlichen Umweltamtes
Kiel (2006) und des Landesamtes fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume
des Landes Schleswig-Holstein (2013) und der Gesamtbewertung sowie Mal3nah-
menbeschreibungen gemal des Umweltberichtes als integriertem Bestandteil der
Begriindung der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
~Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof* in der Fassung des Satzungsbeschlusses.
Darin einschlossen sind MalRnahmen, die auf3erhalb des Plangeltungsbereichs auf
den Flurstiicken 99 und 100 der Flur 6 in der Gemarkung Ehndorf, Gemeinde Ehn-
dorf, umzusetzen sind [Anlage 4].
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2. Die Verpflichtung zur Durchfihrung der Kompensationsmal3nahmen irerhalb-und
aul3erhalb des Vertragsgebietes geht mit Wirksamwerden dieses Vertrages auf den
Vorhabentrager Gber. Die Kosten zur Durchfiihrung dieser Malinahmen und ggf. zu-
satzlich erforderlicher Mal3hahmen nach Mal3gabe eines BImSchG-Genehmigungs-
verfahrens sind vom Vorhabentrager zu 100% zu tragen.

3. Durch den Vorhabentrager ist sicherzustellen, dass zur dinglichen Absicherung der
Ausgleichsverpflichtung, die unter 8§ 9 Ziffer 1 benannte externe Ausgleichsflache
[Anlage 4] auf Dauer fur Naturschutzzwecke zur Verfligung gestellt wird. Es ist zu-
gunsten des Landrates des Kreises Rendsburg-Eckernférde - Untere Naturschutz-
behorde - eine beschréankt personliche Dienstbarkeit im Grundbuch mit MaRgaben
zum Entwicklungsziel einzutragen.

4. Die Kompensationsmaflinahmen sind nach Mal3gabe der unteren Naturschutzbe-
horde auf Grundlage der erteilten Genehmigungsbescheide des Staatlichen Umwel-
tamtes Kiel (2006) und des Landesamtes fir Landwirtschaft, Umwelt und landliche
Raume des Landes Schleswig-Holstein (2013) sowie auf Grundlage der Darlegun-
gen im Umweltbericht der Begriindung zur 1. Anderung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 1 bereit- und herzustellen.

5. Beiallen Arbeiten an Gehoélzen, Knicks sowie zur Baufeldraumung sind die Belange
des Artenschutzes gemal 8 44 BNatSchG zu beachten. Diese Aufgabe obliegt dem
Ausfihrenden.

6. Hinsichtlich der Beleuchtung innerhalb des Vertragsgebiets verpflichtet sich der Vor-
habentrager die Vorgaben des 8§ 41a BNatSchG mit dem Thema ,,Schutz der Insek-
tenvielfalt“ zu bertcksichtigen und zu beachten. Dies gilt auch schon fur die Bau-
feldfreimachung und fir die Bauphase.

Fur die Ausleuchtung von Zufahrtsbereichen und Betriebsflachen sind LED- oder
Natriumdampf-Hochdrucklampen bzw. &hnliche insektenfreundliche Leuchtmittel zu
verwenden, wobei die Lichtlenkung ausschlieflich in die Bereiche zu erfolgen hat,
die kunstlich beleuchtet werden missen. Eine Aufhellung des 6stlich an das Ver-
tragsgebiet angrenzenden Waldes ist auszuschliel3en.

Teil I
Schlussbestimmungen

8§10
Kostentragung

1. Der Vorhabentrager tragt samtliche im Zusammenhang mit der Aufstellung der 1.
Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1 anfallenden Pla-
nungskosten (insbesondere fiir die Erstellung der amtlichen Planunterlage, fur die
Beauftragung eines Stadt- und Landschaftsplanungsbuiros, fir die Erarbeitung der
erforderlichen Unterlagen im Rahmen dieser Bauleitplanung und ggf. erforderlich
werdende Gutachten bzw. einzuholende Genehmigungen), unabhéngig von der
planungsrechtlichen Verwirklichung des Vorhabens.
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2. Der Vorhabentrager tragt zudem samtliche zur Durchfiihrung des Vorhabens anfal-
lenden weiteren Kosten. Dies betrifft auch solche Kosten, die derzeit nicht vorher-
sehbar sind.

§11
Vorhabentragerwechsel

Ein Wechsel des Vorhabentragers bedarf nach § 12 Abs. 5 Satz 1 BauGB der Zustim-
mung der Gemeinde. Die Zustimmung der Gemeinde gilt als erteilt, wenn der Vorhaben-
trager die Verpflichtungen und Bindungen aus diesem Vertrag an den Rechtsnachfolger
weitergibt und der neue Vorhabentrager sich verpflichtet, die sich aus dem Vertrag erge-
benden Verpflichtungen und Bindungen zu Ubernehmen und an méglicher Weise nach-
folgende Rechtsnachfolger mit gleicher Verpflichtung weiter zu geben.

Der heutige Vorhabentrager haftet der Gemeinde als Gesamtschuldnerin fur die Erfullung
des Vertrages neben einem etwaigen Rechtsnachfolger, soweit die Gemeinde ihn nicht
ausdrucklich aus dieser Haftung entlasst. Die Gemeinde darf die Entlassung aus der Haf-
tung nur dann ablehnen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Rechts-
nachfolger die vertraglichen Verpflichtungen nicht erfullen kann.

812
Haftungsausschuss

1. Aus diesem Vertrag entsteht der Gemeinde keine Verpflichtung zur Aufstellung der
1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1.

2. Eine Haftung der Gemeinde flr etwaige Aufwendungen des Vorhabentragers, die
dieser im Hinblick auf die Aufstellung dieser Satzung und der sonstigen Planungen
tatigt, ist ausgeschlossen.

3.  Wird das Vorhaben nicht innerhalb der nach § 4a dieses Vertrages festgesetzten
Fristen durchgefihrt, wird die Gemeinde unter Anwendung des § 12 Abs. 6 Satz 1
BauGB uber die Aufhebung der Satzung beraten und entscheiden.

Aus der Aufhebung der Satzung kénnen Anspriiche gegen die Gemeinde nicht gel-
tend gemacht werden. Dies gilt auch fir den Fall, dass sich die Nichtigkeit der Sat-
zung uber die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1
~Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof* im Verlauf eines gerichtlichen Streitverfah-
rens herausstellt.

4.  Durch die zukiinftigen Festsetzungen der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 1 werden die Festsetzungen des rechtskraftigen vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 1 ersetzt. Es gilt der Rechtsgrund-satz, dass die spa-
tere Norm die frihere verdrangt.

Die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben richtet sich somit ausschlief3lich
nach den insgesamt zu treffenden Festsetzungen der 1. Anderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1. Sollte die spatere Norm fur unwirksam erklart
werden, lebt die alte Norm wieder auf.
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5. Der Vorhabentrager und die Gemeinde verpflichten sich, im Falle eines Normenkon-
trollverfahrens gegen die Gemeinde die aus diesem gerichtlichen Streitverfahren
resultierenden Kosten zu gleichen Teilen zu tragen. Die Auswahl der anwaltlichen
Vertretung kann von dem Vorhabentrager in Abstimmung mit der Gemeinde getrof-
fen werden (Vorschlagsrecht).

6. Der Vorhabentrager halt der Gemeinde samtliche Ersatzanspriche fir Sachscha-
den von der Hand, die von Dritten bezlglich der Verwirklichung der Festsetzungen
der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1 (z. B. Bau-
stellenverkehr, Durchfihrung von BaumafRnahmen) geltend gemacht werden.

813
Vertraulichkeit

Der Vorhabentrager fiihrt seine Verpflichtungen nach diesem Vertrag in enger Zusam-
menarbeit mit der Gemeinde und der Amtsverwaltung Mittelholstein durch.

Er behandelt die nicht fur die Offentlichkeit bestimmten Unterlagen, Daten und Informati-
onen, die er bei der Durchfihrung der MalRnahmen erlangt, vertraulich und gibt sie nur
im Einvernehmen mit der Gemeinde an Dritte weiter.

Der Vorhabentrager hat fiur die Einhaltung der gesetzlichen Datenschutzbestimmungen
Sorge zu tragen.

8§14
Vertragsanderungen

Sollten bei der Durchflihrung des Vertrages Vertragsanderungen oder erganzende Best-
immungen notwendig werden, so verpflichten sich die Vertragsparteien, die erforderli-
chen Vereinbarungen zu treffen. Vertragsdnderungen oder -erganzungen bedirfen zu
ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform, soweit nicht notarielle Beurkundung erforderlich
ist. Nebenabreden bestehen nicht.

815
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne der vorgenannten Regelungen unwirksam oder lickenhaft sein, soll hier-
durch die Giltigkeit der Ubrigen Bestimmungen nicht berthrt werden. Anstelle der un-
wirksamen oder liickenhaften Bestimmung soll eine angemessene Regelung treten, die
dem am né&chsten kommt, was die Vertragsparteien gewollt haben oder nach dem Sinn
und Zweck dieses Vertrages gewollt haben wirden, wenn sie diesen Punkt bedacht hat-
ten.
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816
Wirksamwerden

Dieser Vertrag wird mit dem Abschluss durch die Vertragsparteien wirksam. Das Inkraft-
treten der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 ,Sondergebiet
Biogasanlage Rosenhof der Gemeinde Padenstedt bildet die Geschéaftsgrundlage die-
ses Vertrages. Der Vertrag bedarf des Beschlusses der Gemeindevertretung Padenstedt.

Der Vertrag ist zweifach auszufertigen. Die Gemeinde und der Vorhabentrager erhalten
je eine Ausfertigung.

Padenstedt, Padenstedt,

fur die Gemeinde als Vorhabentrager
gez. gez.

Blrgermeister Bein Herr Jens Beckmann
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 zum Durchführungsvertrag zur 1. Änderung des
 vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1



GEMEINDE PADENSTEDT
1. ANDERUNG DES VORHABENBEZOGENEN
BEBAUUNGSPLANES NR. 1

~Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof

FUr den Bereich:
sudlich des Gemeindeweges ,Sofell“, westlich der ,Heischbek“und der offenen Landschaft, nérdlich landwirtschaftlicher Betriebsflachen des Rosenhofes

Anlage 2
zum Durchfiihrungsvertrag

Vorhaben- und Erschlieungsplan (V+E-Plan) SATZUNG

Beratungs- und Verfahrensstand: _ GEMEINDE PADENSTEDT
Gemeindevertretung vom 30.08.2023 ohne MaRstab 1. Anderung des vorhabenbezogenen
Gesamtabwagung / Satzungsbeschluss BIS-SCHARLIBBE Bebauungsplanes Nr. 1

Bekanntmachung 24613 Aukrug »Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof“

Planverfasser: Planungsstand
vom 02.08.2023,

(Plan Nr. 3.0)

im Einvernehmen zwischen der Gemeinde Padenstedt und dem Vorhabentrager



»oondergebiet Biogasanlage Rosenhof*

1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1

PLANUNGSANLASS

Der Gemeinde Padenstedt liegt der Antrag der NAWARO Rosenhof GmbH & Co.KG,
Rosenhof 1, 24634 Padenstedt, auf Einleitung eines Bauleitverfahrens nach § 12 BauGB
zur 1. Anderung des rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 ,Son-
dergebiet Biogasanlage Rosenhof” vor.

Ziel des Anderungsverfahrens soll es sein, den Vermessungsfehler, der bei der Errich-
tung des Garrestelagers 2 aufgetreten ist und so das Garrestelager nunmehr teilweise
aulderhalb der uberbaubaren Flachen liegt, auszurdumen. Zugleich mochte der Vorha-
bentrager im Zuge dieses Anderungsverfahrens die Option mit in den vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan aufnehmen, um ein weiteres Garrestelager bauen zu konnen. Nach
Ablauf des EEG wird voraussichtlich die Gulle des Milchviehbetriebs Rosenhof mitvergo-

ren, was zu einer Emissionsminderung des gesamten Standortes fihren wird.

Die mit den erteilten Genehmigungen nach BImSchG bestehenden baulichen Anlagen
und Baurechte sind und bleiben weiterhin Grundlage dieser vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplanung.

Die Gemeinde beabsichtigt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen flr dieses Vorha-
ben, deren Bestandteile in § 3 des DurchfUhrungsvertrages naher beschrieben sind, mit
einer 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 gemaR § 12 BauGB
zu schaffen. Eine Anderung des Flachennutzungsplanes ist nicht erforderlich, da das

Vertragsgebiet durch dieses Anderungsverfahren nicht vergréRert werden muss.

VORHABENBESCHREIBUNG

Die Planung umfasst in Verbindung mit den bereits genehmigten und hergestellten Anla-
genbestandsteile zum ,Satzungsentwurf® folgende Vorhabenbestandteile (siehe auch
nachfolgende Abbildung aus DAS-IB GmbH, 31.03.2023):

o Behebung eines Vermessungsfehlers bei der Errichtung des Garrestelagers 2, so-
dass der hergestellte Garrestelager 2 teilweise aulRerhalb der festgesetzten tberbau-
baren Flachen liegt. Dieser Fehler kann und wird durch eine entsprechende Anpas-
sung der Baugrenzen behoben.
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o

Errichtung eines 3. Garrestelagers fur ca. 7.700 m® mit einem AufRendurchmesser

von max. 37 m und einer Wandhdhe von 8,0 m zzgl. einer 9,0 m hohen Abdeckung.

Das Garrestelager wird abgedeckt, um den Anforderungen der aktuellen TA Luft zu
entsprechen und um die Lagerkapazitaten fir Gasmengen mittels einer Doppel-

membran zu erhohen.

Mit diesem Anderungsverfahren sollen die hierfiir erforderlichen planungsrechtlichen
Anderungen vorgenommen werden, um ein weiteres, zeitlich versetztes Anderungs-

verfahren zu vermeiden.

Dadurch kann eine Optimierung des sogenannten ,Flexbetriebes® durch Erweiterung
der Stillstandzeiten der BHKW erreicht werden, es kann z. B. somit kein oder ein

geringerer Betrieb am Wochenende umgesetzt werden.

Die Anbindung des 3. Garrestelagers an die bestehenden Anlagen und Betriebsfla-
chen der Biogasanlage und ggf. noch erforderliche technischen Anlagen werden mit
einer Reserve von 200 m? zusatzlich zu befestigender Flache veranschlagt.

Auch die Garrestelager 1 und 2 sind entsprechend den erteilten Genehmigungen ab-
gedeckt zum Auffangen und Nutzen weiterer Gasmengen aus der gleichen Menge

Biomasse.

Es wird eine ORC-Anlage (Organic Rankine Cycle) vorgesehen; dabei wird durch die
Abwarme des BHKW eine kleine Turbine betrieben. Auch wenn der Wirkungsgrad
relativ gering ist, ermdglicht das Verfahren die Nutzung von Warme, die sonst unge-
nutzt bliebe. Die ORC-Anlage wird in einem offenen 20-Ful3-Seecontainer errichtet.
Ein 2. Warmespeicher kommt hinzu. Es handelt sich um ein geschlossenes System

ohne Emissionen.

Es ist seitens des Vorhabentragers die Errichtung und der Betrieb einer Biometha-

naufbereitungsanlage geplant, damit das Biogas fur eine Speicherung im Erdgasnetz
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aufbereitet wird, um es dann dort zu verwerten, wo elektrische und thermische Ener-

gie bendtigt werden.

An Emissionen gibt die Anlage CO2 an die Atmosphare ab. Evtl. kann dieses CO2
aufgefangen und vermarktet werden. H2S wird uber Aktivkohle absorbiert. Die Bio-
methanaufbereitungsanlage hat eine Grundflache von 6,50 m x 16,00 m. Die Technik
wird in einem 40-Fuld Seecontainer installiert, au3en befinden sich dort die Aktivkoh-

lefilter und das Kuhlaggregat.

Das Gas wurde voraussichtlich Uber eine neu zu verlegende Gasleitung nach Pa-

denstedt gefordert und dort in das bestehende Leitungsnetz eingespeist werden.

= Die Gemeinde und der Vorhabentrager werden im Rahmen dieses Anderungs-
verfahrens eine Regelung in den Durchfihrungsvertrag aufnehmen, wonach der
Vorhabentrager sich gegenuber der Gemeinde verpflichtet, der Gemeinde bei der
Entwicklung von Warmekonzepten fur die Versorgung des dorflichen Ortskerns
und eines geplanten Gewerbegebiets Vorrang beim Bezug von Energietragern

aus erneuerbaren Quellen des Vorhabentragers einzuraumen.

Alternativ zu einer Biomethanaufbereitungsanlage konnte auch eine Wasserstoffan-
lage innerhalb des Vorhabengebiets geplant und umgesetzt werden, die das Methan
uber eine Dampfreformation in Wasserstoff umwandelt. Dieses wird in Lkw-Auflie-
gern gesammelt und abgefahren. Ebenso wird das abgeschiedene CO:2 in Flaschen-

bundeln gesammelt und abgefahren.

Die hierfur im Bedarfsfall bendtigte Flache wird innerhalb der Uberbaubaren Flache

liegen.

Die Bereiche flr die Biomethanaufbereitungsanlage und ggf. fur die Wasserstoffan-
lage kdnnen Uber eine vom bestehenden Betriebsgelande hinausgehende Zuwegung

angefahren werden.

Der bestehende Havariewall wird bis zum Einmundungsbereich ,Sofell / Rosenhof*
verlangert, um im Havariefall das Volumen des grofdten Behalters (=> Garrestelager
3) auffangen zu konnen. Die Hohe des Walls wird durchgangig auf mind. +15,6 m
NHN gelegt. Hierzu gehéren auch bauliche Mallnahmen im Westen und im Siuden

des Vorhabengebiets.
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Ggf. im Zuge von BImSchG-Genehmigungsverfahren erforderlich werdende Mal}-
nahmen zum Grundwasserschutz sind innerhalb des Vorhabengebiets durchzufih-

ren und die Gemeinde hierlber in Kenntnis zu setzen.

o Innerhalb des 30 m messenden Waldschutzstreifens zu der 6stlich des Vorhabenge-
biets befindlichen Waldflache ist die Errichtung verfahrensfreier Gebaude nach § 61
LBO i.V.m. nach § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO unzulassig.

o Die Erhohung der Lagerkapazitat eroffnet die Moglichkeit, Gulle z.B. aus dem be-

nachbart liegenden landwirtschaftlichen Betrieb aufnehmen zu kdnnen.

Fir diesen Fall wird durch den landwirtschaftlichen Betrieb von der Errichtung einer
dem Betrieb zugeordneten, so genannten privilegierten Biogasanlage abgesehen.
Eine entsprechende Verpflichtung wird in die 1. Erganzung des Durchfuhrungsver-

trags zu dieser Bauleitplanung aufgenommen.

e Die Plananderung erfolgt auch mit der Zielsetzung, die eingesetzte Biomasse mog-
lichst effektiv zu nutzen. Es wird daher angestrebt und bedarf letztendlich dem Be-
schluss der Gemeindevertretung zum Satzungsbeschluss, abweichend von der ,Ur-
sprungs-Bebauungsplanung“ keine Begrenzung der Gesamtfeuerungswarmeleis-
tung bzw. der erzeugten elektrischen Energie mehr vorzugeben, sondern es soll dann
entsprechend der Ursprungsplanung die eingesetzte Biomasse vor dem Hintergrund
der Lieferverkehre auf max. 40.500 t/a zzgl. ca. 21.000 t der Gulle / ggf. des Mistes

begrenzt werden.

e Durch die Trennung des Biogases kann CO2 vermarktet werden, was erhebliche Ein-
sparungen an Primarenergie fur die Herstellung von synthetischem CO:2 einspart.
Dadurch wird ca. eine LkwW-Fahrt taglich entstehen. Der Abtransport des Wasser-

stoffes erzeugt ca. 2 Lkw-Fahrten pro Woche.

Die Zuwegung erfolgt wie bisher Uber die vorhandene Anbindung an die Gemeindestralie

,Rosenhof*. Anderungen sind nicht erforderlich und somit auch nicht geplant.

= Anderungen der Betriebsweise beziiglich der Anlieferung des Haupteinsatzstoffes
Mais (10.500 t/a) sind nicht geplant.

= Anderungen der BGA beziiglich der eingesetzten Garsubstrate und der entstehenden

Abfalle, Reststoffe, deren Beseitigung und Verwertung sind grundsatzlich aufgrund

Seite 6 von 8



technischer Entwicklungen, aufgrund der verfugbaren Biomasse-Arten und aufgrund

der wirtschaftlichen Wandlungen zu erwarten.

Mit der Plananderung werden die Lagerkapazitat fir Garreste deutlich erweitert, so
dass eine groRere Flexibilitat bezuglich der Verwertung (insbesondere des Ausbri-
nungszeitpunktes) geschaffen wird.

Ein Teilstrom des in der Anlage erzeugten Gases wird in den BHKW-Modulen in

elektrische Energie umgewandelt.

Die entstehende Abwarme wird als Prozesswarme fur das Garsubstrat, die Trock-
nung von Holz sowie fur die Erzeugung von Warmwasser und das Beheizen von
Stallungen und Wohnhausern der benachbarten Hofstelle genutzt. Erganzend wird
eine ORC-Anlage mit 2 Warmespeichern vorgesehen. Der restliche Teilstrom wird in

Biomethan oder Wasserstoff und CO2 aufbereitet.

Naturschutzrechtlicher Ausgleich

Der sich aus der rechtskraftigen

Satzung zum vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplan Nr. 1 und

aus der Satzung der 1. Anderung

des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplanes Nr. 1 insgesamt erge-

bene Kompensationsbedarf von
5.964 m? fur die mit den beiden

Satzungen planungsrechtlich er-

mdglichten Eingriffe in Natur und

Landschaft, die nicht innerhalb

des Plangeltungsbereiches aus-

geglichen werden kdénnen, wird

aulRerhalb des Plangeltungsberei-

ches

durch die Anrechnung eines
Knickanteils von mind. 65 m
Lange nach den Maligaben der UNB vom 05.12.2019 und
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o durch eine entsprechend grofde und ausreichend bemessene Teilflache des
Flursticks 100 der Flur 6 in der Gemarkung Ehndorf, Gemeinde Ehndorf von 5.535

m? abgegolten (s. auch nebenstehende Abbildung).

Die Kosten zur Durchfuhrung dieser Ma3nahmen und ggf. zusatzlich erforderlicher Mal}-
nahmen nach MalRRgabe eines BImSchG-Genehmigungsverfahrens sind vom Vorhaben-

trager zu 100% zu tragen.

Planungsstand vom 31.03.2023,
angepasst am 27.04.2023 und
red. erganzt zum Satzungsbeschluss am 02.08.2023
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Begriindung mit Umweltbericht »Satzung"
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1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

Begriindung mit Umweltbericht

»Satzung"

Stellungnahmen von der Planung berihrter Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange
im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 2 i.V.m. § Abs. 2 BauGB zur 1. Anderung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 der Gemeinde Padenstedt

= Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernférde, Fachdienst Regionalentwicklung
mit Schreiben vom 30.06.2023

» Freiwillige Feuerwehr Padenstedt mit Stellungnahme vom 20.06.2023
= Stellungnahme einer privaten Person vom 13.06.2023

» Landesamt fur Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung des Landes S-H -
untere Forstbehorde mit Stellungnahme vom 03.06.2023

» Archéologisches Landesamt S-H mit Erlass vom 17.05.2023
Stellungnahmen von der Planung berihrter Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange

im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB zur 1. Anderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1:

= Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernférde, Fachdienst Regionalentwicklung
mit Schreiben vom 29.10.2019

» Stadt Neumunster, FB Stadtplanung und Stadtentwicklung mit Schreiben vom 22.10.2019
» Landwirtschaftskammer S-H mit Schreiben vom 16.10.2019

= Ministerium fur Inneres, landliche Raume und Integration, Regionalentwicklung und Regio-
nalplanung per E-Mail vom 21.10.2019

= Deutsche Telekom Technik GmbH mit Schreiben vom 14.10.2019
»= Wasserverband Bekau per E-Mail vom 09.10.2019
»= Archéologisches Landesamt S-H mit Schreiben 02.10.2019

= Bundesamt fUr Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
per E-Mail vom 07.10.2019

= Landeskriminalamt S-H, Kampfmittelraumdienst mit Schreiben vom 27.09.2019

= Handwerkskammer Flensburg per E-Mail vom 25.09.2019

» Landesamt fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume des Landes Schleswig-Hol-
stein - Technischer Umweltschutz (LLUR) mit Schreiben vom 25.09.2019

»Konzept zur Verhinderung von Storféallen, inklusive Sicherheitsmanagementsystem im Sinn der
Grundpflichten gem. 12. BImSchV Anhang III* fir die Biogasanlage der NaWwaRo Rosenhof
GmbH & Co. KG in Padenstedt (DAS-IB GmbH, Flintbek, Stand vom 12.11.2018)

.Brandschutzkonzept” fir die Biogasanlage Rosenhof der NaWaRo Rosenhof GmbH & Co. KG,
Padenstedt (DAS-IB GmbH, Flintbek, Stand vom 08.10.2018)

Mail des LLUR vom 17.07.2018 beziiglich der ,Erforderlichkeit neuer Gutachten* fiir eine 1. An-
derung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1 in der Gemeinde Paden-
stedt
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1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

Begriindung mit Umweltbericht »Satzung"

0 ,Schalltechnische Untersuchung” fiir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 ,Son-
dergebiet Biogasanlage Rosenhof* der Gemeinde Padenstedt (Stand vom 13.07.2015)

o ,Gutachten zu Geruchsimmissionen® fir den vorhabenbezogenen Bebauungsplan (VEP) Nr. 1
~Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof* der Gemeinde Padenstedt (Stand vom 23.07.2015)

0 Landesplanerische Stellungnahme der Abteilung Landesplanung in der Staatskanzlei des Minis-
terprasidenten des Landes S-H zur 3. Anderung des Flachennutzungsplanes und zum vorha-
benbezogenen Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 der Gemeinde Padenstedt im Rahmen der Behor-
denbeteiligung nach 8§ 4 Abs. 2 BauGB mit Erlass vom 07.01.2016 in Mitschrift des Ministeriums
fur Inneres und Bundesangelegenheiten, Referat fir Stadtebau und Ortsplanung, Stadtebau-
recht

o Stellungnahmen von der Planung berihrter Behérden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange
im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach § 4 (2) i.V.m. § 3 (2) BauGB zum vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 und zur 3. Anderung des Flachennutzungsplanes:

»= Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernforde, Fachdienst Regionalentwicklung
mit Schreiben vom 14.01.2016

= Schleswig-Holstein Netz AG, Netztechnik mit Schreiben vom 13.01.2016

= Landesamt fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume des Landes Schleswig-Hol-
stein - Technischer Umweltschutz (LLUR) mit Schreiben vom 15.12.2015

» Landesamt fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume des Landes Schleswig-Hol-
stein - Untere Forstbehotrde (LLUR) mit Schreiben vom 08.12.2015

0 Vermerk des LLUR (technischer Umweltschutz) vom 29.01.2015 zur Besprechung am 18.12.
2014 in Bezug auf eine privilegierte Gullevergarung

0 Genehmigung nach § 16 BImSchG durch das LLUR vom 27.04.2018 mit Az.: LLUR 7515 -
G20/20 18/005, Regionaldezernat Mitte / Dezernat Immissionsschutz

0o Genehmigung nach 8 16 i.V.m. § 19 BImSchG durch das LLUR vom 01.03.2013 mit
AZ. G20/2012/072 zur Erweiterung der Biogasanlage am Standort Rosenhof in Padenstedt

0 Genehmigung nach 88 4, 6 und § 19 BImSchG durch das Staatliche Umweltamt Kiel vom
30.05.2006 mit Az.: G20/2006/034 der Biogasanlage am Standort Rosenhof in Padenstedt

0 Rechtwirksamer Flachennutzungsplan der Gemeinde Padenstedt einschlie3lich der genehmig-
ten 3. Anderung

0 Festgestellter Landschaftsplan der Gemeinde Padenstedt
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1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

Begriindung mit Umweltbericht »Satzung"

Verfahrensubersicht

Fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit § 3 Abs. 1 BauGB
Benachrichtigung der Nachbargemeinden 8§ 2 Abs. 2 BauGB
Planungsanzeige § 11 Abs. 2 LaplaG

Friihzeitige Behorden- und TOB - Beteiligung § 4 Abs. 1 BauGB
Beschluss Uber Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung
Behorden- und TOB - Beteiligung § 4 Abs. 2 BauGB

Offentliche Auslegung § 3 Abs. 2 BauGB

Gesamtabwagung / Satzungsbeschluss

Bekanntmachung § 10 BauGB
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1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

Begriindung »Satzung'

1

Die Gemeindevertretung Padenstedt hat am 13.12.2018 die Aufstellung einer 1. Anderung zu
dem rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 ,Sondergebiet Biogas-
anlage Rosenhof* westlich abgesetzt von der Ortslage Dorf der Gemeinde Padenstedt sudlich
der K 12 (,Hauptstrafle / Padenstedter Strafl3e*) zwischen den bebauten Ortslagen der Ge-
meinden Padenstedt und Arpsdorf gefasst (vgl. nachfolgende Abb. 1).

(Quelle: Landesportal (2023)
Abb. 1
»Biogasanlage Rosenhof" und somit auch das Vorhabengebiet
der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1
in der Gemeinde Padenstedt

Die Gemeindevertretung hat auf Antrag des Vorhabentragers, NAWARO Rosenhof GmbH &
CO., Rosenhof 1 in 24634 Padenstedt, vom 14.08.2018 nach § 12 Abs. 2 BauGB die Einleitung
eines Bauleitplanverfahrens nach § 12 BauGB beschlossen und beabsichtigt, mit der Aufstel-
lung der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 ,Sondergebiet Biogas-
anlage Rosenhof* die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Anderung der iiberbaubaren
Flachen in Bezug auf den verschobenen 2. Garrestebehalter und fir den Bau eines 3. Garres-
tebehalters fur die am vorhandenen Standort ,Rosenhof* vorhandene Biogasanlage zu schaf-
fen.

Auf Grundlage des vom Vorhabentrager vorgestellten Planungskonzeptes mit den vorange-
stellten Planungsinhalten hat die Gemeindevertretung beschlossen, den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 mittels einer 1. Anderung im Einvernehmen mit dem Vorhaben-
trager in Bezug auf die beiden oben genannten Plandnderungen zu éandern.

in freier Kooperation mit Seite 8 von 69 BURO FUR INTEGRIERTE
G&P Giinther & Pollok - Landschaftsplanung B I S ¢ S STADTPLANUNG-SCHARLIBBE



1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 i
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof” 0

Begriindung »Satzung"

Die mit den erteilten Genehmigungen (s. Quellenverzeichnis) nach BImSchG bestehenden
baulichen Anlagen und Baurechte sind und bleiben weiterhin Grundlage dieser vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanung.

Wasserstoff-
anlage

Elomethanaur-
bercitungs-
anlage

_ // Bersich fir maghichen Nanddy

= -\ / Blogasaufberehungsaniage
- / und o

‘Wameepeicher,
\uenehm:ct noch nicat cebaut

# Wasserstcff-
anlage

gersnigt
- Tgebast

Y s
Y ey

\-\\'- Sehiebesor .Jn:.:.:\'f”.hu-al_g, ]
* Asgrenzung | I:v.:ricr.:un""n..__\.. /
/‘E-H_ " Abb. 2a
(Quelle: DAS-IB GmbH, 02.08.2023)

Die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 enthalt nach intensiver
Erorterung und Beratung der vorhabenbezogenen Planungsziele und dies nun auch unter den
Gesichtspunkten einer sich &ndernden Energiepolitik und den hieraus auch fir diese Biogas-
anlage ggf. moglichen Anforderungen folgende Vorhabenbestandteile (siehe auch nachfol-
gende Abb. 2b bis Abb. 2d aus DAS-IB GmbH, 31.03. / 02.08.2023) , die mit diesem Ande-
rungsverfahren planungsrechtlich abgesichert werden sollen (s. vorangestellte Abb. 2a):

0 Behebung eines Vermessungsfehlers bei der Errichtung des Garrestelagers 2, sodass der
hergestellte Garrestelager 2 teilweise aul3erhalb der festgesetzten tiberbaubaren Flachen
liegt. Dieser Fehler kann und wird durch eine entsprechende Anpassung der Baugrenzen
behoben.

0 Errichtung eines 3. Garrestelagers fur ca. 7.700 m3 mit einem Aufl3endurchmesser von
max. 37 m und einer Wandhohe von 8,0 m zzgl. einer 9,0 m hohen Abdeckung.

Das Garrestelager wird abgedeckt, um den Anforderungen der aktuellen TA Luft zu ent-
sprechen und um die Lagerkapazitaten fir Gasmengen mittels einer Doppelmembran zu

erhéhen.
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1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

1

Begriindung »Satzung'

Mit diesem Anderungsverfahren sollen die hierfiir erforderlichen planungsrechtlichen An-
derungen vorgenommen werden, um ein weiteres, zeitlich versetztes Anderungsverfahren
zu vermeiden.

Dadurch kann eine Optimierung des sogenannten ,Flexbetriebes” durch Erweiterung der
Stillstandzeiten der BHKW erreicht werden, es kann z. B. somit kein oder ein geringerer
Betrieb am Wochenende umgesetzt werden.

o Die Anbindung des 3. Garrestelagers an die bestehenden Anlagen und Betriebsflachen
der Biogasanlage und ggf. noch erforderliche technischen Anlagen werden mit einer
Reserve von 200 m2 zusatzlich zu befestigender Flache veranschlagt.

0 Auch die Garrestelager 1 und 2 sind entsprechend den erteilten Genehmigungen
abgedeckt zum Auffangen und Nutzen weiterer Gasmengen aus der gleichen Menge Bio-
masse. IR

- Th b
5

0 Es wird eine ORC-Anlage (Organic Rankine
Cycle) vorgesehen; dabei wird durch die
Abwarme des BHKW eine kleine Turbine
betrieben. Auch wenn der Wirkungsgrad
relativ gering ist, ermdglicht das Verfahren die
Nutzung von Warme, die sonst ungenutzt ..
bliebe. Die ORC-Anlage wird in einem offenen
20-FuRR-Seecontainer errichtet. Ein 2. Warme-
speicher kommt hinzu. Es handelt sich um ein
geschlossenes System ohne Emissionen.

Fermenter 1
@i= 24,69 m

(Quelle: DAS-IB GmbH, 31.03.2023) e

o Eine Biomethanaufbereitungsanlage ist ge-
plant, damit das Biogas fur eine Speicherung
im Erdgasnetz aufbereitet wird, um es dann
dort zu verwerten, wo elektrische und ther- | .
mische Energie benétigt werden. An Emis- > ereitungsanlzge
sionen gibt die Anlage CO, an die Atmosphare
ab. Evtl. kann dieses CO; aufgefangen und
vermarktet werden. H.S wird tber Aktivkohle
absorbiert. Die Biomethanaufbereitungsan-
lage hat eine Grundflache von 6,50 m x 16,00 ' _
m. Die Technik wird in einem 40-Ful} See- N BH!
container installiert, auRen befinden sich die /
Aktivkohlefilter und das Kuhlaggregat.

Fermenter 1
@i= 24,69 m
Das Gas wiurde voraussichtlich Uber eine neu e Gl

zu verlegende Gasleitung nach Padenstedt Abb. 2c
geférdert und dort in das bestehende Leitungs- (Quelle: DAS-IB GmbH, 31.03.2023)

netz eingespeist werden.

= Die Gemeinde und der Vorhabentrager werden mit diesem Anderungsvertrag eine
Regelung in den Durchfiihrungsvertrag aufnehmen, wonach der Vorhabentréager sich
gegenlber der Gemeinde verpflichtet, der Gemeinde bei der Entwicklung von Waér-
mekonzepten fir die Versorgung des dorflichen Ortskerns und eines geplanten Ge-
werbegebiets Vorrang beim Bezug von Energietragern aus erneuerbaren Quellen des
Vorhabentragers einzuraumen.
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1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

Begriindung

»Satzung"

= Es ist weiter alternativ eine Wasserstoff-
anlage geplant, die das Methan tber
eine Dampfreformation in Wasserstoff
umwandelt. Dieses wird in LKW-Auf-
liegern gesammelt und abgefahren.
Ebenso wird das abgeschiedene CO-
in Flaschenbindeln gesammelt und
abgefahren.

Wasserztoff-
anlage

Die Bereiche fur Biomethanaufbereitungs-
anlage und ggf. Wasserstoffanlage wer-

den Uber eine vom bestehenden Betriebs-
gelande hinausgehende Zuwegung anfahr-
bar sein (vgl. auch nebenstehende Abb. 2d).

Der bestehende Havariewall wird bis zum
Einmundungsbereich Sofell / Rosenhof
verlangert, um im Havariefall das Volumen

des grofiten Behélters (=> Garrestelager 3) = e, / 5
auffangen zu kénnen. Die Hohe des Walls (Quelle: DAS-IB GmbH, 02.08.2023)
wird durchgéngig auf mind. +15,6 m NHN

gelegt.

Ggf. im Zuge von BImSchG-Genehmigungsverfahren erforderlich werdende MafRnahmen
zum Grundwasserschutz, die im Zusammenhang mit dem plangemé&f3en Vorhaben inner-
halb des Vorhabengebiets stehen, sind auch au3erhalb der festgesetzten Uberbaubaren
Flachen grundsatzlich zulassig, sofern eine offene Vegetationsschicht wiederhergestellt
wird.

Die Positionierung des Garrestelager 3 ist so gewahlt, dass der 30 m messende Wald-
schutzstreifen (s. auch vorangestellte Abb. 2d) eingehalten werden kann. Zudem wird
festgesetzt, dass innerhalb des 30 m Waldschutzstreifens die Errichtung verfahrensfreier
Gebaude / Anlagen/ Einrichtungen nach 8 61 LBO i.V.m. nach § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO
unzulassig ist.

Die Erhéhung der Lagerkapazitat eroffnet die Moglichkeit, Gllle z.B. aus dem benachbart
liegenden landwirtschaftlichen Betrieb aufnehmen zu kdnnen. Fir diesen Fall wird durch
den landwirtschaftlichen Betrieb von der Errichtung einer dem Betrieb zugeordneten, so
genannten privilegierten Biogasanlage abgesehen. Eine entsprechende Verpflichtung
wird in die 1. Erganzung des Durchfiihrungsvertrags zu dieser Bauleitplanung aufgenom-
men.

Die Planédnderung erfolgt auch mit der Zielsetzung, die eingesetzte Biomasse mdglichst
effektiv zu nutzen. Es wird daher angestrebt, abweichend von der ,Ursprungs-Bebau-
ungsplanung* keine Begrenzung der Gesamtfeuerungswarmeleistung bzw. der erzeugten
elektrischen Energie mehr vorzugeben, sondern es soll entsprechend der Ursprungs-
planung die eingesetzte Biomasse vor dem Hintergrund der Lieferverkehre auf max.
40.500 t/a zzgl. ca. 21.000 t der Gulle / ggf. des Mistes begrenzt werden.

Durch die Trennung des Biogases kann CO., vermarktet werden, was erhebliche
Einsparungen an Primarenergie fir die Herstellung von synthetischem CO2 einspart.
Dadurch wird ca. eine LKW-Fahrt taglich entstehen. Der Abtransport des Wasserstoffes
erzeugt ca. 2 LKW-Fahrten pro Woche.

Die Zuwegung erfolgt wie bisher tber die vorhandene Anbindung an die Gemeindestralie ,Ro-
senhof“. Anderungen sind nicht erforderlich und somit auch nicht geplant.
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1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

1

Begriindung »Satzung'

* Anderungen der Betriebsweise beziglich der Anlieferung des Haupteinsatzstoffes Mais
(10.500 t/a) sind nicht geplant. In der Haupternteperiode (ca. September) ist weiterhin mit
einem Verkehrsaufkommen von ca. 750 Schlepperfahrten innerhalb von ca. 2 Wochen und
ca. 54 Schlepper mit 108 Fahrten pro Tag zu rechnen. Hinzukommen 6 Lkw-Transporte /
12 Lkw-Fahrten fir den Transport von Hihnertrockenkot oder ahnliche pflanzliche Energie-
trager.

= Anderungen der BGA beziiglich der eingesetzten Garsubstrate und der entstehenden Ab-
falle, Reststoffe, deren Beseitigung und Verwertung sind grundsatzlich aufgrund techni-
scher Entwicklungen, aufgrund der verfligbaren Biomasse-Arten und aufgrund der wirt-
schaftlichen Wandlungen zu erwarten.

= Es wird mithilfe der Plandnderung die Lagerkapazitat fur Garreste deutlich erweitert, so
dass eine groRRere Flexibilitat bezlglich der Verwertung (insbesondere des Ausbrinungs-
zeitpunktes) geschaffen wird.

= Ein Teilstrom des in der Anlage erzeugten Gases wird in den BHKW-Modulen in elektrische
Energie umgewandelt. Die entstehende Abwéarme wird als Prozesswarme fur das Garsub-
strat, die Trocknung von Holz sowie fir die Erzeugung von Warmwasser und das Beheizen
von Stallungen und Wohnhausern der benachbarten Hofstelle genutzt. Erganzend wird wie
oben bereits gesagt eine ORC-Anlage mit 2 Warmespeichern vorgesehen. Der restliche
Teilstrom wird in Biomethan oder Wasserstoff und CO, aufbereitet.

Ziel dieser verbindlichen Bauleitplanung und dieses Anderungsverfahrens ist es, die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen zur Ausraumung des beim Bau des 2. Garrestebehalters aufge-
tretenen Vermessungsfehlers und fiir den Bau eines 3. Garrestebehalters sowie fur weitere
technischen Anlagen, wie vorangestellt beschrieben, zu schaffen.

Zwischen dem Vorhabentrager und der Gemeinde Padenstedt wird der geschlossene Durch-
fuhrungsvertrag in Bezug auf die vorangestellten Plananderungen und den hiermit im Zusam-
menhang stehenden Anderungen Uberarbeitet.

Erforderlich MaRnahmen zur Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft, die auf
Grundlage dieses Anderungsverfahren erforderlich werden, werden auRerhalb des Ande-
rungsbereiches nachgewiesen. Die Kompensationsverpflichtungen der plangebenden Ge-
meinde aus diesem Anderungsverfahren werden mit dem zu erganzenden Durchfiihrungsver-
trag beim Vorhabentrager belassen.

Die im Rahmen des Ursprungs-Bebauungsplanes VEP Nr. 1 erstellten Gutachten (vgl. Quel-
lenverzeichnis zur ,Gerdusch- und Geruchsimmissionsprognose” zum Nachweis der Vertrag-
lichkeit der gewerblichen Biogasanlage mit den schiitzenswerten Nutzungen des angrenzen-
den landwirtschaftlichen Betriebes ,Rosenhof* bleiben unveréandert giltig und bedurfen It. Mit-
teilung des LLUR vom 17.07.2018 aufgrund des zuvor beschrieben Vorhabencharakters kei-
ner Anderung.

Die Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte entsprechend der o. g. Aufstellungsbeschliisse
auch in Hinblick auf den Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprifung im Sinne von § 2
Abs. 4 BauGB. Zugleich wurde das Planvorhaben vorgestellt sowie die vorgesehenen Auswir-
kungen und die MaRnahmen der Vermeidung, Minimierung und der mdglichen Kompensation
beschrieben. Die hierzu insgesamt eingegangenen Stellungnahmen hat die Gemeindevertre-
tung in die gemeindliche Abwagung zum Entwurfs- und Auslegungsbeschluss eingestellt.

Die im Rahmen der Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB eingegan-
genen Stellungnahmen konnten klarstellende in den Satzungsentwurf eingearbeitet werden.
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1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

1

Begriindung »Satzung'

Die von der Gemeindevertretung am 30.08.2023 in der endgtiltigen Planfassung als Satzung
beschlossene 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 beinhaltet die
planungsrechtlich relevanten Inhalte Gibergeordneter Planungen und die drtlich vorgefundene
Planungssituation sowie die Ergebnisse aus den begleitenden Fachplanungen und die Stel-
lungnahmen der Nachbargemeinden und der Behérden sowie der Planungstrager und den
anerkannten Naturschutzverbanden nach § 4 Abs. 1 und 2 BauGB sowie die Anregungen aus
der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB entsprechend der gemeindlich Gesamtabw&gung
zum Satzungsbeschluss.

Das Baugesetzbuch (BauGB), erganzt durch das ,Gesetz zur Anpassung des Umwelt-Rechts-
behelfsgesetzes und anderer Vorschriften an europa- und volkerrechtliche Vorgaben (am
01.06.2017 in Kraft getreten) und durch das ,,Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014/52/EU
im Stadtebaurecht und zur Starkung des neuen Zusammenlebens in der Stadt (am
13.05.2017 in Kraft getreten) und zuvor auch durch das ,Gesetz zur Starkung der Innenent-
wicklung in den Stadten und Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Stadtebaurechts”
vom 11.Juni 2013 sowie zuletzt geandert durch das Gesetz zur Mobilisierung von Bauland
vom 14. Juni 2021, verpflichtet die Gemeinden, Bauleitplane aufzustellen, sobald und soweit
es fur die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.

Gemal 8 1 Abs. 5 BauGB soll die stadtebauliche Entwicklung vorrangig durch Ma nahmen
der Innenentwicklung erfolgen . Die Aufstellung von Bauleitpl&nen liegt dabei als Verpflichtung
verwaltungstechnischer Selbstverwaltung in eigener Verantwortung bei der Gemeinde.

Die Bauleitpléane sollen entsprechend dem vorangestellten Planungsgrundsatz eine nachhal-
tige stadtebauliche Entwicklung und u. a. eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozial-
gerechte Bodennutzung gewabhrleisten.

Die Bebauungsplane treffen als Ortsatzungen die rechtsverbindlichen Festsetzungen fir die
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstucke und bilden die Grundlage fir weitere zum
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maflinahmen.

Seit dem 01.04.2003 ist der § 47 f GO ,Beteiligung von Kindern und Jugendlichen® in Kraft
getreten. Dies bedeutet, dass die Gemeinden bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen
von Kindern und Jugendlichen berthren, diese in angemessener Weise beteiligen mussen.
Die Gemeinden mussen daher besondere Verfahren entwickeln, die geeignet sind, die Inte-
ressen der Kinder und Jugendlichen deutlich zu machen. Da sich die (z. T. abstrakten) Instru-
mente und Strukturen der Welt der Erwachsenen nur bedingt auf Kinder und Jugendliche tber-
tragen lassen, sind insbesondere projektbezogene Beteiligungen, die sich auf konkrete Vor-
haben erstrecken, sinnvoll.

Typische Falle der Beteiligung sind die Errichtung oder die Anderung von Einrichtungen fir
Kinder und Jugendliche, wie z.B. Kinderspielplatze, Kindertagesstatten, Bolzplatze, Sportein-
richtungen, Jugendbegegnungsstatten, Schulen. Die Beteiligung hat auch bei entsprechenden
Bauleitplanungen zu erfolgen, sofern Interessen von Kindern und Jugendlichen betroffen sind
und sich auf konkrete Projekte und Vorhaben beziehen.

Aufgrund der Planungssituation, die gekennzeichnet ist durch die Uberplanung eines Sonsti-
gen Sondergebietes mit der nutzungsbegrenzenden Zweckbestimmung ,Biogasanlage” ist
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aufgrund des Planvorhabencharakters eine Beteiligung von Kindern und Jugendlichen auf der
Planungsebene der vorhabenbezogenen Bebauungsplanung nicht sinnvoll, da Belange dieser
Bevdlkerungsgruppe nicht direkt betroffen sind oder sein kénnen.

Der raumliche Plangeltungsbereich der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 1 (vgl. auch nachfolgende Abb. 3) ist deckungsgleich mit dem ,Ursprungs-Bebauungs-
plan®.

Der Plangeltungsbereich befindet sich
sudlich des Gemeindeweges ,Sofell”,
westlich der ,Heischbek” und der offenen Landschaft,

nordlich der landwirtschaftlichen Betriebsflachen des
Rosenhofes.

Ab b . 3 e = fr_‘__“r." C H?

(Quelle: Vermessung Radeleff, 2018 / &Y

mit Eintragungen BIS-S, Marz 2023) "m/ <o

Die Grundsticksflachen innerhalb des Vorhabengebietes werden, wie im ,Ursprungs-Bebau-
ungsplan® auch, ausschlie3lich als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung ,,Bio-
gasanlage” festgesetzt und umfassen eine Flache von ca. 3,05 ha.

Die Gemeinde Padenstedt baut mit der Aufstellung der 1. Anderung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 1 auf den Festsetzungen des rechtskraftigen ,Ursprungs-Bebauungs-
planes® und auf den Ergebnissen der nach BImSchG erteilten Genehmigungen zur Biogasan-
lage ,Rosenhof* auf und konkretisiert mit dieser Bauleitplanung die besondere Art und das
Malf3 der baulichen Nutzung, bezogen auf das Vorhabengebiet.
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Mit der Aufstellung der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 kann
das ,Entwicklungsgebot* nach 8 8 Abs. 2 BauGB, nach dem Bebauungsplane aus Flachen-
nutzungsplanen zu entwickeln sind, vollumfanglich eingehalten werden, da mit diesem Ande-
rungsverfahren keine Anderungen in den bodenrechtlich relevanten Darstellungen verbunden
sein werden.

Gemal § 1 Abs. 4 BauGB besteht fir die Gemeinden eine ,,Anpassungspflicht* an die Ziele
der Raumordnung und Landesplanung, d.h. Bedenken aus Sicht der Landesplanung unterlie-
gen nicht der gemeindlichen Abwagung nach 8 1 Abs. 7 BauGB.

Die Ziele, Grundséatze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus der
am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung uber den Landesentwicklungs-plan
Schleswig-Holstein - Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-VO 2021, GVOBI. Schl.-H.
S. 1409) sowie dem Regionalplan fur den Planungsraum Il ,alt“ (Reg.-Plan III).

Grundsatzlich werden die Ziele der Raumordnung, die der gemeindlichen und zugleich vorha-
benbezogenen Planung an dem durch die Bestandssituation begriindeten Standort von vorn-
herein entgegenstehen, weder nach dem Landesentwicklungsplan noch nach dem Regional-
plan fir den Planungsraum Il ersichtlich.

Mit Erlass der Landesplanungsbehdrde vom 21.07.2015 wurde im Rahmen des Planaufstel-
lungsverfahren zum ,Ursprungs-Bebauungsplan® die o. g. Planauffassung bestatigt. Die Lan-
desplanungsbehdrde hat in ihrer Stellungnahme auf folgende Sachverhalte hingewiesen

0 das geplante Gebiet abgesetzt von der bebauten Ortslage der Gemeinde im Aul3enbereich
liegt. Vor diesem Hintergrund steht die Planung zunéchst einmal im Konflikt zu landespla-
nerischen - und zugleich stadtebaulichen und naturschutzfachlich begriindeten - Grunds-
atzen (vgl. Ziffer 2.7 Abs. 2 LEP 2010)

Vor diesem Hintergrund sind in der Regel Standortalternativenprifungen erforderlich. Da
die Flachenplanung allerdings an einem durch die bereits vorhandene privilegierte Biogas-
anlage eingefiihrten Standort liegt, konnte aus landesplanerischer Sicht auf diese Darle-
gungen verzichtet werden.

0 Aus landesplanerischer Sicht sollten im Hinblick auf die gesamtraumlichen Auswirkungen
der geplanten Anlage Aussagen zu den verwendeten Substraten, Schwerpunktbereichen
der Anbaugebiete einschlie3lich der sowohl mit der Anlieferung als auch mit dem Abtrans-
port der erzeugten Produkte verbundenen verkehrlichen Auswirkungen, sowie zur Nutzung
der Abwarme der Anlage gemacht werden.

Die Gemeinde hat sich im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zum ,Ursprungs-Bebau-
ungsplan“ VEP Nr. 1 mit den vorangestellten landesplanerischen Aspekten auseinanderge-
setzt und hat hierzu ausgefuhrt.

Mit der ,Ursprungs-Bebauungsplanung” erfolgte keine planerische oder planungsrechtli-
che Erweiterung einer bestehenden Biogasanlage.

Nach dem BImSchG genehmigte und noch nicht umgesetzte MaRhahmen stellen keine
Erweiterung im planerischen Sinne dar, da deren Zulassigkeit im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahren nach BImSchG bereits gepruft worden ist.
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Erganzungen oder wesentliche Anderungen sind somit nicht Gegenstand dieser Planung,
in der eine stadtebauliche Sicherung der kiinftig gewerblich betriebenen Anlage vorgenom-
men wird.

Unter Bericksichtigung der Betriebsweise mit einer Anlieferung des Haupteinsatzstoffes
Mais in der Haupternteperiode (ca. September) ist mit einem Verkehrsaufkommen von ca.
750 Schlepperfahrten innerhalb von ca. 2 Wochen und ca. 54 Schlepper mit 108 Fahrten
pro Tag zzgl. 6 LKW-Transporte / 12 LKW-Fahrten fir den Transport von Hiihnertrockenkot
und Holz zu rechnen.

Der An- und Abtransport erfolgt im Wesentlichen auf den Gemeindewegen ,Rosenhof* und
»Sofell“. Nicht nur wahrend der Haupterntezeit, sondern auch Uber das Jahr hinweg, hat
sich der Vorhabentrager gegeniiber der Gemeinde verpflichtet (= geltender Durchflh-
rungsvertrag), diese beiden Gemeindewege vom zwischen Rosenhof und der bebauten
Ortslage bzw. der K 12 zu unterhalten und die Banketten zu pflegen.

Diese Eingangsdaten sind zudem Grundlage gewesen fur die schalltechnischen Berech-
nungen, deren Nutzungsvertraglichkeit ohne weitere Larmminderungsmal3nahmen nach-
gewiesen werden konnte, auch im Verhaltnis einer gewerblichen Anlage mit schitzens-
werten Nutzungen innerhalb des Betriebes Rosenhof.

Das in der Anlage erzeugte Gas wird mit Realisierung des 2. Garrestebehalters nunmehr
in 3 BHKW-Modulen in elektrische Energie umgewandelt.

Die entstehende Abwarme wird als Prozesswarme fiir das Garsubstrat, die Trocknung von
Holz sowie fir die Erzeugung von Warmwasser und das Beheizen von Stallungen und
Wohnhausern des landwirtschaftlichen Betriebes Rosenhof genutzt.

Die abschlieRende landesplanerische Stellungnahme erfolgte im Rahmen des Beteiligungs-
verfahrens nach 8 4 Abs. 2 BauGB mit Erlass der Landesplanungsbehtrde vom 07.01.2016
in Mitschrift des Referats fir Stadtebau und Ortsplanung, Stadtebaurecht.

Den Hinweis auf einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden und der Beschrankung der
Sondergebietsausweisung / -darstellung auf die bebauten und noch zu bebauenden Flachen
hat die Gemeindevertretung im Zuge der Gesamtabwéagung und mit den abschlieRenden Be-
schlussfassungen zum ,Ursprungs-Bebauungsplan® bertcksichtigt. Mit Mail vom 01.06.2016
hat das Referat fur Stadtebau und Ortsplanung, Stadtebaurecht mitgeteilt, dass die Plange-
nehmigungsbehodrde mit der Reduzierung des Plangeltungsbereiches und der damit verbun-
denen Anderung der Sondergebietsausweisung einverstanden ist.

Die Gemeinde Padenstedt geht im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zur 1. Anderung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1 weiterhin davon aus, dass auch mit der
Option auf eine spatere Realisierung (=> mit Wegfall der bisherigen Férderung nach dem EEG)
des 3. Garrestebehalters und dem gleichzeitigen Verzicht auf eine landwirtschaftlich privile-
gierte Biogasanlage auf dem Rosenhof werden sich die Betriebsannahmen nicht wesentlich
verandern.

Die Landesplanung hat per E-Mail vom 21.10.2019 mitgeteilt, dass die Landesplanung zu die-
sem Anderungsverfahren von einer Stellungnahme abgesehen wird.
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5.  Umweltbericht
5.1 Einleitung

5.1.1 Vorhabenbeschreibung - Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele
der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
»Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof*

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Padenstedt hat am 17.03.2016 den abschlieRenden
Beschluss fir den vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1 ,Sondergebiet Biogas-
anlage Rosenhof* gefasst, so dass der Bebauungsplan vor dem Hintergrund der genehmigten
3. Anderung des Flachennutzungsplans rechtskraftig geworden ist. Der rechtskréaftige vorha-
benbezogene Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 ,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof” (vgl. auch
nachstehende Abb. 4) wird hier auch als Ursprungsplanung bezeichnet.

Es wird nunmehr die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1
~Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof* geplant.

//sdf'“
e

_// I
o

(Quelle: Gemeinde Padenstedt (2018)

Abb. 4
Ausschnitt aus der Planzeichnung des rechtskraftigen
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1

Das Anderungsvorhaben liegt auf den Flurstiicken 5/2 und 83 der Flur 11 in der Gemarkung
Padenstedt und umfasst somit den Geltungsbereich der Ursprungsplanung.
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Die hier bestehende bzw. gemal des derzeit geltenden Bebauungsplans zuldssige Biogasan-
lage (BGA) umfasst alle bestehenden und gemal der behérdlichen Genehmigungen herge-
stellten bzw. zulassigen Anlagenteile. Diese sollen auch weiterhin Vorhabenbestandteile blei-
ben.

Ein zuvor fur die Biogasanlage genutztes Endlager mit dem Volumen netto 2.400 m3, gelegen
unmittelbar am westlichen / sidwestlichen Rand der BGA, wurde von der BGA getrennt und
der benachbarten landwirtschaftlichen Hofstelle zugeordnet.

Die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1 wird erforderlich,
um folgende Vorhabenbestandteile planungsrechtlich zu sichern (s. unten Abb. 5):

0 Behebung eines Vermessungsfehlers bei der Errichtung des Garrestelagers 2: dieses liegt
derzeit teilweise aulRerhalb der festgesetzten Uberbaubaren Flachen; dieser Fehler wird
durch eine entsprechende Anpassung der Baugrenzen behoben.

o Ein 3. Garrestelager fur ca. 7.700 m3, AuRendurchmesser max. 37 m, Wandhohe 8,0 zzgl.
9 m hohe Abdeckung soll errichtet werden.

Es wird abgedeckt, um den Anforderungen der aktuellen TA Luft zu entsprechen und um
die Lagerkapazitaten fur Gasmengen mittels einer Doppelmembran zu erhéhen. Es sollen
die hierfur erforderlichen planungsrechtlichen Anderungen mit diesem Anderungsverfah-
ren vorgenommen werden, um ein weiteres Anderungsverfahren zu vermeiden.

Dadurch kann eine Optimierung des sogenannten ,Flexbetriebes” durch Erweiterung der
Stillstandzeiten der BHKW erreicht werden, es kann z. B. kein oder ein geringerer Betrieb
am Wochenende umgesetzt werden.

o Die Anbindung des 3. Garrestelagers an die bestehenden Anlagen und Betriebsflachen
der Biogasanlage und ggf. noch erforderliche technischen Anlagen werden hinsichtlich
der flachenhaften Eingriffe in das Schutzgut Boden mit einer Reserve fur zusatzlich zu
befestigende Flachen veranschlagt — s. hierzu Grolienangabe in Kap. 5.2.1.4.

0 Auch die Garrestelager 1 und 2 sind entsprechend abgedeckt zum Auffangen und Nutzen
weiterer Gasmengen aus der gleichen Menge Biomasse.

o Es wird eine ORC-Anlage (Organic Rankine Cycle) vorgesehen; dabei wird durch die Ab-
warme des BHKW eine kleine Turbine betrieben. Auch wenn der Wirkungsgrad relativ
gering ist, ermoglicht das Verfahren die Nutzung von Warme, die sonst ungenutzt bliebe.
Die ORC-Anlage wird in einem offenen 20-Ful3-Seecontainer errichtet. Ein 2. Warmespei-
cher kommt hinzu. Es handelt sich um ein geschlossenes System ohne Emissionen.

o Eine Biomethanaufbereitungsanlage ist geplant, damit das Biogas fur eine Speicherung
im Erdgasnetz aufbereitet wird, um es dann dort zu verwerten, wo elektrische und thermi-
sche Energie benétigt werden. An Emissionen gibt die Anlage CO; an die Atmosphéare ab.
Evtl. kann dieses CO; aufgefangen und vermarktet werden. H.S wird Gber Aktivkohle ab-
sorbiert. Die Biomethanaufbereitungsanlage hat eine Grundflache von 6,50 m * 16,00 m.
Die Technik wird in einem 40-Ful3 Seecontainer installiert, auRen befinden sich die Aktiv-
kohlefilter und das Kuhlaggregat.

Das Gas wiurde voraussichtlich Gber eine neu zu verlegende Gasleitung nach Padenstedt
gefordert und dort in das bestehende Leitungsnetz eingespeist werden.
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Abb. 5: Darstellung der Biogasanlage mit dem geplanten 3. Garrestlager, der neuen Position des Garrestelagers 2 sowie in rot dargestellten und lila
beschrifteten geanderten Vorhabenbestandteilen. Eine neue Zuwegung ist grau gepunktet eingezeichnet. (erstellt durch DAS-IB GmbH, Stand 02.08.2023)
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o Es ist weiter optional eine Wasserstoffanlage geplant, die das Methan tber eine Dampf-
reformation in Wasserstoff umwandelt. Dieses wird in LKW-Aufliegern gesammelt und ab-
gefahren. Ebenso wir das abgeschiedene CO. in Flaschenbiindeln gesammelt und abge-
fahren.

o Durch die Trennung des Biogases kann CO vermarktet werden, was erhebliche Einspa-
rungen an Primarenergie fur die Herstellung von synthetischem CO: einspart. Dadurch
wird ca. eine LKW-Fahrt taglich entstehen. Der Abtransport des Wasserstoffes erzeugt
ca. 2 LKW-Fahrten pro Woche.

o0 Der bestehende Havariewall wird im Einmindungsbereich ,Sofell* / ,Rosenhof” verlangert,
um im Havariefall das Volumen des gro3ten Behélters (=> Garrestelager 3) auffangen zu
kénnen. Die Hohe des Walls wird durchgangig auf mind. +15,6 m NHN gelegt. Stdlich
des Garrestelagers 2 wird der Havarieraum durch ein Schiebetor und eine Wand abge-
grenzt.

Ggf. im Zuge von BImSchG-Genehmigungsverfahren erforderlich werdende MalRnahmen
zum Grundwasserschutz, die im Zusammenhang mit dem plangemé&f3en Vorhaben inner-
halb des Vorhabengebiets stehen, sind auch au3erhalb der festgesetzten Uberbaubaren
Flachen grundsatzlich zulassig, sofern eine offene Vegetationsschicht wiederhergestellt
wird.

o Die Positionierung des Garrestelager 3 ist so gewahlt, dass der 30 m messende Wald-
schutzstreifen (s. auch vorangestellte Abb. 5) eingehalten werden kann. Zudem wird
festgesetzt, dass innerhalb des 30 m Waldschutzstreifens die Errichtung verfahrensfreier
Gebaude / Anlagen/ Einrichtungen nach 8 61 LBO i.V.m. nach § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO
unzulassig ist.

o Die Bereiche fur Biomethanaufbereitungsanlage und ggf. Wasserstoffanlage werden tber
eine vom bestehenden Betriebsgelande hinausgehende Zuwegung anfahrbar sein.

o Die Erhohung der Lagerkapazitat eroffnet die Moglichkeit, Gille aus dem benachbart lie-
genden landwirtschaftlichen Betrieb aufnehmen zu kénnen. Fir diesen Fall wird durch den
landwirtschaftlichen Betrieb von der Errichtung einer dem Betrieb zugeordneten, so ge-
nannten privilegierten Biogasanlage abgesehen. Eine entsprechende Verpflichtung wird
in die 1. Erganzung des Durchflihrungsvertrags zu dieser Bauleitplanung aufgenommen.

o Die Plananderung erfolgt auch mit der Zielsetzung, die eingesetzte Biomasse mdglichst
effektiv zu nutzen. Es wird daher abweichend von der Ursprungsplanung keine Begren-
zung der Gesamtfeuerungswarmeleistung bzw. der erzeugten elektrischen Energie mehr
geben, sondern es wird die eingesetzte Biomasse vor dem Hintergrund der Lieferverkehre
auf max. 40.500 t/a zzgl. ca. 21.000 t der Gulle / ggf. des Mistes aus dem benachbart
bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb des Rosenhofes oder anderer landwirtschatftli-
cher Betriebe begrenzt.

Die Zuwegung erfolgt wie bisher tber die vorhandene Anbindung an die Gemeindestraf3e ,Ro-
senhof*. Anderungen sind nicht erforderlich und somit auch nicht geplant.

Anderungen der Betriebsweise beziigl. der Anlieferung des Haupteinsatzstoffes Mais (10.500
t/a) sind nicht geplant. In der Haupternteperiode (ca. September) ist weiterhin mit einem Ver-
kehrsaufkommen von ca. 750 Schlepperfahrten innerhalb von ca. 2 Wochen und ca. 54
Schlepper mit 108 Fahrten pro Tag zu rechnen. Hinzukommen zzgl. 6 LKW-Transporte / 12
LKW-Fahrten fur den Transport von Hiihnertrockenkot oder &hnliche tierische oder pflanzliche
Energietrager.
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Anderungen der BGA beziiglich der eingesetzten Garsubstrate und der entstehenden Abfalle,
Reststoffe, deren Beseitigung und Verwertung sind grundsatzlich aufgrund technischer Ent-
wicklungen, aufgrund der verfugbaren Biomasse-Arten und aufgrund der wirtschaftlichen
Wandlungen zu erwarten. Es wird mithilfe der Plandnderung die Lagerkapazitat fur Garreste
deutlich erweitert, so dass eine groRRere Flexibilitdt bezuglich der Verwertung (insbesondere
des Ausbringungszeitpunktes) geschaffen wird.

Ein Teilstrom des in der Anlage erzeugten Gases wird in BHKW-Modulen in elektrische Ener-
gie umgewandelt. Die entstehende Abwarme wird als Prozesswarme fur das Garsubstrat, die
Trocknung von Holz sowie fur die Erzeugung von Warmwasser und das Beheizen von Stal-
lungen und Wohnhausern der benachbarten Hofstelle genutzt. Erganzend wird wie oben be-
reits gesagt eine ORC-Anlage (Organic Rankine Cycle) mit 2 Warmespeichern vorgesehen.
Der restliche Teilstrom wird in Biomethan oder Wasserstoff und CO, aufbereitet.

MalRnahmen und Leitungen zur Ver- und Entsorgung, der Regenwasserriickhaltung und -vor-
klarung sowie des vorbeugenden Brandschutzes werden entsprechend der erteilten Geneh-
migungen nach BImSchG ausgefiihrt und in die Planung eingestellt.

Ein bestehender Havariewall entlang der nordostlichen Anderungsbereichsseite und der Ha-
varieraum zwischen dem Wall und dem 3. Behélter werden erhalten und am westlichen Vor-
habenrand entlang der Straf3en verlangert. Der Raum soll auch im Fall eines Substrataustritts
aus dem 3. Garrestelagers wirksam werden. Somit sind keine Situationsénderung bei Unféllen
und kein anderes Risiko als bisher fir die zu schitzende ,Heischbek” zu erwarten.

Eine Absicherung dieser Rechte und MalRnahmen kann Uber vertragliche Regelungen im
Durchfuhrungsvertrag oder Gber Eintragungen von Grunddienstbarkeiten bzw. Baulasten bei
einem o6ffentlichen Interesse erfolgen, sofern dies zu diesem Zeitpunkt fur die Betriebsflhrung
erforderlich ist / war.

Die Festsetzung der Korrektur des Lagefehlers fur ein vorhandenes Garrestlager und der zu-
satzlich bebaubaren Flachen erfolgt innerhalb eines Sonstigen Sondergebiets mit der nut-
zungsbegrenzenden Zweckbestimmung ,Biogasanlage” im bauplanungsrechtlichen Auf3enbe-
reich der Gemeinde.

In dem Bewusstsein und der Erkenntnis, dass mit dem Betrieb dieser Biogasanlage ein nach-
haltiger Nutzen fur die Umwelt und die Menschen entsprechend den Zielsetzungen des EEG
erreicht werden kann, hat die Gemeindevertretung die Aufstellung einer gemeindlichen Pla-
nung als 1. Anderung fiir die in Betrieb befindliche Biogasanlage an dem bestehenden Stand-
ort ,Rosenhof* gefasst. Somit kann die Biogasanlage besser dazu beitragen, dass der 6rtlichen
und regionalen Landwirtschaft zuséatzlich eine mittel- bis langfristige Erganzung der Existenz-
grundlage geschaffen wird, wobei nach Auffassung der Gemeinde Padenstedt eine Nachhal-
tigkeit im Sinne des EEG in Betriebsfuihrung und landwirtschaftlicher Nutzung Voraussetzung
hierfur ist.

Es besteht bereits an dem Standort eine Biogasanlage, die jetzt entsprechend des oben Ge-
sagten erweitert bzw. an die vorgefundene 0Ortliche Bestandssituation angepasst werden soll.
Aufgrund dieses Bestandes kommt ein anderer Anlagenstandort nicht in Frage, da ansonsten
im Fall einer Standortverlegung ein wirtschaftlicher Betrieb nicht moglich wére.

Es ergeben sich weder nach Durchfihrung der Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 und 2
BauGB im Zuge der Aufstellung der ,Ursprungsplanung“ noch nach Durchfihrung des Beteili-
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gungsverfahrens nach § 4 Abs. 1 und 2 BauGB im Zuge dieser 1. Anderung der ,Ursprungs-
planung” Erfordernisse hinsichtlich einer Verlegung der Anlage an einen anderen Standort.

Dem Antrag auf Einleitung des Aufstellungsverfahrens zur 1. Anderung des (rechtskréftigen)
vorhabenbezogenen Bebauungsplans (VEP) Nr. 1 nach § 12 BauGB stimmte die Gemeinde-
vertretung Padenstedt mit Beschluss vom 13.12.2018 zu.

Auf Grundlage des vorangestellten Beschlusses fiihrte die Gemeinde Padenstedt das Beteili-
gungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB (,Scoping“) und nach § 2 Abs. 2 BauGB (Benachrich-
tigung der Nachbargemeinden) durch und eine landesplanerische Stellungnahme wurde ein-
geholt.

Im Rahmen dieser Beteiligungen wurden in Hinblick auf die Inhalte, den Umfang und den De-
taillierungsgrad der Umweltpriifung im Sinne von § 2 Abs. 4 BauGB (analog eines so genann-
ten ,Scopings” nach UVPG) Stellungnahmen mit umweltrelevanten Inhalten von der Gemeinde
Padenstedt ausgewertet und entsprechend der gemeindlichen Abwagungsentscheidung in die
Erstellung des Planentwurfes aufgenommen.

Es sind von folgenden beteiligten Behtdrden und Institutionen Stellungnahmen mit umweltrele-
vanten Inhalten eingegangen:

0 Kreis Rendsburg-Eckernférde, Fachdienst Umwelt, mit Schreiben vom 29.10.2019 und
vom 30.06.2023:

Untere Naturschutzbehorde: es werden Anforderungen an die nachzuweisende
Kompensationsflache mitgeteilt, zur Berechnung der Kompensation, zur grundbuch-
lichen Sicherung und zur Entwicklung der Kompensationsflache

Untere Wasserbehotrde, Gewasseraufsicht: das Havarievolumen ist zu prifen und
ggfs. anzupassen

Untere Wasserbehorde, Abwasser: keine Bedenken gegen die Sammlung und land-
wirtschaftliche Verwertung von verschmutztem Niederschlagswasser

0 Landesamt fur Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung des Landes S-H -
untere Forstbehdrde mit Stellungnahme vom 03.06.2023: Beachtung des 30 m mes-
senden Waldschutzstreifens und Ausschluss von verfahrensfreien baulichen Anlagen
innerhalb des Schutzstreifens zur Gefahrenabwehr und zur Verhinderung von Feuer-
bricken

0 Wasser- und Bodenverband Padenstedter Au mit E-Mail vom 09.10.2019: Angaben
zur Niederschlagsruckhaltung, -beseitigung und -einleitung werden erbeten

0 LLUR-SH, Technischer Umweltschutz, mit Schreiben vom 25.09.2019: es werden
keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht

0 Archéologisches Landesamt SH mit Schreiben vom 02.10.2019: teilweise Lage in ei-
nem archaologischen Interessengebiet; archdologische Funde kdnnen nicht ausge-
schlossen werden und sind mitzuteilen

0 Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr mit
Schreiben vom 01.10.2019: im Fall der Bauhthe von > 30 m uber Grund bedarf es
einer erneuten Prifung

0 Von Seiten des Ministeriums fur Inneres, landliche Raume und Integration Regional-
entwicklung und Regionalplanung wird per E-Mail am 21.10.2019 der Verzicht auf eine
Stellungnahme mitgeteilt.
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Die Gemeindevertretung der Gemeinde Padenstedt hat sich anschlieBend im Rahmen der
Vorbereitungen zur Erarbeitung der Entwurfsplanung ausfuhrlich mit den Anregungen, fach-
technischen Hinweisen und Informationen befasst und entsprechend den Beratungen in die
Bauleitplanung eingestellt, die nunmehr unter Berlicksichtigung technischer und energiepoliti-
scher Entwicklungen fortgefihrt wird.

Die Ausweisung von zuséatzlichen Bauflachen bzw. versiegelbaren Flachen und die Herstel-
lung sonstiger baulicher Anlagen innerhalb des Vorhabengebietes kann gemafR 8§ 8 LNatSchG
i. V. m. 8 14 BNatSchG grundsatzlich zu Eingriffen in Natur und Landschaft fihren, da bauliche
Anlagen (Bauflachen einschliel3lich Nebenanlagen, Ver- und Entsorgungsanlagen, etc.) auf
bisher nicht baulich genutzten Grundflachen hergestellt wirden bzw. durch die Nutzung eine
gewisse Minderung der o. g. Funktionsfahigkeit zur Folge haben koénnte. Da im vorliegenden
Fall eine bestehende Biogasanlage mit genehmigten Anlagen erweitert wird, beschréankten
sich zu erwartende Eingriffe in die Schutzguter ausschlief3lich auf die neuen Anlagenteile.

Gemal Auskunft des LLUR sind durch den geénderten Betrieb keine neu zu bewertenden
Auswirkungen durch Emissionen erforderlich, da die Gesamtleistung der BGA nicht geéndert
wird.

Bisherige Kompensationserfordernisse entsprechend der ,Ursprungsplanung” bestehen fort
und werden zusammen mit den hinzutretenden Kompensationserfordernissen aufgrund der
zwischenzeitlich erfolgten Abstimmungen des Vorhabentragers mit der Unteren Naturschutz-
behdrde unter Hinzuziehung der Gemeinde Padenstedt an einer anderen Stelle als bisher vor-
gesehen (auf den Flurstiicken 99 und 100 der Flur 6 in der Gemarkung Ehndorf, Gemeinde
Ehndorf). Uber die Belange des Naturschutzes im Bauleitplan ist nach § 18 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit den 88 1, 1a, 2 und 2a BauGB zu entscheiden.

Zur schutzgutbezogenen Erlauterung wird dementsprechend zur fachgerechten Bearbeitung
der ,naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung” eine aktualisierte und qualifizierte Eingriffs- und
Ausgleichsbilanzierung in diesen Umweltbericht eingestellt. Fir die Prifung des Ausgleichser-
fordernisses wird der gemeinsame Runderlass des Innenministeriums und des Ministeriums
fur Umwelt, Natur und Forsten ,Verhéltnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum
Baurecht“i. d. F. vom 09.12.2013 angewendet.

Das Vorhaben entspricht folgenden Zielsetzungen des BNatSchG:
§ 1 (3) Nr. 5 BNatSchG:

»Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts sind
insbesondere [...] wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre
Biotope und Lebensstatten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt
zu erhalten, [...]"

§ 1 (4) Nr. 1 BNatSchG:

»Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schénheit sowie des Erholungswertes
von Natur und Landschaft sind insbesondere ... Naturlandschaften, Kulturlandschaften, auch
mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmalern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen
Beeintrachtigungen zu bewahren, [...]*

§ 1 (4) Nr. 2 BNatSchG:

»Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schénheit sowie des Erholungswertes
von Natur und Landschaft sind insbesondere [...] zum Zweck der Erholung in der freien Land-
schaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage geeignete Flachen vor allem im besiedelten und
siedlungsnahen Bereich zu schitzen und zugénglich zu machen.”
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§ 1 (5) BNatSchG:

~Grol¥flachige, weitgehend unzerschnittene LandschaftsrAume sind vor weiterer Zerschneid-
ung zu bewahren. Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flachen sowie die Bebau-
ung unbebauter Flachen im beplanten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht fur
Grunflachen vorgesehen sind, hat Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freiflachen im Au-
Benbereich. Verkehrswege, Energieleitungen und ahnliche Vorhaben sollen landschaftsge-
recht gefuhrt, gestaltet und so gebiundelt werden, dass die Zerschneidung und die Inanspruch-
nahme der Landschaft sowie Beeintrachtigungen des Naturhaushalts vermieden oder so ge-
ring wie moglich gehalten werden. [...]*

Zudem werden die artenschutzrechtlichen Belange gemal3 § 44 BNatSchG in der Planung
beachtet durch entsprechende Betrachtungen in Verbindung mit den Schutzgutern ,Pflanzen®
und ,Tiere®.

Thema (L-Progr.) Bedeutung fir den Bauleitplan

o Neutral
es liegen keine Vorgaben vor.

o Karten 1 bis 4:
es sind keine Darstellungen fir den
Bereich ,Rosenhof* vorhanden. Der
Naturpark Aukrug liegt westlich der Ge-
meinde Padenstedt und die Stér als Bio-
topverbundachse liegt deutlich nordlich.

Thema (LRP) Bedeutung fir den Bauleitplan

o Neutral
es liegen keine Vorgaben vor.

0 Hauptkarten 1 bis 3:
es sind keine Darstellungen fir den
Bereich ,Rosenhof* vorhanden.

Thema (LP) Bedeutung fiir den Bauleitplan

Karte ,Entwicklung*:
0 Beachtung,

o Darstellung der landwirtschaftlichen
Hofstelle ,Rosenhof* mit zugeordneten
Bebauungen
(siehe auch nachfolgende Abb. 6)

0 Angrenzend vorweidend Ackerflachen
und nur westlich der Hofstelle eine

die Hofstelle ist vorhanden; die beste-
hende Biogasanlage ist nicht dargestellt

0 Beachtung / neutral,
es werden durch die Planung keine
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Grunlandflache hochwertigen Flachen betroffen sein
0 Gliederung der Flachen und entlang 0 Beachtung / neutral,
der Wegseiten oftmals durch Knicks durch die Planung werden keine

Knicks betroffen sein
o Darstellung einer kleinen Waldflache mit | o Beachtung / neutral,

Kennung als geschiitztes Biotop ,Bruch- es wird der Wald durch die Planung
wald" mit der Ziffer ,8" norddstlich der nicht betroffen sein
Hofstelle

0 am Bach 6stlich der Hofstelle liegen 0 Beachtung / neutral,
Knicks mit Hinweis ,K" zur Verbesserung durch die Planung werden sowohl der
der Knickpflege und der Planungsemp- Bach als auch die randlichen Knicks
fehlung ,,R" zur Renaturierung von nicht bertihrt bzw. es wird die Méglichkeit
Gewasserabschnitten einer Bachrenaturierung nicht einge-

schrénkt

Abb. 6 M““

Auszug aus dem festgestellten
Landschaftsplan mit der rAumlichen Lage des
Vorhabengebietes ,Rosenhof* im westlichen
Teil des Gemeindegebietes sidlich der K 12
(StraBe von Padenstedt nach Arpsdorf)

\ 4

Hol landskoppe!

(Quelle: Gemeinde Padenstedt) -

Da die Planung den Bereich einer bestehenden Biogasanlage umfasst und da kein anderer
Standort infrage kommt, ist die Anderung bzw. Fortschreibung des Landschaftsplans nicht ge-
plant und aus Sicht der Gemeinde Padenstedt auch in Kenntnis der Stellungnahmen aus den
Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 und 2 BauGB zur Ursprungsplanung sowie dem Be-
teiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB zur 1. Anderung nicht erforderlich.

in freier Kooperation mit Seite 25 von 69 BURO FUR INTEGRIERTE
G&P Giinther & Pollok - Landschaftsplanung B I S ¢ S STADTPLANUNG-SCHARLIBBE



1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

Umweltbericht als integrierter, gesonderter Teil der Begriindung »Satzung"
Thema (LEP) Bedeutung fir den Bauleitplan
0 Padenstedt ist eine Gemeinde innerhalb | o Neutral
des Stadt- und Umlandbereichs im land- es sind keine spezifischen Funktionen
lichen Raum des Oberzentrums dem Bereich ,Rosenhof* zugeordnet, da
Neumunster dieser westlich abgesetzt vom Dorf liegt
0 Entwicklungsraum fir Tourismus und o Neutral
Erholung (=> Naturpark Aukrug) liegt der Naturpark wird nicht betroffen sein;
westlich der Gemeinde Padenstedt bzw. im Vorhabengebiet sind keine Erholungs-
des Rosenhofs einrichtungen vorhanden.
Thema (RP) Bedeutung fiir den Bauleitplan
o Der Bereich ,Rosenhof* liegt am westli- o Neutral
chen Rand des Stadt- und Umlandbe- Es sind keine spezifischen Funktionen
reichs des Oberzentrums Neumiinster dem Bereich ,Rosenhof* zugeordnet, da
dieser westlich abgesetzt vom Dorf liegt.

Die Fortschreibung des Regionalplans (Stand De-
zember 2020, Planungsraum Il ,neu®) zum Sach-
thema Windenergie beinhaltet die Darstellung ei-
ner Windenergie-Vorrangflache in Nahe zum Ro-
senhof, die mit der Kennziffer PR2_RDE_316 an-
gegeben ist (s. rot gerasterte Flache in nebenste-
hender Abb. 7 als Auszug aus der Darstellung der
Datenblatter der Teilfortschreibung des Regional-
plans). Die Abbildung verdeutlicht, dass zum
Schutz der Wohnnutzung auf dem Rosenhof die i« ~ ™~ A%
einzuhaltenden Mindestabstande beriicksichtigt .~ & ;' -~
wurden.

& -9
i L{PR2_RDE_316

Y N

Zugleich ist nicht erkennbar, dass die Errichtung von zusétzlichen Anlagen an der vorhande-
nen BGA zu einem planungsrelevanten Nutzungskonflikt fihren kdnnte.
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Flachennutzungsplan in der Fassung der 3. Anderung:

Thema (FNP) Bedeutung fiir den Bauleitplan
o Der Bereich der BGA ist als Sonder- o Positiv
gebiet mit der Zweckbestimmung ,,Bio- Die geplanten zuséatzlichen baulichen An-
gasanlage” dargestellt lagen liegen innerhalb des Sondergebiets

(s. auch nachfolgende Abb. 8)
o Das Umfeld der vorgenannten Flachen | o Beachtung / neutral

ist in der Karte des ,,Gesamt-Flachen- die angrenzenden Flachen werden nicht
nutzungsplans” als Au3enbereichsfla- verandert

che bzw. Flache fur Landwirtschaft dar-

gestellt

| 'W_JE "\1.
\
I‘.l:

- (Quelle: Gemeinde Padenstedt)

=

I\ e
g /

s
i

5.1.2.2 Fachgesetze
Fur die Planung kénnen wahrend des Planaufstellungsverfahrens folgende Fachgesetze be-
deutend sein:

Gesetz / Verordnung Bedeutung fur die Bauleitplanung

0 BauGB o Grundlage fiir die Erstellung der 1. Anderung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1 sowie
fur die zu treffenden Festsetzungen ggf. auch in Ver-
bindung mit dem Durchfiihrungsvertrag und dem Vor-
haben- und ErschlieBungsplan zur Sicherung einer
stadtebaulich geordneten Entwicklung
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0 Anpassung der kommunalen Planung an die Ziele
der Raumordnung und Landesplanung auch im Hin-
blick auf den Landesentwicklungsplan (LEP) und den
Regionalplan, Planungsraum Il (,alt®)

0 BauNVO 0 Festlegung und Gliederung des Vorhabengebietes
nach der besonderen Art und dem Mal3 der baulichen
Nutzung

o LBO 0 Auf Ebene des Bebauungsplanes Grundlage fuir ortli-

che Bauvorschriften nach § 86 zur dul3eren Gestal-
tung baulicher Anlagen und Freiflachen sowie zur
Sicherung bzw. Neuherstellung des Orts- und Land-
schaftsbildes

0 BNatSchG o0 Grundlage fur das LNatSchG; beziglich der speziellen
planerischen Belange wird auf das LNatSchG Bezug
genommen (s. u.)

0 88 14 bis 17 beinhalten Aussagen zur Eingriffs-
und Ausgleichs-Regelung

0 § 18 beschreibt das Verhaltnis zum Baurecht
0 8§ 30 listet gesetzlich geschutzte Biotope auf

0 8 39 beinhaltet Regelungen zur Geholzpflege mit
Fristen fur Arbeiten an Gehdlzen

0 844 in Verbindung mit § 7: Beachtung von Vorkom-
men besonders und streng geschutzter Arten

0 LNatSchG 0 88 8 bis 11 beinhalten mit jeweiliger Bezugnahme auf
das BNatSchG Grundaussagen zur Eingriffsregelung

0 8§ 21 listet gesetzlich geschitzte Biotope auf

0 Gesetzes zum Schutz der | o Schutz von Insekten und anderen Tieren

Insektenvielfalt und zur An-| o Minimierung von Lichtimmissionen
derung weiterer Vorschrif-

ten“ vom18.08.2021

o0 Verhaltnis der natur- o Darlegung der Grundlagen fir die Anwendung der Ein-
schutzrechtlichen Ein- griffsregelung
griffsregelung zum Bau- o Vorgabe von Berechnungsmodalitaten zur Ermittlung
recht (Erlass vom 09.12. des erforderlichen Ausgleichs / Ersatzes auf Ebene
2013) des Bebauungsplanes

0 Biotopverordnung o Erfassung der vorhandenen Biotope / Strukturen im
vom 13.05.2019 Rahmen der Biotoptypenkartierung

0 BBodSchG o0 Findet Anwendung, sofern ,.... 9. Vorschriften des Bau-

planungs- und Bauordnungsrechts, ... Einwirkungen
auf den Boden nicht regeln.” (8 1 Abs. 1 BBodSchG)

o DIN 18005 ,Schallschutz o Sicherung der allgemeinen Anforderungen an
im Stadtebau®” gesunde Wohn- und Arbeitsverhdltnisse innerhalb
i. V. mit TA Larm und auRRerhalb des Vorhabengebietes geman

§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB
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0 Feststellung und Beurtei- | o Sicherung der allgemeinen Anforderungen an
lung von Geruchsimmissio- gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse innerhalb
nen in Schleswig-Holstein und auRerhalb des Vorhabengebietes gemaf
(Geruchsimmissions-Richt- § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB
linie - GIRL) vom
04.09.2009

o0 12. BImSchVv 0 Berlcksichtigung der BGA als ,Storfallanlage” zur Ver-
»Storfall-Verordnung* meidung schadlicher Umweltauswirkungen und
vom 15.03.2017, zuletzt schwerer Unfélle und dadurch hervorgerufener schad-
geadndert 19.06.2020 licher Auswirkungen auf zu schitzende Nutzungen

und Gebiete

Es wird in diesem Kapitel jeweils auf den rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplan
(VEP) Nr. 1 im Sinne einer Ursprungsplanung Bezug genommen und es wird schutzgutbe-
zogen jeweils dargelegt ob und ggf. in welcher Art und Weise Abweichungen bau-, anlage-
oder betriebsbedingt infolge dieser 1. Anderung zu erwarten sind.

Es sind keine Anderungen gegeniiber der Ursprungsplanung gegeben.

Das Vorhabengebiet und somit auch der Anderungsbereich decken eine Flache ab, die bereits
durch den Bau einer ehemals privilegierten Biogasanlage mit einer Feuerungswarmeleistung
von 1,3 MW (Genehmigung durch das StuA Kiel [Staatliches Umweltamt Kiel] mit Datum vom
30.05.2006, Az. G20/2006/034) und die Genehmigung zur Erweiterung der BGA auf eine Feu-
erungswarmeleistung von 2,0 MW des LLUR vom 01.03.2013 (AZ. G20/2012/072) sowie
durch die Genehmigung nach § 16 BImSchG durch das LLUR vom 27.04.2018 mit Az.: LLUR
7515 - G20/20 18/005 in Anspruch genommen wird.

Das Vorhabengebiet und somit auch der Anderungsbereich decken eine Flache ab, die bereits
durch eine Biogasanlage in Anspruch genommen wird.

Den bestehenden Betriebsgenehmigungen liegen bezogen auf den Immissionsschutz fol-
gende MalRRgaben zugrunde:

Zur Inbetriebnahme der erweiterten Anlage ist gem. 8§ 8 der Stoérfallverordnung ein Stor-
fallkonzept in Abstimmung mit dem LLUR vorzulegen.

Zur Inbetriebnahme der erweiterten Anlage ist ein Explosionsschutzdokument vorzulegen.

Es ist ein Alarm- und Gefahrenplan der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschatft zu er-
stellen.

Der Feuerwehrplan ist fortzuschreiben und der ortlichen Feuerwehr vorzulegen; die o6rtli-
che Feuerwehr ist einzuweisen.

in freier Kooperation mit Seite 29 von 69 BURO FUR INTEGRIERTE
G&P Giinther & Pollok - Landschaftsplanung B I S ¢ S STADTPLANUNG-SCHARLIBBE



1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

1

Umweltbericht als integrierter, gesonderter Teil der Begriindung »Satzung'

Frihestens 3 Monate und spéatestens 6 Monate nach Inbetriebnahme sind zur Prifung
der Einhaltung festgesetzter Emissionsbegrenzungen Messungen durch eine nach § 26
BImSchG bekanntgegebene Stelle durchfiihren zu lassen; die Messungen sind alle 3
Jahre zu wiederholen und jedes Betriebsteil muss alle 5 Jahre durch einen Sachverstan-
digen Nach 8§ 29a/b BImSchG geprift werden.

Gemal Mitteilung des Landeskriminalamtes, Kampfmittelraumdienst, vom 27.07.2015 und
vom 27.09.2019 konnte flr das Vorhabengebiet nicht ausgeschlossen werden, dass hier
Kampfmittel gefunden werden. Auf Antrag des Vorhabentragers vom 12.05.2022 wurde die
Flache durch den KampfmittelrAumdienst Schleswig-Holstein auf eine Kampfmittelbelastung
uberpruft. Gemal einer schriftlichen Mitteilung des Kampfmittelraumdienstes vom 30.09.2022
wurden fur das Grundstiick Rosenhof 1 in Padenstedt (Flur 11, Flurstiicke 5/2 und 83) keine
Merkmale einer Kampfmittelbelastung festgestellt, so dass es sich nicht um eine Kampfmittel-
verdachtsflache handelt und kein weiterer Handlungsbedarf mitgeteilt wurde.

Im oder am Plangebiet sind keine Erholungseinrichtungen vorhanden. Entlang der Gemein-
destral3en verlaufen keine ausgewiesenen Routen eines ortlichen oder tberdrtlichen Rad- /
Freizeitwegenetzes.

Gerauschprognose :

Die BGA wurde nach dem Stand der Technik bzgl. der Larmminderung errichtet. Unvermeid-
bare Gerausche sind auf ein Mindestmald zu beschranken.

GemalR Mitteilung des Landesamts fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Rdume des Lan-
des Schleswig-Holstein, Technischer Umweltschutz, Regionaldezernat Mitte, vom 21.01.2019
ist keine neue gutachterliche Bewertung erforderlich. Die in der Ursprungsplanung vorge-
nommene Bewertung hat weiterhin Bestand, so dass dementsprechend von dort per Stellung-
nahme vom 25.09.2019 keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht wurden.

Anhand der Berechnungsergebnisse der ,Schalltechnischen Untersuchung® (2015, s. Quel-
lenverzeichnis) ist festzustellen, dass in allen gepruften Betriebssituationen und relevanten
Immissionsorten sowohl tags als auch nachts die Immissionsrichtwerte fir Dorf- und Mischge-
biete um mindestens 10 dB(A) unterschritten werden. Die betrachteten Immissionsorte liegen
somit fur die einzelnen sowie fir die zusammen gefassten Betriebsablaufe entsprechend Nr.
2.2 TA Larm tags und nachts auf3erhalb des Einwirkbereichs der Biogasanlage.

Da die Nutzung der bestehenden Biogasanlage und die zulassige ,Inputmenge” an Biomasse
nicht gedndert wird und zu einem spateren Realisierungszeitraum nur die zusatzliche Auf-
nahme von Gulle zun&chst aus dem benachbart bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb und
nur im Fall von dessen Fortfallen von externen Lieferanten umfasst, ist auf absehbare Zeit mit
keinem zusatzlichen Verkehrsaufkommen zu rechnen. Eine Erhéhung des Beurteilungspegels
durch Gerausche des zusatzlichen Verkehrsaufkommens um 3 dB(A) ist daher ausgeschlos-
sen.

Larm-Spitzenpegel, die zu einer Uberschreitung des zuldssigen Wertes von 90 dB(A) tags
fuhren konnten, sind nicht zu erwarten. Nachts sind bei kontinuierlichem Anlagenbetrieb keine
Gerauschspitzen zu erwarten.

Belastigende tieffrequente Gerdusche mit schadlichen Wirkungen auf die Umwelt sind nicht
Zu erwarten.
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Geruchsprognose :

Gemal Mitteilung des Landesamts fur Landwirtschaft, Umwelt und landliche Raume des Lan-
des Schleswig-Holstein (jetziges LfU), Technischer Umweltschutz, Regionaldezernat Mitte,
vom 21.01.2019 ist keine neue gutachterliche Bewertung erforderlich. Die in der Ursprungs-
planung vorgenommene Bewertung hat weiterhin Bestand, so dass dementsprechend von
dort per Stellungnahme vom 25.09.2019 keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht wur-
den.

Eine Bewertung gemaR der ,GIRL" (Geruchsimmissionsrichtlinie) fihrte zu folgendem Ergeb-
nis einer prognostizierten relativen Haufigkeit der belastenden Geruchsstunden:

Die Gesamtbelastung durch die Biogasanlage betragt an den zu untersuchenden Wohnhau-
sern mit hdchstens 6% deutlich weniger als die ,Erheblichkeitswerte* 15% bzw. 20% der Jah-
resstunden. Weitere Wohnbebauung liegt dstlich der Biogasanlage rund 700 m entfernt. Dort
betragt die durch die Biogasanlage (alle Anlagenteile, die sich im Vorhabengebiet befinden)
hervorgerufene Geruchsbelastung 1% der Jahresstunden. Damit ist das Irrelevanz-Kriterium
gemal Nr. 3 der GIRL eingehalten.

Danach ist nicht von einer erheblichen Belastigung im Sinne des Bundesimmissionsschutzge-
setzes auszugehen.

Sonstige Immissionen:

Weitere Immissionsarten, wie z. B. Staub- oder Lichtimmissionen, sind fir die Beurteilung des
Vorhabens im Rahmen der Bauleitplanung nach Kenntnis der Gemeinde Padenstedt nicht re-
levant und werden daher auf dieser Planungsebene nicht vertiefend betrachtet, da auch keine
anderweitigen Informationen aus den vorliegenden Genehmigungen des LLUR (jetziges LfU)
fur die bestehende BGA einschlie3lich deren Erweiterung mitgeteilt worden sind und da keine
entsprechenden Hinweise im Rahmen des durchgefuhrten Beteiligungsverfahrens nach § 4
Abs. 1 BauGB zur 1. Anderung des Bebauungsplans vorgebracht wurden.

Bei der bestehenden Biogasanlage handelt es sich um einen so genannten ,Stdrfallbetrieb” im
Sinne § 50 BImSchG i.V.m. der 12. BImSchV.

Erholungsnutzungen:
Beeintrachtigungen von Freizeit- / Erholungsnutzungen sind nicht zu erwarten.

Eine erhebliche Veranderung der raumlichen Zusammenhange ist nicht zu erwarten, da hier
die bestehende bzw. genehmigte Biogasanlage beziiglich der baulichen Anlagen geé&ndert
wird, aber nicht bezuglich der eingesetzten Biomassemengen.

Es werden entsprechend der Ursprungsplanung und der ihr zugrunde liegenden Ergebnisse
der schalltechnischen Untersuchung und des Gutachtens zu Geruchsimmissionen keine pla-
nungs- bzw. beurteilungsrelevanten erheblichen Beeintrachtigungen der jetzigen und im
Grundsatz schitzenswerten Wohnnutzungen in der Nahe des Vorhabengebietes erwartet.

Installierte technische Anlagen / Bauwerke werden stets auch hinsichtlich der zulassigen Emis-
sionen die dem Stand der Technik entsprechenden Werte einhalten miissen; entsprechende
Nachweise werden im Zuge des behérdlichen Genehmigungsverfahrens beizubringen sein.
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Auch Erholungsnutzungen werden nicht beeintrachtigt.

Da gemalf} der Mitteilung des KampfmittelrAumdienstes Schleswig-Holstein vom 30.09.2022
Funde von Kampfmitteln nicht festgestellt werden konnten, ist aufgrund der befristeten Giltig-
keit der vorliegenden Auskunft auf einen Zeitraum von finf Jahren kein Handlungsbedarf ge-
geben. Nach Fristablauf ist bei Bauplanungen zur Errichtung einer baulichen Anlage oder erd-
eingreifenden Maflinahmen fiir die angefragte Flache eine erneute Auskunftseinholung zur
Kampfmittelbelastung bei der zusténdigen Dienststelle erforderlich.

Es wird darauf hingewiesen, dass Zufallsfunde von Munition nie génzlich auszuschlief3en sind.
Zufallsfunde sind durch den Grundstickseigentimer bzw. durch den Ausfiihrenden von Bau-
arbeiten unverziglich der Polizei zu melden.

Zur Vermeidung von schadlichen Auswirkungen auf zu schitzende Nutzungen sind die zu
Beginn dieses Kapitels 5.2.1.1 genannten Mal3gaben des Immissionsschutzes und zur Gefah-
renabwehr einzuhalten und ggf. fortzuschreiben. Der bestehende Havariewall ist mit einer
Hoéhe von +15,6 m NHN zu erhalten und entsprechend der vorliegenden Planung im Westen
zu verlangern.

Weitere Mal3nahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation sind nicht erforderlich.

Der Planbereich ist durch die vorhandene Biogasanlage gepragt einschlief3lich einer Zufahrt
sowie einer Ausfahrt zur Gemeindestral3e ,Rosenhof* bzw. ,Sofell”.

Sudlich benachbart liegt der landwirtschaftliche Betrieb ,Rosenhof”.

Zum Verstandnis der Lage der Biotoptypen dient die nachstehende Ubersichtsdarstellung
(Abb. 9).

Abweichungen gegenlber der Ursprungsplanung bestehen bezlglich der Lage 2. Garrestla-
gers, das wie in Kap. 5.1.1 beschrieben wurde aufgrund eines Vermessungsfehlers etwas
nach Suden versetzt hergestellt wurde, in dem zusatzlichen 3. Garrestelager sowie weiterer
technischer Anlagen innerhalb der als Umgrenzung gekennzeichneten Betriebsflachen — diese
technischen Anlagen sind in Kapitel 5.1.1 beschrieben und dort in Abbildung 5 mit ihrer ge-
planten Lage dargestellt.
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Abb. 9  (Quelle: Gunther & Pollok, August 2023) T

Innerhalb des Vorhabengebietes entsprechen die Vorkommen der Biotoptypen den in der Ur-
sprungsplanung beschriebenen

Abb. 10 Gemeindeweg ,Sofell* mit randlichen Abb. 11
Geholzen und Havariewall

Blick auf dstlich gelegenen Wald und
den Standort des 3. Garrestelagers
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Es sind keine Vorkommen von besonders geschiitzten Pflanzenarten nach § 7 BNatSchG be-
kannt und aufgrund der Biotop- und Nutzungsstruktur auch nicht zu erwarten. Zu nennen ware
gof. llex als besonders geschitzte Art gemal der Bundesartenschutzverordnung in dem Wald
oder in Knicks.

Schutzgebiete gemafl 88 23 bis 29 BNatSchG sind im und am Vorhabengebiet nicht vorhan-
den.

Auch ein FFH-Gebiet oder EU-Vogelschutzgebiet liegt nicht in einer beurteilungsrelevanten
N&he zum Vorhabengebiet.

Die Bewertung auf Grundlage des LNatSchG, des BNatSchG, der Biotopverordnung und des
Erlasses zur ,naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung” in der derzeit aktuellen Fassung ergibt
keine Abweichungen gegenuber der Ursprungsplanung .

Die auf den Flachen des Vorhabengebietes selbst und in der Nahe des Vorhabengebietes
vorhandenen Knicks unterliegen dem Schutz nach § 21 LNatSchG.

Dem Schutz des LWaldG unterliegt der 6stlich angrenzende Wald, dessen nordwestliche Teil-
flache zudem gemanR Angabe der unteren Naturschutzbehérde im Rahmen der Genehmigung
des LLUR (jetzt: LfU) vom 01.03.2013 zur Erweiterung der Biogasanlage als Biotop gemaR §
30 BNatSchG eingestuft wurde.

Innerhalb des Vorhabengebiets wird der 30 m messende Waldschutzstreifen mit dem geplan-
ten Garrestebehalter einzuhalten und in der Planzeichnung entsprechend darzustellen sein.

Das FlieRgewasser ,Heischbek” (in der DTK5 auch ,Heischgraben“ genannt) ist zwar nicht
naturnah entwickelt / ausgebaut, jedoch ist es in besonderem Malie vor Beeintrachtigungen
zu schitzen. Damit dies mdglich ist, wurde mit der genannten Genehmigung des LLUR (jetzt:
LfU) westlich des Gewassers eine Verwallung vorgesehen und festgesetzt, die im Havariefall
Schaden am Gewasser verhindern soll (= Havariewall).

Es fehlen gemald der obigen Bestandsbeschreibung nach § 30 BNatSchG bzw. nach § 21
LNatSchG gesetzlich geschuitzte Biotope im ,eigentlichen Vorhabengebiet.

Das Vorhaben zur Errichtung des 3. Garrestelagers mit den zugeordneten technischen Anla-
gen, Betriebs- / Funktionsflachen wird nur Teile des intensiv genutzten Grinlands an der Be-
standsbiogasanlage betreffen. Der Wald und das FlieRgewéasser werden ebenso wie Knicks
durch diese Bauleitplanung nicht berthrt bzw. beeintrachtigt.

Innerhalb des Vorhabengebietes sind keine Vorkommen von besonders geschutzten Pflan-
zenarten nach § 7 BNatSchG bekannt und auch im Rahmen der Genehmigungen nach Bim-
SchG oder im Zuge der Aufstellung der ,Ursprungsplanung” nicht bekannt gemacht worden.

Daher geht die Gemeinde Padenstedt davon aus, dass eine Verletzung der Zugriffsverbote
gemal § 44 BNatSchG mit Umsetzung dieser 1. Anderung des Ursprungsplans nicht erfolgen

wird.
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Die zur Bestandsanlage im Rahmen der Genehmigung des LLUR vom 01.03.2013 getroffene
Festlegung, dass eine 3.280 m? groR3e Teilflache eines Ackers auf Flurstiick 32/1, Flur 11,
Gemarkung Padenstedt, dauerhaft aus der Nutzung zu nehmen ist, wird ausgehend von der
Stellungnahme der Unteren Naturschutzbehdrde des Kreises Rendsburg-Eckernférde vom
29.10.2019 und darauf aufbauender Zwischenabstimmungen wie folgt geandert:

Der bisher zugeordnete Ausgleich von 3.280 m2 ist noch nicht umgesetzt worden, so dass
der ausstehende Ausgleichsflachenbetrag von 3.280 m? mit einem Aufschlag zu versehen
ist von 3 % pro Jahr fir den so genannten ,Timelag“ / die Zeitverzégerung

Die Verzogerung umfasst den Zeitraum 2013 bis 2023, also 10 Jahre, so dass ein Auf-
schlag von 30 % hinzuzurechnen ist:

3.280 m? * 0,30 = 984 m?

Der Kompensationsflachenbedarf betragt daher 3.280 m2 + 894 m2 = 4.264 m2 zur Abgel-
tung der bisher seit 2013 nicht erbrachten Kompensation

Der im Zuge der zur Rede stehenden 1. Anderung des B-Plans in Zusammenhang mit
dem Schutzgut Boden (s. Kap. 5.2.1.4) ermittelte zusatzliche Ausgleichsbedarf von 1.700
m2 ist zusatzlich zu erbringen.

Ausgleichsbedarf betragt daher insgesamt 4.264 m2 [Erfullung bisheriger Ausgleichserfor-
dernisse inkl. Aufschlag , Timelag“] + 1.700 m? [s. Kap. 5.2.1.4 Schutzgut Boden] = 5.964
m2

Eine Darstellung und Beschreibung der KompensationsmalRhahmen zur Abgeltung des
Kompensationserfordernisses befindet in Kap. 5.2.1.4 ,Schutzgut Boden®“.

Eingriffe in Biotoptypen / Flachen ohne besonderen Schutzstatus und mit allgemeiner Bedeu-
tung fur Natur und Landschaft werden in der Bilanzierung in Verbindung mit dem ,Schutzgut
Boden* berticksichtigt, so dass sich fur die von der Errichtung des 3. Garrestelagers samt der
zugeordneten Betriebs- und Funktionsflachen kein zusatzlich zu bilanzierender Eingriff in das
~Schutzgut Pflanzen einschliel3lich der biologischen Vielfalt* ergibt.

==) Da keine dartber hinausgehenden Eingriffe aufgrund dieser Bauleitplanung planungs-
rechtlich ermdglicht und dementsprechend auch nicht zu erwarten sind, bedarf es keiner
weiteren auf dieses Schutzgut bezogenen Kompensationsmaf3nahme.

==) Sofern aus derzeit nicht bekannten Griinden Gehélze von der baulichen Umsetzung der
Planung betroffen sein sollten, sind alle Arbeiten an Baumen, Hecken, Gebischen und
anderen Geholzen gemald 8 39 Abs. 5 BNatSchG in der Zeit vom 01. Méarz bis zum 30.
September verboten.

Daher sollten diese Arbeiten rechtzeitig vor Beginn baulicher Malinahmen wéahrend des
Winterhalbjahres ausgefihrt werden.
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Im Rahmen dieser 1. Anderung der vorhabenbezogenen Bebauungsplanung werden keine
faunistischen Untersuchungen durchgefihrt, da vom Vorhaben nur der Bereich einer vorhan-
denen Biogasanlage und intensiv genutzte Grunlandflachen betroffen sein werden (s. auch
Abb. 9 und Abb. 11).

In diesen Bereichen ist nicht mit planungs- bzw. beurteilungsrelevanten Tiervorkommen zu
rechnen. Gehdlzbestande sind nur auf einem Teil einer als Havariewall fungierenden Anbdg-
schung eines Fahrsilos und ansonsten im Vorhabenbereich nicht vorhanden. Die Einzelbdume
entlang der sldlichen Seite des Gemeindeweges ,Sofell* (s. auch Abb. 10) missen vorhaben-
bedingt nicht entfernt werden.

Die Nutzflachen werden haufig durch den Betrieb der Biogasanlage gestort, so dass auch
hierdurch bewirkt keine darzustellende besondere Habitatfunktion gegeben ist. Vor allem sto-
rungsempfindliche Arten werden den Bereich meiden.

Es sind innerhalb oder am Vorhabengebiet keine Horste oder Kolonien standortgebundener
Vogelarten vorhanden. Altbdume mit Hohlen, die als Wohn- oder Brutstatte genutzt werden
konnten, sind nicht vorhanden.

Fur andere planungsrelevante Tierarten bzw. Tiergruppen (Haselmaus, Fischotter, Fleder-
mause, Reptilien und sonstige Arten) wurden im Eingriffsbereich entsprechend der Ur-
sprungsplanung keine geeigneten Habitate (Lebensraumtypen) festgestellt, so dass Vorkom-
men solcher ggf. planungs- und beurteilungsrelevanter Arten ausgeschlossen werden.

Allerdings ist davon auszugehen, dass die im Umfeld bekannten Vorkommen von Erdkrote
(ErKr) und Grasfrosch (GrFr) auch auf sporadische Vorkommen im Bereich der Biogasanlage
schliel3en lassen.

Abb. 12
Darstellung der bekannten Tiervorkommen gem. LLUR (2015, jetzt: LfU) im Bereich ,Rosenhof*

Weitere Angaben liegen nicht vor.
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Die in der Nahe bestehenden &lteren Gehdlzbestéande der Knicks, der Wald und die Gehdlz-
reihen an der ,Heischbek" und an der StralRe ,Sofell“ werden nicht durch Eingriffe bzw. durch
die vorhabenbezogene Planung verandert.

Schutzgebiete gemal 88 23 bis 29 BNatSchG, ein FFH-Gebiet oder ein EU-Vogelschutzgebiet
sind innerhalb und am Vorhabengebiet nicht vorhanden.

Es wird im Zuge der Planung den Belangen des Artenschutzes gemaf § 44 BNatSchG ent-
sprochen, indem die bekannten und die anhand der Habitate potenziellen Vorkommen zusam-
mengestellt werden. Bei der Betrachtung ist es wichtig zu erwagen und zu prufen, ob die realen
|/ potenziellen Vorkommen von Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie oder europdische
Vogelarten tberhaupt durch die Bauleitplanung oder deren Umsetzung betroffen sein konnen.

Bei sinngemafer Anwendung der Anlage 1 der Unterlage ,Beachtung des Artenschutzes bei
der Planfeststellung” (LBV-SH 2016) resultiert die folgende tabellarische Zusammenstellung:

Artengruppe |Arten des Anhangs IV | Anmerkungen und Hinweise

der FFH-Richtlinie Restimee:

oder europaische Vo- | werden die Zugriffsverbote gemaf
gelarten betroffen? § 44 BNatSchG verletzt?

Amphibien Nein Im / am Vorhabengebiet sind keine Amphibienge-
wasser und auch keine Amphibienwanderstre-
cken vorhanden.

Die nicht auszuschlieBenden sporadischen Vor-
kommen von Erdkréte und Grasfrosch in ihrem
Landlebensraum sind artenschutzrechtlich nicht
relevant.

Diese Artengruppe kann nicht erheblich
betroffen sein.

Ein Verbotstatbestand gemad 44 BNatSchG
wird daher nicht vorliegen.

Vogel Ja Wald, Einzelgehdlze und die Knicks sind als
faunistische Potenzialabschatzung fur die Vogel-
welt von sehr hoher Bedeutung.

Innerhalb des Vorhabengebietes bestehen nur
einzelne kleine Straucher und wenige Baume ent-
lang der Stidseite vom Gemeindeweg ,Sofell* und
auf dem Havariewall am Fahrsilo.

Es werden MalRnahmen erforderlich zur Vermei-
dung erheblicher Eingriffe, damit die Zugriffsver-
bote des § 44 BNatSchG nicht verletzt werden.

Nein Weitere potenziell relevante Eingriffe sind nicht zu
erwarten, da in den betroffenen Bereichen keine
Vorkommen zu erwarten sind.

Diesbez glich wird ein Verbotstatbestand
geméd 44 BNatSchG daher nicht vorliegen.
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Reptilien Nein Es sind keine potenziell relevanten Reptilienle-
bensrdume vorhanden.

Diese Artengruppe kann nicht erheblich
betroffen sein.

Ein Verbotstatbestand gem& 44 BNatSchG
wird daher nicht vorliegen.

Saugetiere - |[Nein Potenzielle Quartiere in GroRBbaumen (aulRerhalb
Fledermause des Plangebiets) oder in Bestandsgebauden wer-
den aufgrund der Planung nicht betroffen sein.
Bezuglich des Nahrungsreviers werden keine
erheblichen Veranderungen auftreten, da die
potenziell vorkommenden Arten auch im Sied-
lungsbereich jagen.

Diese Artengruppe kann nicht erheblich
betroffen sein.

Ein Verbotstatbestand gemd 44 BNatSchG
wird daher nicht vorliegen.

Saugetiere Nein Es bestehen keine relevanten Saugetiervorkom-
- sonstige men (Haselmaus, Biber, Fischotter), da keine ge-
eigneten Habitatstrukturen durch das Vorhaben
betroffen sein werden.

Diese Artengruppe wird nicht erheblich betroffen
sein. Ein Verbotstatbestand gema 44
BNatSchG wird dann nicht vorliegen.

Fische und Nein Es sind im Vorhabengebiet keine Gewésser
Neunaugen oder anderen Feuchtlebensraume vorhanden,
so dass kein Verbotstatbestand gema

44 BNatSchG vorliegen wird.

Libellen Nein Es sind im Vorhabengebiet keine geeigneten Ge-
wasser vorhanden, so dass kein Verbotstatbe-
stand gema 44 BNatSchG vorliegen wird.

Weichtiere Nein Es sind im Vorhabengebiet keine Gewéasser oder
anderen Feuchtlebensrdume vorhanden, so dass
kein Verbotstatbestand gemad 44 BNatSchG
vorliegen wird.

Kafer Nein Die 3 Arten Eremit, Heldbock und Breitfliigel-
tauchkafer kommen nicht vor bzw. kénnen nicht
betroffen sein, da zum einen keine Habitatge-
wasser bestehen (bezlglich Breitfliigeltauchkéafer)
oder da keine potenziellen Habitatbdume durch
das Vorhaben verandert werden (beztglich
Eremit und Heldbock).

Diese Artengruppe kann nicht erheblich betroffen
sein. Ein Verbotstatbestand gemé& 44
BNatSchG wird daher nicht vorliegen.
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1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

Umweltbericht als integrierter, gesonderter Teil der Begriindung »Satzung"

Gemald § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschiitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu
verletzen oder zu téten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschadigen oder zu zerstéren,

2. wild lebende Tiere der streng geschitzten Arten und der européaischen Vogelarten wah-
rend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten
erheblich zu stdren; eine erhebliche Storung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestétten der wild lebenden Tiere der besonders geschitzten Ar-
ten aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstoren,

4. [...] (Zugriffsverbote).

Als Ergebnis der obigen Aufstellung ist zu beachten, dass aufgrund der méglichen Betroffen-
heit von Vogeln in ggf. betroffenen Geholzen MalRnahmen zur Einhaltung von Schonfristen
vorzusehen sind, um Beeintrachtigungen der zu schitzenden Arten zu vermeiden.

Bezuglich aller anderen Tierarten und Tiergruppen sind keine Verletzungen der Zugriffsver-
bote gemal § 44 Abs. 1 BNatSchG zu erwarten. Es ist in nachgeordneten Planverfahren,
Genehmigungsverfahren bzw. bauaufsichtlichen Verfahren sicherzustellen, dass keine Beein-
trachtigungen zu schitzender Tierarten auftreten werden.

Die von der Planung betroffenen Flachen an der Biogasanlage, die landwirtschaftlichen Nutz-
flachen sowie die Saumstreifen als Lebensraume flr Ubiquisten [Arten, die Uberall vorkommen
oder vorkommen kénnen] sind von geringer Bedeutung. Diese Nutzungen dominieren im Vor-
habengebiet, so dass fiir die betroffenen Arten ausreichend Ausweichhabitate im Nahbereich
vorhanden sein werden.

==) Zur Vermeidung der Verbotstatbestande des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG sind alle
Handlungen und Arbeiten an Baumen, Hecken, Geblischen und anderen Gehdblzen ge-
maf 8 39 Abs. 5 BNatSchG in der Zeit vom 01. Marz bis zum 30. September verboten.
Abweichungen hiervon bedurfen der Zustimmung der unteren Naturschutzbehdorde.

AulRerhalb dieses Zeitraumes ist davon auszugehen, dass hier keine Fortpflanzungs-,
Aufzucht- und Mauserstéatten gemal § 44 BNatSchG der nach § 7 BNatSchG besonders
oder streng geschutzter Arten, hier der europaischen Vogelarten, bestehen.

Es ist aufgrund der obigen Fristsetzung davon auszugehen, dass die Vogelarten dann
wahrend der nachsten Brutzeit ohne Schaden zu nehmen auf andere Gehdlze auswei-
chen kénnen. Es sind im Umfeld ausreichende Ausweichhabitate vorhanden. Die jewei-
lige lokale Population wird nicht beeintréachtigt.

==) Zur Reduzierung moglicher Auswirkungen auf die ortliche Insektenfauna sind im gesam-
ten Plangebiet gemafl} § 41a BNatSchG ,Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen
Auswirkungen von Beleuchtungen® insektenfreundliche Beleuchtung zu installieren. Dies
gilt auch schon fir die Baufeldfreimachung und die Bauphase.

Fir die Ausleuchtung von Zufahrtsbereichen, Betriebsflachen und Anlagen sollten LED-
oder Niederdruck-Natriumdampf-Lampen bzw. &hnliche insektenfreundliche Leuchtmittel
verwendet werden, wobei die Lichtlenkung ausschlieRlich in die Bereiche erfolgen sollte,
die kinstlich beleuchtet werden miissen.
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Umweltbericht als integrierter, gesonderter Teil der Begriindung »Satzung'

Dies gilt insbesondere fur die vom landwirtschaftlichen Betrieb ,Rosenhof* abgewandten
nordwestlichen, nérdlichen, ostlichen und stdoéstlichen Auf3enseiten der Biogasanlage.
Eine Aufhellung des Landschaftsraums ist zu vermeiden.

== Es sind keine weiteren MaRnahmen zur Kompensation von Eingriffen erforderlich.

Gemal den Darstellungen der Bodenkarte (Blatt 1925 ,Neumunster*) steht im Vorhabengebiet
Gley aus stark humosem Sand tber Fein- bis Mittelsand, teilweise Grobsand, an.

Die Biogasanlage einschlie3lich der zugehdérigen Silagelager und Betriebsflachen werden im
Sinne eines Bestandes in diese Bauleitplanung tibernommen.

Hinweise auf Bodenkontaminationen oder Abfallaltablagerungen liegen aus den erteilten Ge-
nehmigungen nicht vor. Die untere Bodenschutzbehérde des Kreises Rendsburg - Eckern-
forde hat im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung der Ursprungsplanung mitgeteilt, dass
sich innerhalb des Vorhabengebietes keine Altablagerungen und keine Altstandorte befinden.

Die mit dieser Bauleitplanung zukiinftig planungsrechtlich zulassigen Versiegelungen, die Uber
das gemal der ,Ursprungsplanung“ zulassige Maf3 hinausgehen, werden entsprechend den
Berechnungen des Vorhabentragers vom 19.09.2022 und vom 26.03.2023, die weiterhin der
Planung entsprechen, wie folgt beziffert:

Eingriffsart / bauliche Anlage Betroffene | Berech- Erforderlicher
Flache [m?] | nungsfaktor | Ausgleich [m?]

Vorhandene bauliche Anlagen, die zwi- 518 1 518
schen 2018 und 2023 Uber das zuléssige Zzgl. Zeitver-
Mafl? gemald der Ursprungsplanung hin- zdgerung
aus hergestellt wurden: von 3% /a

- BHKW3 Gesamt 596

- Trafo3

- Gastrocknung eines Aktivkohlefil-

ters

- ein Warmespeicher
- Raum fir die Technik zur Drucker-
hoéhung im Nahwarmenetz

Geplante weitere bauliche Anlagen 2023 1.857 0,5 929

- Garrestelager 3

- ORC-Anlage

- Warmespeicher 2

- Biomethanaufbereitungsanlage

- Wasserstoffanlage

- Wegebau

- Havariewall verlangern
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Umweltbericht als integrierter, gesonderter Teil der Begriindung »Satzung"

Zusatzliche Flache fur derzeit nicht er- 350 0,5 175
kennbare, aber im Zuge der Bauausfiih-
rung unvermeidbare Flacheninanspruch-
nahmen sowie zur Rundung

Zusammen 1.700

Es werden keine besonders seltenen oder zu schitzenden Bodentypen gemal3 des Land-
schaftsrahmenplanes, Kap. 3.1.2, Tab. 3, betroffen sein. Es handelt sich bei dem Gley um
einen naturraumtypischen nicht seltenen Bodentyp.

Wesentliche Veranderungen des Bodens haben im Vorhabengebiet bereits auf Grundlage der
Genehmigungen nach BImSchG stattgefunden, so dass diese Versiegelungen als Vorbelas-
tungen in die untenstehende Bilanzierung eingehen.

Entsprechend des in Kap. 5.2.1.2 ,Schutzgut Pflanzen einschlief3lich der biologischen Vielfalt®
Gesagten besteht darUber hinaus ein Erfordernis zur Abgeltung von 3.280 m2 zzgl. 984 m?2
zusatzlicher Ausgleichflache aufgrund der eingetretenen Zeitverzégerung, die mit 3 % pro Ver-
zogerungsjahr in Ansatz gebracht wird; => zusammen 4.264 m? Ausgleichsflachenbedarf sind
hinzuzurechnen.

m==) Sollten bei der Bauausfiihrung organoleptisch auffallige Bodenbereiche angetroffen wer-
den, ist die untere Bodenschutzbehdrde des Kreises umgehend zu informieren.

==) VVorhandene Versiegelungen im Umfang von 518 m2, die nicht Teil der Ursprungsplanung
waren, werden aufgrund der Herstellung aufRerhalb einer Bauleitplanung mit dem Faktor
1 in Ansatz gebracht.
Aufgrund der eingetretenen Zeitverzdgerung von 5 Jahren, die mit 3 % pro Verzégerungs-
jahr in Ansatz gebracht wird, ist ein zusétzlicher Ausgleich von zusatzlichen 15 ,% bzw.
88 m2 bereitzustellen; => zusammen 596 m2 Ausgleichsflachenbedarf bestehen.

== Geplante neue Versiegelungen im Umfang von 1.857 m2 sind entsprechend des anzu-
wendenden Erlasses ,Verhaltnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Bau-
recht* vom 09.12.2013, Anlage, Ziffer 3.1 b), im Verhaltnis 1:0,5 auszugleichen.

Das Kompensationserfordernis betragt 1.857 m2 x 0,5 = 928,5 m?, gerundet 929 m?, auf-
grund der zusatzlichen Eingriffe in das Schutzgut Boden.

=) Uber die aktuell abgrenzbaren baulichen Anlagen hinaus ist im Zuge einer Vorhabenrea-
lisierung mit zusatzlichen Flachenbedarfen zu rechnen. Diese werden hiermit 350 m2 ver-
anschlagt als Betrag der Aufrundung der berechneten Flachen. Diese Versiegelungen
sind entsprechend des anzuwendenden Erlasses ,Verhéltnis der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung zum Baurecht* vom 09.12.2013, Anlage, Ziffer 3.1 b), im Verhaltnis 1:0,5
auszugleichen.

=) Der im Zuge der zur Rede stehenden 1. Anderung des B-Plans in Zusammenhang mit
dem Schutzgut Pflanzen (s. Kap. 5.2.1.2) ermittelte zusatzliche Ausgleichsbedarf von
4.264 m? ist zusatzlich zu erbringen.
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Umweltbericht als integrierter, gesonderter Teil der Begriindung »Satzung"

Ausgleichsbedarf betragt daher insgesamt 4.264 m2 [Erfullung bisheriger Ausgleichserfor-
dernisse inkl. Aufschlag , Timelag" aus der Ursprungsplanung - s. Kap. 5.2.1.2] + 1.700 m?
[Schutzgut Boden] = 5.964 m2.

==) Aufgrund der intensiven Nutzung der Flachen im Plangebiet und der Funktion als Hava-
riebecken der Freiflachen zwischen der Biogasanlage und der Verwallung zur ,Heischbek*
gibt es innerhalb des Plangeltungsbereichs keine geeignete Flache zur Umsetzung von
KompensationsmalRnahmen.

Kpompensationsmafinahmen

Es wird daher eine externe Kompensation vorgesehen die Umsetzung der nachfolgende dar-
gelegten KompensationsmafRhahmen ,A* und ,B*:

=) Kompensationsmal3nahme ,, A"
Es wurde parallel zur BAB A7 ein Knick angelegt von insgesamt ca. 98,4 m Lange ange-
legt — s. nachfolgende unmaf3stablich verkleinerte Abbildung 13 des Aufmalies, das im
Zuge des Autobahnbaus erstellt wurde:
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Vom dem neu angelegten Knick liegt ein Abschnitt von ca. 65 m Lange (grafisch ermittelt
fast 68 m Lange) auf dem Flurstiick 100 und die weitere Strecke dann nérdlich davon auf
dem neu angelegten Flurstiick 104 (ehemals Flurstiick 99).

Da die Lage des Knicks aus der obigen Abb. 13 nicht einem Flurstiick zugeordnet werden
kann, wurde per Email vom 24.02.2021 durch die Rechtsanwalte Dr. Reuss und Partner
mbB, Partnerschaftsgesellschaft mit beschréankter Berufshaftung, (Partnerschaftsregister:
PR 268 Kl - Amtsgericht Kiel), Kaiserstral3e 10, 24534 Neumunster, Folgendes mitgeteilt:
.Die Grenze zum Flurstiick 100 blieb von der Vermessung unberihrt. Der Knick befindet
sich nahezu vollstandig auf dem Flursttick 100."

Es wird hier nur der auf Flurstiick 100 liegende Knickanteil von mind. 65 m Lange als
AusgleichsmalRnahme in Ansatz gebracht nach den MafRgaben der Unteren Naturschutz-
behotrde des Kreises Rendsburg-Eckernforde vom 05.12.2019:
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65 Ifd. m Knick mit Regelbreite x Flachenfaktor 7 => 455,00 m2
zzqgl. gréBere Breite von 1,25 m x Flachenfaktor 1 => 81,25 m?
Zwischensumme 536,25 m2
Abschlag 20% aufgrund Stérungen durch Autobahnnéhe -107,25 m?
anrechenbar als Kompensationsflache sind 429,00 m?

=) Kompensationsmal3nahme ,,B*

Nach Abzug der anrechenbaren Flache durch die 0. g. KompensationsmaRhahme ,A"
verbleibt ein Kompensationsbedarf von 5.964 m? - 429 m? = 5.535 m2.

Dieser wird durch die Zuordnung einer entsprechend grof3en und somit ausreichend be-
messenen Teilflache des Flurstiicks 100 der Flur 6 in der Gemarkung Ehndorf, Gemeinde
Ehndorf, abgegolten.

Es wird von Siuiden an der Grenze zur Stor-Niederung eine Teilflache aus der bisherigen
Ackernutzung genommen und der natlrlichen Sukzession Uberlassen.

An der westlichen Flurstlickseite besteht ein Knick auf der Flurstiickgrenze. Hier wird ent-
sprechend der Regelbreite eines Knicks von 3 m die Halfte dem Flursttick 100 zugeordnet.
Da dieser 1,5 m breite Streifen bereits als geschitztes Biotop besteht, kann er keine zu-
satzliche Ausgleichsfunktion erfillen.

Der Geholzbestand an der Boschung zur Stor-Niederung steht gemal3 der Flurkarte auf
dem sudlich angrenzenden Flurstick und fuhrt daher zu keiner Reduzierung der anre-
chenbaren Flache von Flurstick 100.

Zur Aufwertung der Flache und zur Verdeutlichung der Grenze zur im Norden des Flur-
stuicks 100 verbleibenden Ackernutzung werden 3 Gruppen aus je 30 Stiick Laubgeholzen
und 2 weitere Gruppen in der Flache wie folgt gepflanzt:

- Pflanzung von 5 Gruppen aus je 30 Laubgehdlzen in der Baumschulgualitat mind.
2 x verpflanzte Straucher / verpflanzte Heister, Hohe mind. 0,8 m in je 3 Reihen
mit Abstanden von je 1 m in den Reihen und zwischen den Reihen. Die Gehdlz-
gruppen sind fir den Anwuchszeitraum von mind. 7 Jahren mit einem Wildverbiss-
schutzzaun zu umgeben; der Zaun ist nach max. 10 Jahren Standzeit vollstandig
zu entfernen.

- Zur Pflanzung geeignete Laubgehdlzarten sind Feldahorn (Acer campestre), Ge-
meine Traubenkirsche (Prunus padus), Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus),
Eingriffliger Weil3dorn (Crataegus monogyna), Hainbuche (Carpinus betulus), Ha-
sel (Corylus avellana), Schlehe (Prunus spinosa), Hundsrose (Rosa canina), Filz-
rose (Rosa tomentosa), Pfaffenhtitchen (Euonymus europaeus), Wildapfel (Malus
sylvestris), Stieleiche (Quercus robur), Vogelkirsche (Prunus avium)

- Herstellung eines Wildverbissschutzzauns mit Héhe mind. 150 cm fur 7 Jahre und
nach max. 10 Jahren Standzeit vollstandiger Rickbau.

Anschlieend ist die MaRBhahmenflache durch einen landwirtschaftlichen Zaun ge-
genuber angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflachen abzuzaunen.

Durch die Laubgeholzgruppen wird die naturnahe Entwicklung der Flache so unterstitzt,
dass der in Zusammenhang mit der Knickneuanlage in Ansatz gebrachte Abschlag von
20 % aufgrund der Storungen durch die Nahe der BAB A7 aufgewogen wird.
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Die Kompensationsflache fiihrt durch die Lage am Rand der Stér-Niederung zu einer 6ko-
logisch sinnvollen Strukturanreicherung und zudem wird ein als Puffer wirkender Bereich

geschaffen gegentber Schadstoffeintragen nicht nur durch die der Straf3en, sondern auch
gegen die von angrenzenden Ackernutzungen ausgehenden

Umweltbericht als integrierter, gesonderter Teil der Begriindung

Abb. 14 (unmal3stablich)

Lage der geplanten Kompensati-
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==) Weitere Kompensationserfordernisse werden aufgrund dieser Bauleitplanung nicht verur-
sacht.

==) Die gemaR der Ursprungsplanung vorgesehene Kompensationsmafinahme fir 3.280 mz
als Teilflache eines Ackers auf Flurstick 32/1, Flur 11, Gemarkung Padenstedt, wird wie
in Kap. 5.2.1.2 beschreiben aufgehoben
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Im Vorhabenbereich sind keine Oberflachengewésser vorhanden. Die ,Heischbek" verlauft als
ausgebauter Bach in Nord-Sud-Richtung 6stlich des Vorhabengebietes.

Fur den gemal der Bodenkarte (Blatt 1925 ,Neuminster®) anstehenden Gley ist in der feuch-
ten Jahreszeit mit oberflachennah anstehendem Grundwasser zu rechnen, in der trockenen
Zeit steht das Grundwasser ca. 0,6 m bis 1,2 m unter Gelande an.

Das Vorhabengebiet liegt gemaf3 des Landschaftsrahmenplans / Regionalplans nicht inner-
halb eines Wasserschon- oder Wasserschutzgebietes.

Die ,Heischbek® ist von sehr hoher Bedeutung, wird durch die Bauleitplanung jedoch nicht
betroffen sein. Beeintrachtigungen sind zu vermeiden.

Es sind entsprechend der Ursprungsplanung die bestehenden Regelungen bzw. Auflagen
gemalf den vorliegenden Genehmigungen des LLUR (jetzt: LfU) zu beachten.

Der bisherige Havariewall ist flr das bisher grof3te Volumen eines Garrestelagers ausgelegt.
Die Wallhohe von +15,6 m NHN wird nach Mitteilung von DAS-IB GmbH auch kunftig ausrei-
chen, jedoch wird der Wall im Westen der Biogasanlage zu erganzen sein.

Die Regelungen einer Wasserschutzgebietsverordnung sind nicht zu beachten, jedoch sind im
Sinne einer grundsatzlichen Anforderung Beeintrachtigungen oder erhebliche Gefahrdungen
des Grundwassers zu vermeiden. Eine Gefahrdung des Grundwassers aufgrund der Nutzung
mit zusatzlichen baulichen Anlagen ist nach Kenntnis der Gemeinde Padenstedt nicht zu er-
warten.

Das Oberflachenwasser der Betriebs-, Bau- und (Silage-)Lagerflachen und der ErschlieBungs-
flachen werden in einem Leitungssystem gesammelt und ordnungsgemalf landwirtschaftlich
verwertet, der Biogasanlage zugefuhrt oder nach Sammlung in einem Becken fachgerecht
entsorgt. GemaR der Stellungnahme des Kreises Rendsburg-Eckernférde, Fachdienst Um-
welt, untere Wasserbehorde, vom 29.10.2019 bestehen von dort keine Bedenken, alle im Be-
reich der Biogasanlage anfallenden verschmutzten Niederschlagswasser zu sammeln und
landwirtschaftlich zu verwerten.

Aufgrund der gewerblich orientierten Nutzung der Biogasanlage kann kein unbelastetes Was-
ser zur Versickerung gebracht werden. Es sind die Mafl3gaben und Auflagen der vorliegenden
Genehmigungen nach BImSchG einzuhalten und auf die neu hinzukommenden baulichen An-
lagen zu ubertragen. Dazu gehdrt auch die Herstellung einer Verwallung gemafi der Geneh-
migung des LLUR vom 01.03.2013, damit es in einem anzunehmenden Havariefall zu keiner
Belastung der ,Heischbek" durch Garsubstrat oder andere Stoffe kommt, der zwischenzeitlich
hergestellt worden ist.

==) Die bisherige Verwallung / der Havariewall ist in westliche Richtung entlang ,Sofell* und
dann an ,Rosenhof" entsprechend der Abbildung 5 (s. Kap. 5.1.1) zu verlangern und mit
einer durchgehend wirksamen Hohe von +15,6 m NHN herzustellen. Im Zufahrtbereich
der Biogasanlage wird eine entsprechende Uberfahrrampe herzustellen sein. GemaR ei-
ner Mitteilung von DAS-IB GmbH vom 16.03.2023 kann der Havarieraum dann die Menge
von 7.700 m3 des geplanten Garrestelagers 3 auffangen.

Das Havarievolumen ist fir die Erfordernisse der Biogasanlage mit allen Speicherbehél-
tern / Garrestelagern gegeniiber der unteren Wasserbehdrde nachzuweisen.
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==) Da Uber den bereits genehmigten Umfang hinaus keine Gefahrdungen uber die beste-
hende Art und das jetzige Mal3 hinaus zu erwarten sind, werden keine zusatzlichen Mal3-
nahmen erforderlich.

Detaillierte Klimadaten liegen fir das Vorhabengebiet nicht vor.

Hinsichtlich der Luftqualitat liegen Gber die in Zusammenhang mit dem ,Schutzgut Mensch*
bereits benannten Vorbelastungen durch Geruchsimmissionen ausgehend durch die beste-
hende Biogasanlage entsprechend der Ursprungsplanung keine detaillierten gutachterlichen
Bearbeitungen vor und solche werden auch entsprechend der Auskunft des LLUR nicht fur
erforderlich gehalten. Die im Rahmen der Ursprungsplanung gewonnenen gutachterlichen
Ergebnisse bestehen fort; sie sind in Kap. 5.2.1.1 ,Schutzgut Mensch* zusammengefasst. Dort
wird auch auf die Biogasanlage als so genannter ,Storfallbetrieb” hingewiesen.

Unmittelbar stidlich der Biogasanlage besteht der landwirtschaftliche Betrieb ,Rosenhof* mit
Rinderhaltung. Dartber hinaus sind keine planungsrelevanten Hinweise auf besondere Situa-
tionen bekannt.

Landwirtschaftliche Betriebe liegen ansonsten mehr als ca. 700 m 6stlich des Vorhabengebie-
tes am Gemeindeweg ,Sofell”.

Das Gebiet hat eine allgemeine Bedeutung fir die Schutzguter Klima und Luft. Besondere
herauszustellende Funktionen sind nicht bekannt. Die klimatischen Rahmenbedingungen sind
Grundlage fir die im Kapitel ,Schutzgut Mensch* dargelegten Untersuchungsergebnisse einer
Geruchsimmissionsprognose.

Die Gemeinde Padenstedt geht davon aus, dass planungsrelevante Beeintrachtigungen der
Luftqualitat und des Klimas nicht vorliegen und auch durch den Bau des 3. Garrestlagers und
den weiteren ergénzenden technischen Anlagen als weitere bauliche Anlagen an der beste-
henden Biogasanlage infolge der 1. Anderung der vorhabenbezogenen Bauleitplanung nicht
entstehen werden.

Der konkrete Nachweis ist auf der nachgeordneten Ebene der konkreten Vorhabengenehmi-
gungen nach BImSchG durch den Vorhabentrager zu erbringen.

Die Planung weist keine besondere Empfindlichkeit gegeniiber den Auswirkungen des Klima-
wandels auf.

Es ist davon auszugehen, dass die geplante Abdeckung der bisherigen Garrestelage und auch
des geplanten 3. Garrestelagers mit einer Doppelmembran zur Gasspeicherung und Nutzung
die Gasverluste (vor allem Methan und COy) verringert werden. Zudem werden die Vorausset-
zungen daflur geschaffen, dass anfallendes CO, abgeschieden und einer industriellen / ge-
werblichen Nutzung zugefihrt werden kann. Schwefelwasserstoff (H.S) wird Gber Aktivkohle-
filter absorbiert. Das gewonnene und aufbereitete Methan kann dem Gasnetz eines Versor-
gungstragers zugefuhrt werden.
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Fur die Schutzgiter Klima und Luft sind keine erheblichen oder nachhaltigen Beeintrachtigun-
gen erkennbar.

==) Es sind keine gesonderten MaRnahmen zur Vermeidung, Minimierung oder Kompensa-
tion erforderlich.

Der Geltungsbereich der 1. Anderung der vorhabenbezogenen Bebauungsplanung umfasst
das Areal einer bereits bestehenden Biogasanlage. Im norddstlichen und 6stlichen Teilbereich
liegt Grunland vor, das von einem Havariewall eingefasst ist.

Die Gegebenheiten entsprechen ansonsten denen der ,Ursprungsplanung®.

Das Vorhabengebiet ist durch die vorhandene Biogasanlage und durch landwirtschaftliche
Nutzungen gepragt. Ausgehend von dem Wald im Nordosten, Knicks und den Gehdlzreihen
an der ,Heischbek” bestehen gegeniber der offenen Feldmark / Landschaft landschaftsge-
rechte Eingrinungen. Nach Siden grenzt die landwirtschaftliche Hofstelle ,Rosenhof* direkt
an.

Durch die Errichtung weiterer baulicher Anlagen in raumlicher N&he zur Biogasanlage entste-
hen keine neuen und keine wesentlich gednderten Raumkanten, durch die erhebliche Beein-
trachtigungen des Landschaftsbildes zu erwarten sind. Dies gilt auch trotz der Gegebenheit,
dass in Nahe zu ,Sofell“ eine Biomethanaufbereitungsanlage in einem Container mit zugeord-
netem Aktivkohlefilter und Kihlaggregat sowie eine Flache fir eine Wasserstoffanlage vorge-
sehen ist.

Die Grof3e und Hohe des geplanten 3. Garrestelagers wird tber die Mal3e der 2 vorhandenen
Garrestelager hinausgehen. Das Garrestelager 3 wird eine Wandhthe von 8 m aufweisen zzgl.
einer Gasspeicherabdeckung von 9 m, Gesamthéhe 17 m tber Gelande.

Auch werden die bestehenden Garrestelage eine Gasspeicherabdeckung erhalten, die aber
von geringerer Hohe sein wird.

Die beiden Warmespeicher werden eine Hohe von je ca. 13 m tber Gelande aufweisen.

Die Ursprungsplanung beinhaltet eine hdchstzulassige Gebaude- und Anlagenhdhe von 13 m
und eine hochstzulassige Wandhohe von 7 m.

Zusatzliche Betriebs- und Funktionsflachen werden entsprechend der Abbildung 5 (s. Kap.
5.1.1) angelegt; diese Flachen zzgl. einer ,Reserve"” fur die spatere Realisierung und fur ggf.
erforderliche geringfugige technische Anpassungen der Gesamtanlage sind in Kap. 5.2.1.4 in
Zusammenhang mit den Eingriffen in das Schutzgut Boden bereits bertcksichtigt worden.

Aufgrund der 1. Anderung der vorhabenbezogenen Bauleitplanung wird nicht in bestehende
Knicks, Wald oder andere landschaftsbildpragenden Geholzbestande oder andere fir das
Landschaftsbild wertvollen Strukturen eingegriffen. Dennoch wird es zu Anderungen im Land-
schaftsbild kommen, da ein groRes Géarrestelager mit Durchmesser von max. 37 m und einer
Hohe von max. 17 m hinzukommen, ferner entstehen verschiedene ergdnzende Technische

Anlagen.
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Die Abdeckung des geplanten Garrestelagers 3 ist in grauer Farbe vorgesehen, so dass ein
maglichst geringer Kontrast gegeniber einer haufigen Himmelsfarbe gegeben sein wird.

=) Es sind keine zusatzlichen MaRnahmen zur Vermeidung, Minimierung oder Kompensa-
tion erforderlich.

Im Vorhabengebiet oder in planungsrelevanter Nahe sind geman des Flachennutzungsplans,
des Landschaftsplanes, gemaf3 der vorliegenden Genehmigungen fur Bau und Betrieb der
Biogasanlage und Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung der Ursprungsplanung keine
Kulturdenkmale oder sonstwie wertvollen Gebaude mit baugeschichtlichem Wert vorhanden
bzw. der Gemeinde bekannt gemacht worden.

Das Archéologische Landesamt teilte per Schreiben vom
02.10.2019 mit, dass das Plananderungsgebiet im Nordosten
in ein ausgedehntes archaologisches Interessengebiet ragt (s.
nebenstehende Abb. 15).

Abb. 15: Lageplan
mit Kennzeichnung
des archaologischen
Interessengebietes
mit blauer Schraffur)

Die Planung erfolgt innerhalb eines Sonstigen Sondergebiets ,Biogasanlage” im ansonsten
land- und forstwirtschaftlich gepragten Auf3enbereich der Gemeinde Padenstedt in direkter
Nachbarschaft zum landwirtschaftlichen Betrieb ,Rosenhof*. Das Vorhaben dient der Gewin-
nung von Strom aus erneuerbaren Energien entsprechend den Zielsetzungen des aktuellen
EEG.

Die Rahmenbedingungen entsprechen denen der Ursprungsplanung .

Die Gemeindewege ,Rosenhof” und ,Sofell“ werden bereits jetzt fir den in Zusammenhang
mit der Biogasanlage induzierten Verkehr genutzt. Eine Anderung ist hier nicht geplant.

Auf die nachstgelegenen Wohnnutzungen wurde bereits oben vor allem in Zusammenhang
mit dem ,Schutzgut Mensch* eingegangen.

Das Plangebiet weist keine Empfindlichkeit auf aufgrund einer ggf. Beeintrachtigung eines
Kulturdenkmals.

Vom Archaologischen Landesamt wurden trotz der Lage in einem arch&ologischen Interes-
sengebiet keine Bedenken gegen die Planung vorgebracht. Sofern dennoch archéologische
Funde getatigt werden oder denkmalpflegerisch relevante Objekte bekannt werden, so werden
diese zu sichern und in Ricksprache mit den zustandigen Beh6rden zu behandeln sein.

Vor dem Hintergrund einer vorhabenbezogenen Bauleitplanung fur das Areal einer bestehen-
den Biogasanlage sind auch bezuglich der nachstgelegenen Wohnnutzungen nach derzeiti-
gem Kenntnisstand keine Maf3nahmen zur Vermeidung und Minimierung erheblicher Beein-
trachtigungen in die Planung aufzunehmen (vgl. ,Schutzgut Mensch®).
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Der Zu- und Abfahrtsbereich von ,Rosenhof* / ,Sofell* zum Vorhabengebiet ist vorhanden und
bedarf keiner Anderung.

==) Ggf. vorhandene Leitungstrassen (Energie, Telekommunikation, Abwasser, Warme etc.)
und Durchleitungsrechte werden durch den Vorhabentrager zu bertcksichtigen sein.

==) Ggf. getatigte archdologische Funde und auch auffallige Bodenverfarbungen sind zu si-
chern und das Archaologische Landesamt ist zu informieren.

== Es sind keine weiteren MalRnahmen erforderlich oder vorgesehen.

Die obigen Beschreibungen verdeutlichen, dass das Vorhabengebiet vor allem durch die be-
stehende Biogasanlage einschlie3lich deren Betriebsflachen innerhalb eines rechtskraftigen
Bebauungsplanes gepragt ist.

Hinzu tritt die raumliche Nahe zu einer landwirtschaftlichen Hofstelle in einem insgesamt land-
wirtschaftlich gepragten Bereich. Zufahrten sind tber ,Rosenhof* und ,Sofell* vorhanden.

In den Kapiteln 5.2.1.1 bis 5.2.1.8 wird deutlich, dass ausgehend von den bestehenden Ge-
nehmigungen zum Bau und Betrieb einer Biogasanlage durch die Erganzung der jetzigen BGA
um verschiedene bauliche Anlagen (=> insbesondere das Garrestelager 3 und diverse tech-
nishce Anlagen) und durch die Anpassung der Baugrenzen an den realen Standort des Gar-
restlagers 2 nach derzeitigem Kenntnisstand die einzelnen Schutzguter nur in einem begrenz-
ten Mal3e beeintrachtigt sein werden, so dass durch die Zuordnung von neuen extern gelege-
nen Kompensationsmafnahmen alle Kompensationserfordernisse abgegolten werden kon-
nen. Dabei ist insbesondere zu beachten, dass die Plandnderung auch mit der Zielsetzung
erfolgt, die eingesetzte Biomasse moglichst effektiv zu nutzen. Es wird daher abweichend von
der Ursprungsplanung keine Begrenzung der Gesamtfeuerungswarmeleistung bzw. der er-
zeugten elektrischen Energie mehr geben, sondern es wird die eingesetzte Biomasse vor dem
Hintergrund der Lieferverkehre auf max. 40.500 t/a zzgl. ca. 21.000 t der Gille / ggf. des Mistes
aus dem benachbart bestehenden landwirtschaftlichen Betrieb des Rosenhofes oder anderer
land-wirtschaftlicher Betriebe begrenzt.

Es sind keine darzustellenden zusatzlichen Wechselwirkungen bekannt, da alle bekannten
planungsrelevanten Wirkungen des Planungsvorhabens bereits bei der Bearbeitung der ein-
zelnen Schutzgiter beachtet werden.

Die Planung wird zur planungsrechtlichen Absicherung einer Erweiterung der bestehenden
Biogasanlage mit zugeordneten Lager- und Funktionsflachen bzw. Funktionsbauwerken in ei-
nem Sonstigen Sondergebiet mit der nutzungsbegrenzenden Zweckbestimmung ,Biogasan-
lage” fuhren. Die Erweiterung wird als dann zu einer Verbesserung der Lagerkapazitaten fiih-
ren, die Nutzung des gewonnenen Biogases verbessern und eine zeitlich flexiblere Wieder-
verwendung der Garrestesubstrate ermdéglichen. Hierdurch wird fir die BGA auch Uber die
bisherige Forderung nach dem EEG hinaus ein langerfristig wirtschaftlicher Betrieb ermoglicht.
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Es wird die landwirtschaftliche Funktion der Gemeinde Padenstedt erhalten und gestarkt.

Die Schutzgtter als Kompartimente zur Beurteilung des Umweltzustandes werden aufgrund
der Ubernahme des rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplans (VEP) Nr. 1 vor
dem Hintergrund der Maf3gaben und Auflagen vorhandener Genehmigungen durch den Bau
eines 3. Garrestlagers sowie verschiedene ergédnzende technische Anlagen und Betriebsfla-
chen beeintrachtigt, aber dartiber hinaus nicht stéarker als es nach den Genehmigungsplanun-
gen vorgesehen ist. Es ist davon auszugehen, dass die zu bilanzierenden nicht zu vermeiden-
den und nicht zu minimierenden Eingriffe in die Schutzgiter vollstandig kompensiert werden
kdnnen.

Die bestehende Biogasanlage kann auf Grundlage der bestehenden Genehmigungen weiter-
hin als gewerbliche Anlage betrieben werden.

Die fur die zusatzlichen baulichen Anlagen bendétigten Flachen innerhalb des Vorhabengebiets
wirden wahrscheinlich weiterhin wie bisher landwirtschaftlich bzw. als Teil der bisherigen Bi-
ogasanlage genutzt werden.

Die Gemeinde Padenstedt geht aufgrund der bestehenden Biogasanlage innerhalb des im
vorhabenbezogenen Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 festgesetzten Sonstigen Sondergebietes
.Biogasanlage" sowie auf Grundlage der vorhandenen Genehmigungen davon aus, dass ein
anderer Standort fur die erganzenden baulichen Anlagen oder eine grundsatzliche Neuorga-
nisation der einzelnen Anlagenbestandteile bzw. Funktionsflachen nicht in Frage kommt. Eine
Anderung wiirde nach Einschatzung der Gemeinde Padenstedt und des Vorhabentragers zu
wirtschaftlich nicht vertretbaren Kosten fuhren, da alle Bestandteile in der jetzigen Form aufei-
nander abgestimmt sind und da wahrend des laufenden Betriebs keine entsprechenden Erfor-
dernisse zur Neuorganisation festgestellt wurden.

Das Vorhabengebiet liegt abgesetzt von der bebauten Ortslage der Gemeinde im Aul3enbe-
reich. Vor diesem Hintergrund steht die Planung zunachst einmal im Konflikt zu landesplane-
rischen - und zugleich stadtebaulichen und naturschutzfachlich begriindeten - Grundséatzen,
so dass in der Regel Standortalternativenprifungen erforderlich werden. Da die Planung aller-
dings an einem durch die bereits vorhandene Biogasanlage bauplanungsrechtlich gesicherten
Standort liegt, kann nach Auffassung der Gemeinde Padenstedt und des Vorhabentragers auf
diese Darlegungen verzichtet werden.

Zur Aufstellung der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1 wer-
den im Wesentlichen folgende zu nennenden Verfahren angewendet.
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Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung

Zur 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (VEP) Nr. 1 erfolgt eine Eingriffs-
und Ausgleichsbilanzierung zur Berechnung des erforderlich werdenden Kompensationsbe-
darfs auf Grundlage des Erlasses vom 09.12.2013 ,Verhaltnis der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsregelung zum Baurecht".

Die Bilanzierung wurde unter Beriicksichtigung des rechtskraftigen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans (VEP) Nr. 1 vor dem Hintergrund der bestehenden Genehmigungen und Ab-
stimmungen mit der Unteren Naturschutzbehorde schutzgutbezogen in die endgultige Plan-
fassung des Umweltberichts integriert und ist dementsprechend vertraglich (=> Durchfuh-
rungsvertrag) umzusetzen.

Uber die Belange des Naturschutzes im Bauleitplan ist nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz
in Verbindung mit den 88 1, 1a, 2 und 2a BauGB zu entscheiden. Der Eingriff ist soweit wie
mdglich zu vermeiden. Nicht vermeidbare Eingriffe sind zu minimieren. Verbleibende Beein-
trachtigungen sind auszugleichen (88 8 bis 11 LNatSchG und 8§ 14 bis 17 BNatSchG in Ver-
bindung mit § 1a BauGB).

Artenschutz gema BNatSchG

Zur angemessenen und hinreichend fachgerechten Beachtung artenschutzrechtlicher Bestim-
mungen gemal § 44 BNatSchG wurde in Zusammenhang mit den Schutzgiter ,Pflanzen ...*
und ,Tiere ..." jeweils als Potenzialabschatzung auf Basis der Biotoptypenkartierung und unter
Beachtung von Angaben des LLUR (jetzt: LfU) eine hinreichend qualifizierte Berticksichtigung
potenziell vorkommender Arten vorgenommen, so dass dieser Belang in den Umweltbericht /
die Umweltprifung eingestellt wird.

Schalltechnische Untersuchung und Geruchsimmissionsprognose

Zur 1. Anderung des 0.g. Bebauungsplanes wird nach Riicksprache mit dem LLUR (jetzt: LfU)
keine erneute gutachterliche Untersuchung durchgefihrt, da durch die geplante Erweiterung
der Biogasanlage keine relevante Anderung resultiert gegeniber der vorliegenden Prifung
der Wirkung von Gewerbelarm und von Geriichen auf zu schitzende Wohnnutzungen, die im
Zuge der Aufstellung der Ursprungsplanung ausgearbeitet und deren Ergebnisse in die Um-
weltprufung eingestellt und so im Rahmen der vorhabenbezogenen Bauleitplanung beachtet
wurden.

Umweltvertraglichkeitspr fung

Die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (VEP) Nr. 1 wird auf Grundlage
des BauGB erarbeitet, wonach gemafl3 § 50 UVPG die Prufung der Umweltvertraglichkeit im
Aufstellungsverfahren nach den Vorschriften des BauGB durch eine ,Umweltprifung® gemar
8 2 Abs. 4 BauGB erfolgt.

Das so genannte ,Scoping” nach 8§ 4 Abs. 1 BauGB wurde durchgefihrt. In schriftlicher Form
wurden die betroffenen Institutionen sowie die Landesplanungsbehérde Uber die Planung in-
formiert. Zugleich wurden die Nachbargemeinden tber die gemeindliche vorhabenbezogene
Planung unterrichtet. Es erfolgt nunmehr nach § 4 Abs. 2 BauGB die Beteiligung zur Entwurf-
splanung.

Planungsrechtlich relevante Stellungnahmen aus den ,Behorden- und Tréagerbeteiligungen®
nach 8 4 Abs. 1 und 2 BauGB i.V.m. der landesplanerischen Stellungnahme wird die Gemein-
devertretung im Zusammenwirken mit dem Vorhabentrager gewichten und in die Umweltpri-
fung / den Umweltbericht sowie in die Planzeichnung (Teil A), den Text (Teil B) und nachricht-
lich in den Durchfuhrungsvertrag einbringen.
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AulRerdem werden vertragliche Regelungen zur Sicherung der auf3erhalb des Vorhabengebie-
tes erforderlichen werdenden und der bestehenden Kompensationsmaflinahmen zu Lasten
des Vorhabentragers abgesichert. Die entsprechenden Eintragungen ins Grundbuch werden
entsprechend den ermittelten Verpflichtungen aufgenommen.

Im Rahmen der vorhabenbezogenen Bebauungsplanung und der hierzu durchgefiihrten Um-
weltprufung werden voraussichtlich folgende erhebliche Umweltauswirkungen festgestellt und
erforderliche Maflinahmen werden zugeordnet:

>

Zur Einhaltung der immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen sind beziiglich des Larms
durch den Betrieb des Vorhabens die héchstzulassigen Immissionsrichtwerte fur ,Dorfge-
biete / Mischgebiete” von 60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts in der nachstgelegenen
Wohnbebauung einzuhalten und die technischen Mdglichkeiten ebenso wie die Annahmen
zur baulichen Ausfuhrung der Gebaudeteile geman der ,Schalltechnischen Untersuchung”
zum rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 zu beachten. Ne-
benbestimmungen / Auflagen sind entsprechend den erteilten Genehmigungen nach Bim-
SchG zu entnehmen. Die Einhaltung ist Aufgabe des Vorhabentragers und des Bauaus-
fuhrenden.

Zur Einhaltung der immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen sind bezuglich des entste-
henden Geruchs die technischen Mdglichkeiten gemaf der zum rechtskraftigen vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 erstellten ,,Geruchsimmissionsprognose” zu be-
achten. Nebenbestimmungen / Auflagen nach BImSchG / GIRL sind entsprechend den
erteilten Genehmigungen einzuhalten. Die Einhaltung ist Aufgabe des Vorhabentragers
und des Bauausfuhrenden.

Da gemaR der Mitteilung des KampfmittelrAumdienstes Schleswig-Holstein vom
30.09.2022 die bisherige Uberpriifung befristet Giiltigkeit fur einen Zeitraum von fiinf Jah-
ren hat, besteht nach Fristablauf bei Bauplanungen zur Errichtung einer baulichen Anlage
oder erdeingreifenden MalRhahmen fir die angefragte Flache eine Pflicht zur erneuten
Auskunftseinholung zur Kampfmittelbelastung bei der zustandigen Dienststelle. D. h. nach-
dem 30.09.2027 ist vor der Ausfiihrung von Bauarbeiten das Vorhabengebiet auf Kampf-
mittel untersuchen zu lassen.

Die Einhaltung ist Aufgabe des Vorhabentragers und des Bauausfiihrenden.

Zusétzliche Eingriffe in die Schutzgiter ,Pflanzen einschliel3lich der biologischen Vielfalt*,
»riere einschlie3lich der biologischen Vielfalt, ,Wasser, Luft*, ,Klima“, ,Boden”, ,Land-
schaft”, ,Kulturglter” und ,sonstige Sachguter” sind aufgrund der Aufstellung dieser Bau-
leitplanung infolge der zusatzlichen Bodenversiegelungen zu erwarten. Die Inhalte des
rechtskraftigen Bebauungsplans bestehen fort unter Beachtung der Anpassung dieser 1.
Anderung der Ursprungsplanung.

Die Umsetzung der nunmehr ermittelten zuséatzlichen Kompensationsmafinahmen und die
Zuordnung einer neuen Kompensationsflache (Flurstiick 100, Flur 6, Gemarkung Ehndorf)
werden durch eine Aufnahme in den Durchflihrungsvertrag gesichert. Die Einhaltung die-
ser MalRgaben obliegt zu 100% dem Vorhabentrager.

Zur Vermeidung der Verbotstatbestédnde des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG sind alle
Handlungen und Arbeiten an Baumen, Hecken, Geblischen und anderen Gehélzen gemar
§ 39 Abs. 5 BNatSchG in der Zeit vom 01. Marz bis zum 30. September, verboten. Die
Beachtung dieser Maf3gabe obliegt dem Ausfuhrenden.
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Weitere erhebliche Umweltauswirkungen sind nicht zu erwarten.

Die Planung dient der planungsrechtlichen Absicherung zuséatzlicher baulicher Anlagen fur
eine bestehende Biogasanlage und auch der effektiveren Nutzung der eingesetzten Biomasse.
Die zu erwartenden Auswirkungen sind in diesem Umweltbericht schutzgutbezogen zusam-
mengestellt. Es sind dartber hinaus keine Auswirkungen bekannt die kumulierend wirken
konnten. Auch sind keine ggf. kumulierend wirkenden Projekte in Nahe zum Plangebiet be-
kannt.

Die Planung weist keinen grenziberschreitenden Charakter auf.

Es sind keine planungsrelevanten technischen Liicken und keine relevanten fehlenden Kennt-
nisse bekannt. Dies liegt im Wesentlichen in der Ergénzung einer bestehenden Biogasanlage
um bauliche Anlagen in einem intensiv genutzten Bereich begriindet.

Dabei werden das Fehlen aktueller Gutachten zu ggf. Larm- und Geruchsimmissionen, faunis-
tischer Bestandsaufnahmen und zusatzlicher Bodenuntersuchungen und detaillierte Kennt-
nisse Uber das lokale Klima als nicht planungsrelevant erachtet, da das Vorhaben im unmittel-
baren Anschluss an einer Biogasanlage vorgesehen ist und zu deren Erweiterung dient.

Die Gemeinde Padenstedt hat am 13.12.2019 die Beschlusse zur Einleitung des Bauleitplan-
verfahrens und dann auch zur Aufstellung der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes (VEP) Nr. 1 ,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof* gefasst fur den Geltungsbe-
reich des rechtskraftigen Bebauungsplans, der hier auch als Ursprungsplanung bezeichnet
wird. Das Plangebiet liegt sudlich des Gemeindeweges ,Sofell“, westlich der ,Heischbek" und
der offenen Landschaft sowie nordlich landwirtschaftlicher Betriebsflachen des Rosenhofes
auf den Flurstiicken 5/2 und 83 der Flur 11 in der Gemarkung Padenstedt.

Auf dem Flurstiick 5/2 besteht bereits eine Biogasanlage mit insgesamt 2 MW Feuerungswar-
meleistung.

Die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (VEP) Nr. 1 ,Sondergebiet Bio-
gasanlage Rosenhof* wird aufgestellt zur planungsrechtlichen Absicherung zusatzlicher bau-
licher Anlagen (3. Garrestlager), damit die Lagerung der nutzbaren Reste verbessert wird. Bis
zu einer Verwertung wird eine flexible Anpassung an die Zeitraume mit hohen Bedarfen vor-
genommen.

Das Vorhabengebiet ist in der 3. genehmigten Anderung des Flachennutzungsplans als Son-
dergebiet ,Biogasanlage” dargestellt.

Die Verkehrsanbindung soll weiterhin ausschlie3lich wie bisher Uber die Gemeindewege ,Ro-
senhof* und ,Sofell* erfolgen.
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Die Ausweisung von zusatzlichen Bauflachen bzw. zusatzlich versiegelbaren Flachen von ma-
ximal 1.263 mz fihrt zu einem Kompensationserfordernis von 632 m2, das zusammen mit be-
stehenden Kompensationsverpflichtungen aufgrund bisher nicht umgesetzter Kompensations-
malnahmen aus der Ursprungsplanung auf3erhalb des Plangeltungsbereichs auf Flurstuck
100, Flur 6, Gemarkung Ehndorf, Gemeinde Ehndorf, abgegolten wird. Die hierfur vorgese-
hene Flache weist einen neu angelegten Knick auf und wurde bisher als Acker genutzt. Die
gemal der Ursprungsplanung vorgesehene Kompensationsmalinahme konnte nicht umge-
setzt werden.

Erhebliche Auswirkungen auf die sonstigen Schutzguter sind nicht zu erwarten, so dass dies-
bezlglich keine Maflinahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation erforderlich
werden. Da sich die Menge der eingesetzten Stoffe nicht andert, werden auch die Emissionen
nicht wesentlich abweichen - nur die Lagerkapazitat fur Garreste und zeitliche Verteilung bis
zur Verwertung werden flexibler sein.

Darlber hinaus ist bezlglich der bestehenden Biogasanlage ein unverandertes Fortbestehen
der Festsetzungen des rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplans (VEP) Nr. 1 ge-
geben. Die Umsetzung bestehender und sich zusatzlich ergebender Kompensationserforder-
nisse wird mittels einer Ergédnzung des Durchfiihrungsvertrages zu 100% beim Vorhabentra-
ger belassen.

Durch die 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (VEP) Nr. 1 entstehen Kom-
pensationserfordernisse von 1.700 m?, wodurch Kosten in Hohe der Flachenbereitstellungs-
kosten zzgl. der Kosten fiir Geholzpflanzungen sowie eine Abzaunung gegentber angrenzen-
den Flachen entstehen. Hinzu kommen Kosten fir die Umsetzung bisher nicht hergestellter
KompensationsmalRnahmen der Ursprungsplanung zzgl. eines Aufschlags fir die Zeitverzo-
gerung.

AVH (2019): BAB A7 Hamburg-Bordesholm Aufmafd Knickwall km 98+100 — 98+200 RiFa
Hamburg, Aufmal vom 15.05.2018 bearbeitet am 14.1.2019

DAS-IB GmbH (2019-2023): Daten zur Vorhabenbeschreibung fir die geplante Erweiterung
der Biogasanlage Rosenhof

Gemeinde Padenstedt (2016): 3. Anderung des Flachennutzungsplans

Gemeinde Padenstedt (2016): Vorhabenbezogener Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 ,Sonder-
gebiet Biogasanlage Rosenhof* mit Durchfiihrungsvertrag sowie Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplan

Kreis Rendsburg-Eckernforde erganzt durch Gunther & Pollok Landschaftsplanung (2019):
Email vom 5.12.2019 mit Angaben zur Abstimmung der Anrechenbarkeit des Knickwalls an
der BAB A7

Landesamt fur Landwirtschaft und nachhaltige Landentwicklung des Landes S-H - untere
Forstbehorde (2023)

LLUR (2019): Email vom 21.01.2019 zur Frage des Erfordernisses neuer Gutachten zur
Bewertung der immissionsschutzrechtlichen Situation.
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Rechtsanwalte Dr. Reuss und Partner mbB, Partnerschaftsgesellschaft mbB (2121): Email
vom 15.02.2021 mit Angaben zum Kaufvertrag Trennstiick aus Flursttick 99 der Flur 9 der
Gemarkung Ehndorf

Ministerium fur Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, Kampfmittelraumdienst Schles-
wig-Holstein (2022): Uberprifung einer Flache auf Kampfmittelbelastung: Rosenhof 1 in
Padenstedt (Flur 11, Flurstiicke 5/2 und 83) - Schreiben vom 30.09.2022

In der nachfolgenden Aufstellung wird angegeben, an welchen Stellen des Umweltberichtes
die gemalid in Anlage 1 zu 8 2 Abs. 4 und den 88 2a und 4c BauGB erforderlichen Bestandteile
bertcksichtigt sind:

Ziffer aus
Anlage 1
BauGB

Bestandteil gem. Anlage 1 BauGB

Berucksichtigt im Umweltbericht
in => Kapitel
ggfs. Erlauterung

1.

Einleitung mit folgenden Angaben

a)

Kurzdarstellung des Inhalts und der
wichtigsten Ziele des Bauleitplans, ein-
schlieBRlich einer Beschreibung der Fest-
setzungen des Plans mit Angaben tber
Standorte, Art und Umfang sowie Bedarf
an Grund und Boden der geplanten Vor-
haben

Kap. 5.1.1
Detaillierte Angaben in Kap. 5.2.1.4

b)

Darstellung der in einschlagigen Fach-
gesetzen und Fachplanen festgelegten
Ziele des Umweltschutzes, die fur den
Bauleitplan von Bedeutung sind, und der
Art, wie diese Ziele und die Umweltbe-
lange bei der Aufstellung des Bauleit-
plans berticksichtigt wurden

Kap. 5.1.2

Beschreibung und Bewertung der erheb-
lichen Umweltauswirkungen, die in der
Umweltprifung nach § 2 Absatz 4 Satz
1 ermittelt wurden; hierzu gehdren fol-
gende Angaben

Kap. 5.2

a)

eine Bestandsaufnahme der einschlagi-
gen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-
stands (Basisszenario), einschlieB3lich
der Umweltmerkmale der Gebiete, die
voraussichtlich erheblich beeinflusst
werden, und eine Ubersicht tiber die vo-
raussichtliche Entwicklung des Umwelt-
zustands bei Nichtdurchfiihrung der Pla-
nung, soweit diese Entwicklung gegen-
Uber dem Basisszenario mit zumutba-
rem Aufwand auf der Grundlage der ver-
fugbaren Umweltinformationen und wis-
senschaftlichen Erkenntnisse abge-
schatzt werden kann

Bestandsaufnahme schutzgutbezogen
in Kap. 5.2.1.1 bis 5.2.1.8

Voraussichtliche Entwicklung bei Nicht-
durchfiihrung der Planung in Kap.
5.2.2.2
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b)

eine Prognose uber die Entwicklung des
Umweltzustands bei Durchfihrung der
Planung; hierzu sind, soweit mdglich,
insbesondere die mdglichen erheblichen
Auswirkungen wahrend der Bau- und
Betriebsphase der geplanten Vorhaben
auf die Belange nach § 1 Absatz 6 Num-
mer 7 Buchstabe a bis i zu beschreiben,
unter anderem infolge

Prognose Uber die Entwicklung des Um-
weltzustands inkl. Bau- und Betriebs-
phase bei Durchfiihrung der Planung je-
weils schutzgutbezogen in Kap. 5.2.1.1
bis 5.2.1.8 jeweils im Abschnitt ,Bewer-
tung“ bzw. ,Bewertung und Betroffenheit
durch die Planung*

Die Angaben zu § 1 Abs. 6 Nr.7 a) bis i)
sind wie folgt in die Planung eingegan-
gen und berucksichtigt:

a) Kap.5.2.1.2 bis 5.2.1.7

b) Kap.5.2.1.2und5.2.1.3

c) Kap.5.2.1.1

d) Kap.5.2.1.8

e) Entsprechend vorhandener Ge-
nehmigungen,
Vorhabenbeschreibung

f) Kap.5.1.1,
Vorhabencharakteristik
g Kap.5.1.2.1

h) Entsprechend vorhandener
Genehmigungen,
Vorhabenbeschreibung

i) Kap.5.2.1.9
i) Entsprechend vorhandener

Genehmigungen,
Vorhabenbeschreibung

aa) des Baus und des Vorhandenseins der Kap. 5.1.1 und jeweils schutzgutbezo-
geplanten Vorhaben, soweit relevant gen in Kap. 5.2.1.1 bis 5.2.1.8
einschlie3lich Abrissarbeiten
bb) der Nutzung naturlicher Ressourcen, jeweils schutzgutbezogen in Kap.
insbesondere Flache, Boden, Wasser, 5.2.1.1bis 5.2.1.8
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt,
wobei soweit mdglich die nachhaltige
Verfugbarkeit dieser Ressourcen zu be-
ricksichtigen ist
cc) der Art und Menge an Emissionen von Sofern zutreffend sind die Emissionen
Schadstoffen, Larm, Erschitterungen, jeweils schutzgutbezogen in Kap.
Licht, Warme und Strahlung sowie der 5.2.1.1 bis 5.2.1.8 dargelegt
Verursachung von Belastigungen
dd) der Art und Menge der erzeugten Ab- Die im Zuge der Nutzung entstehenden
falle und ihrer Beseitigung und Verwer- Abfalle sind Garreste, die entsprechend
tung der Vorhabenbeschreibung und dann
als Dunger fur die Landwirtschaft ge-
nutzt werden
ee) der Risiken fur die menschliche Gesund- | Kap. 5.2.1.1 (menschliche Gesundheit)

heit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt
(zum Beispiel durch Unfalle oder Kata-
strophen

Kap. 5.2.1.8 (kulturelles Erbe)
Kap. 5.2.1.1 (Storfallbetriebe)
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ff) der Kumulierung mit den Auswirkungen | Kap. 5.3.3
von Vorhaben benachbarter Plangebiete
unter Beriicksichtigung etwaiger beste-
hender Umweltprobleme in Bezug auf
mdoglicherweise betroffene Gebiete mit
spezieller Umweltrelevanz oder auf die
Nutzung von natirlichen Ressourcen

09) der Auswirkungen der geplanten Vorha- | Kap. 5.1.1 Vorhabenbeschreibung
ben auf das Klima (zum Beispiel Artund | kKap. 5.2.1.6

Ausmal’ der Treibhausgasemissionen)
und der Anfalligkeit der geplanten Vor-
haben gegeniber den Folgen des Kili-

mawandels
hh) der eingesetzten Techniken und Stoffe Kap. 5.1.1 Vorhabenbeschreibung
Sofern zutreffend jeweils schutzgutbezo-
gen in Kap. 5.2.1.1 bis 5.2.1.8
Kap. 5.3.1
die Beschreibung nach Halbsatz 2 soll sich auf jeweils schutzgutbezogen

die direkten und die etwaigen indirekten, sekun- in Kap. 5.2.1.1 bis 5.2.1.8
daren, kumulativen, grenziberschreitenden, kurz-
fristigen, mittelfristigen und langfristigen, standi-
gen und vorubergehenden sowie positiven und
negativen Auswirkungen der geplanten Vorhaben
erstrecken; die Beschreibung nach Halbsatz 2
soll zudem den auf Ebene der Europaischen
Union oder auf Bundes-, Landes- oder kommuna-
ler Ebene festgelegten Umweltschutzzielen Rech-
nung tragen

c) eine Beschreibung der geplanten Ma3- | jeweils schutzgutbezogen
nahmen, mit denen festgestellte erhebli- | in Kap. 5.2.1.1 bis 5.2.1.8
che nachteilige Umweltauswirkungen
vermieden, verhindert, verringert oder
soweit moglich ausgeglichen werden
sollen, sowie gegebenenfalls geplante
UberwachungsmafRnahmen. In dieser
Beschreibung ist zu erlautern, inwieweit
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf
die Umwelt vermieden, verhindert, ver-
ringert oder ausgeglichen werden, wobei
sowohl die Bauphase als auch die Be-
triebsphase abzudecken ist;

d) in Betracht kommende anderweitige Pla- | Kap. 5.2.3
nungsmdglichkeiten, wobei die Ziele und
der rAumliche Geltungsbereich des Bau-
leitplans zu berticksichtigen sind, und
die Angabe der wesentlichen Griinde fir
die getroffene Wahl;

e) eine Beschreibung der erheblichen Entsprechend vorhandener
nachteiligen Auswirkungen nach § 1 Ab- | Genehmigungen, Havariewall
satz 6 Nummer 7 Buchstabe j; zur Ver- Kap. 5.1.1 Vorhabenbeschreibung

meidung von Mehrfachprifungen kén-
nen die vorhandenen Ergebnisse ande-
rer rechtlich vorgeschriebener
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Prufungen genutzt werden; soweit ange-
messen, sollte diese Beschreibung
MaRnahmen zur Verhinderung oder Ver-
minderung der erheblichen nachteiligen
Auswirkungen solcher Ereignisse auf die
Umwelt sowie Einzelheiten in Bezug auf
die Bereitschafts- und vorgesehenen
Bekampfungsmalnahmen fir derartige
Krisenfalle erfassen;

zusatzliche Angaben

Kap. 5.3

eine Beschreibung der wichtigsten
Merkmale der verwendeten technischen
Verfahren bei der Umweltprifung sowie
Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei
der Zusammenstellung der Angaben
aufgetreten sind, zum Beispiel techni-
sche Licken oder fehlende Kenntnisse

Kap. 5.3.1
Kap. 5.3.4

b)

eine Beschreibung der geplanten Maf3-
nahmen zur Uberwachung der erhebli-
chen Auswirkungen der Durchfiihrung
des Bauleitplans auf die Umwelt

Kap. 5.3.2

eine allgemein verstandliche Zusam-
menfassung der erforderlichen Angaben
nach dieser Anlage

Kap. 5.4

d)

eine Referenzliste der Quellen, die flr
die im Bericht enthaltenen Beschreibun-
gen und Bewertungen herangezogen
wurden

Kap. 5.6
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6. Artund Mafl der baulichen Nutzung, tberbaubare Flachen
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

Art der baulichen Nutzung:
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Die vorhandenen und nach BImSchG genehmigten baulichen Anlagenteile sowie die fiir eine
Bebauung vorgesehene Flache (=> 3. Garrestebehalter einschlielich den damit im Zusam-
menhang stehenden technischen Anlagen sowie fir die Biogasaufbereitungs- bzw. Wasser-
stoffanlage mit Zuwegungen) werden, wie bereits im ,,Ursprungs-Bebauungsplan* auch, inner-
halb des Vorhabengebietes nach der besonderen Art ihrer Nutzung als Sonstiges Sonderge-
biet (SO) mit der Zweckbestimmung ,Biogasanlage” festgesetzt (siehe auch nachfolgende
Abb. 16a).

Im Hinblick auf die Nutzung der Biogasanlage in ihrem Endausbauzustand ist es der Ge-
meinde Padenstedt wichtig und heraus zu stellen, dass alle baulichen und sonstigen Nutzun-
gen innerhalb des festgesetzten Sonstigen Sondergebietes ,Biogasanlage sich in die zusam-
menfassende o. g. Zweckbestimmung einordnen mussen, um ausschlie3lich diese Zweckbe-
stimmung auch in Verbindung mit den vertraglichen Regelungen aus dem geltenden und mit
diesem Anderungsverfahren zu dndernden Durchfiihrungsvertrag langfristig und fiir die Dauer
des Vorhabens ausuben zu kdnnen.

B L}
/ o >

4 S : FR—
J\K ’f _;.-" > oo 0 Mm
;/ i . / e (Quelle: BIS-S, 02.08.2023) stand vom U2.08. 2023 Abb. 16a
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Dem gemeindlichen Planungsziel folgend wird nach § 11 Abs. 2 BauNVO fur das Sonstige
Sondergebiet in seiner Ganze ein Nutzungskatalog mit den innerhalb des Vorhabengebietes
zulassigen Nutzungen und Einrichtungen abschliel3end festgesetzt, wobei nur solche Vorha-
ben zulassig sind, zu deren Durchfiihrung sich der Vorhabentrager im Durchfihrungsvertrag
verpflichtet hat. Somit soll sichergestellt werden, dass das Sonstige Sondergebiet die nut-
zungsbegrenzende Zweckbestimmung ,Biogasanlage® innerhalb des planungsrechtlich und
vertraglich vorgegebenen Rahmens wahrnehmen kann und unerwiinschte Entwicklungen au-
Rerhalb dieses Nutzungskatalogs vermieden werden kénnen.

Maf der baulichen Nutzung:
(8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird fir das Sondergebiet durch Festsetzung der hochst-
zulassigen Grundflache (GR max.) in Abh&ngigkeit zur Festsetzung der tberbaubaren Grund-
stucksflache und durch die maximale Hohe baulicher Anlagen als Gebaude- und Anlagenht6he
im Sinne des § 30 Abs. 2 BauGB qualifiziert bestimmit.

Uberbaubare Flachen:
(8 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO)

Gleichwohl die Anlagenkonzeption der bestehenden Biogasanlage zu diesem Planungszeit-
punkt aufgrund der erteilten Genehmigungen und entsprechend der 6rtlichen vorgefundenen
Bestandssituation zunachst als endgultig bezeichnet werden kann, wobei flir eine spatere Er-
weiterung ein zusatzlicher Garrestebehélter gebraucht wird, hat die Gemeindevertretung be-
schlossen, die Uberbaubaren Flachen an diese neue Planungskonzeption (vgl. auch Abb. 2)
anzupassen, wobei die rdumliche Eingrenzung durch die bestehenden aufieren Rahmenbe-
dingungen weiterhin bestehen bleibt.

Hohe baulicher Anlagen:
(8 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)

Aufgrund der Lage des Plangebiets auf3erhalb der bebauten Ortslage sowie zur Erhaltung und
Neuentwicklung des Orts- und Landschaftsbildes wird weiterhin die Begrenzung der Hohe aller
baulichen Anlagenteile durch die Festsetzung einer héchstzulassigen Gebaude- und Anlagen-
héhe (GH max.) fur erforderlich erachtet und dementsprechend in den Nutzungsschablonen
der Planzeichnung (Teil A) festgesetzt. Die Festsetzung folgt hierbei weiterhin den erteilten
Genehmigungen nach dem BImSchG bzw. den Erfordernissen eines abgedeckten 3. Gar-
restelagers (s. auch nachfolgende Ansichten als Abb. 16b bis Abb. 16d).

Als unterer Bezugspunkt wird die mittlere HOhe der vorhandenen, unmittelbar an die Uberbau-
bare Flache angrenzende Betriebsflachenoberkante in dem entsprechend zugeordneten Be-
reich festgesetzt.

Ans cat von Norde-
5 ol . ‘
v
T ey v s oo o TerTentes Wa nespeicier GAmreste ager
BelERR RS e RS lfl _ll'_.hr:' 206 ?.i[:_l_JdL...:'_l'— Gebdoze £ L-ackhal-ung Wi-neme-z
Enl.';;.'_s ramas sucziouny ORI
(Quelle: DAS-IB GmbH, 26.03.2023) Abb. 16b
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Bauweise:
(§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Innerhalb des Vorhabengebietes werden fir beide Teilgebiete eine von der offenen Bauweise
abweichende > a < Bauweise mit Anlagenlangen tber 50 m festgesetzt.

Die Begrenzung der Anlagenlange erfolgt indirekt durch die teilgebietsbezogene Gliederung
der Giberbaubaren Flachen mittels der so genannten ,Knotenlinie®, die die Teilgebiete innerhalb
des Sonstigen Sondergebietes in das jeweilige MalR der baulichen Nutzung trennt.

Erganzend zu den planungsrechtlichen Festsetzungen (Teil A und Teil B) wird die Gemeinde
Padenstedt im Einvernehmen mit dem Vorhabentrager Regelungen zum Vorhaben in einer
Erganzung des geltenden Durchfihrungsvertrages aus dem ,Ursprungs-Bebauungsplan® vor-
nehmen, jedoch nur insoweit diese gegentiber der Bestandsituation und dem ,Ursprungs-Be-
bauungsplan“ und den hierzu erfolgten Genehmigungen noch einer Regelung bzw. einer Klar-
stellung bedurfen.

Dies betrifft nach dem Planungsstand zum ,Entwurf* insbesondere:

= Erganzung in Bezug auf den Umfang des Vorhabens (=> 3. Garrestebehalter und wei-
tere hiermit im Zusammenhang stehende bauliche und technische Anlagen)

= Verlangerung des Havariewalls im Einmindungsbereich Sofell / Rosenhof und Erhé-
hung der Hohe des Walls durchgéangig auf mind. +15,6 m NHN

= Schaffung der Moéglichkeit zur Installierung und Betrieb einer Biogasaufbereitungsanlage
fir 500 m3/h Biogas-Eintritt (optional) oder einer Wasserstoffanlage (optional)

= dauerhafter Verzicht auf eine mdgliche Giillebiogasanlage als zusatzliche privilegierte
baugenehmigungsbedirftige Anlage mit BHKW 75 kW mit raumlich funktionaler Tren-
nung zur bestehenden NaWaRo - Anlage, wie in der Ursprungsplanung noch verfolgt

= Verpflichtung des Vorhabentragers gegeniiber der Gemeinde zur Bereitstellung des zu-
satzlich erforderlichen Geréats der FF Padenstedt nach MaRRgabe der Brandschutzdienst-
stelle des Kreises Rendsburg-Eckernférde.

= Durchfuihrungsverpflichtungen

= Ubergabe zusétzlicher naturschutzrechtlicher Kompensationsverpflichtungen an den
Vorhabentrager und Regelungen zum zusatzlichen naturschutzrechtlichen Ausgleich
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Natur, Landschaft, Grinordnung und Eingriffsregelung
(8 1a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3i.V.m. 8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Mit der Aufstellung der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VEP) Nr. 1
ist eine Inanspruchnahme von bisher nicht bebauten Flachen im Auf3enbereich entsprechend
der qualifizierten Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung (s. Umweltbericht Kapitel 5ff zum ,Schutz-
gut Boden®) nur fur den 3. Garrestebehélter einschlie3lich den damit im Zusammenhang ste-
henden technischen Anlagen sowie fir die Biogasaufbereitungs- bzw. Wasserstoffanlage mit
Zuwegungen verbunden (vgl. auch nachfolgende Abb. 17a).

Die Anpassung der Baugrenze fur den 2. Garrestebehalter stellt gegentber den erteilten Ge-
nehmigungen keinen neuen und zusatzlichen Eingriff dar, sondern eine planungsrechtliche
Korrektur der bisherigen Planung.
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(Quelle: DAS-IB GmbH, 02.08.2023) Abb. 17a

Dies bedeutet, dass fir die geplante zusatzliche bauliche Anlage des zu einem spéateren Zeit-
punkt zu realisieren 3. Garrestebehélters einschliel3lich einer Reserve fir sonstige Versiege-
lungen eine zusatzliche Kompensationsflache in einer Grol3e von 1.263 m? erforderlich wird.

Die Ausweisung von zusatzlichen Bauflachen bzw. zusatzlich versiegelbaren Flachen von ma-
ximal 1.263 m? fuhrt zu einem Kompensationserfordernis von 632 m?, das zusammen mit be-
stehenden Kompensationsverpflichtungen aufgrund bisher nicht umgesetzter Kompensations-
maflinahmen aus der ,Ursprungsplanung“ nunmehr au3erhalb des Plangeltungsbereichs auf
dem Flursttick 100, der Flur 6, in der Gemarkung Ehndorf, Gemeinde Ehndorf, abgegolten wird
(vgl. auch nachfolgende Abb. 17b und die Abb. 18 und Abb. 19 mit der umgesetzten Mal3-
nahme).
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Die hierfur vorgesehene Flache weist einen neu angelegten Knick auf und wurde bisher als
konnte nicht umgesetzt werden.

,Satzung"
Acker genutzt. Die gemalR der Ursprungsplanung vorgesehene Kompensationsmafinahme

Hemgestelte und ange-
rechnete Knickneuanlage
auf Flurstick 100

L65mxB425m

anrechenbane Wertigkeit
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Abb. 17b

Abb. 18 Blick von Westen entlang dem nérdli-

chen Rand der Ausgleichsflache Rich-
tung Osten (BAB A7)

Abb. 19 Blick entlang der &stlichen Seite der

Ausgleichsflache abgesetzt zum vorhan-

denen Knick mit Blick auf den sidlich
vorhandenen Knick
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10.

Die insgesamt mit dieser Bauleitplanung bestehenden Kompensationsverpflichtungen und
Maflnahmen werden mittels der vor Satzungsbeschluss zu beschlieRenden Erganzung des
geltenden Durchfiihrungsvertrages zu 100% beim Vorhabentrager belassen.

Immissionsschutz (8§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Gerausch- und Geruchsimmissionen:

Auf Grundlage der Anlagenkonzeption wurden im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens
des ,Ursprungs-Bebauungsplanes” fur die vorhandene und genehmigte Biogasanlage die zu
erwartenden Gerausch- und Geruchsimmissionen entsprechend dem jeweils zu bertcksichti-
genden Schutzanspruch gutachterlich untersucht (vgl. auch Ausfihrungen hierzu im Kapitel
5.2.1.1 - Schutzgut Mensch und die Gutachten It. Quellenverzeichnis).

Zur 1. Anderung des 0.g. Bebauungsplanes wird nach Riicksprache mit dem LLUR keine er-
neute gutachterliche Untersuchung durchgefuihrt, da durch die geplante Erweiterung der Bio-
gasanlage keine relevante Anderung resultiert gegeniiber der vorliegenden Priifung der Wir-
kung von Gewerbeldarm und von Gertichen auf zu schitzende Wohnnutzungen, die im Zuge
der Aufstellung des ,Ursprungs-Bebauungsplanes* ausgearbeitet und deren Ergebnisse in die
Umweltprufung eingestellt und so im Rahmen der vorhabenbezogenen Bauleitplanung beach-
tet wurden.

Verkehr (8 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die Verkehrsinfrastruktur ist mit den beiden Gemeindewegen ,Rosenhof* im Norden und Wes-
ten (s. auch Abb. 17) und ,Sofell“ (vgl. auch nachstehende Abb. 16) im Norden als aul3ere
ErschlieBung des landwirtschaftlichen Betriebes ,Rosenhof‘ und der bestehenden Biogasan-
lage und somit auch als verkehrliche Erschlieung des Vorhabengebietes vorhanden.

Abb. 20 Gemeindeweg ,Sofell“ mit Blick nach Abb. 21 Gemeindeweg ,Rosenhof‘ mit dem land-
Nordosten Richtung Padenstedt-Dorf wirtschaftlichen Betrieb rechts und den
Lohnarbeiterh&user links im Bild

Erforderliche Feuerwehrzufahrten, notwendige Aufstell- und Bewegungsflachen fur die Feuer-
wehr sind nach DIN 14 090 herzustellen und deren uneingeschréankte Zuganglichkeit zu ge-
wahrleisten.
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Das Vorhabengebiet ist entsprechend der Bestandssituation nach Mal3gabe des dem vorha-
benbezogenen Bebauungsplan (VEP) Nr. 1 vorangestellten Genehmigungsverfahrens nach
BImSchG an das vorhandene Leitungsnetz angeschlossen. Durch dieses Anderungsverfahren
wird das Leitungsnetz und -einrichtungen vom Grundsatz her nicht verandert.

Aufgrund dieser Bauleitplanung werden keine Anderungen gegeniiber der vom LLUR erteilten
Genehmigungen erforderlich werden.

Der aktive Brandschutz wird sichergestellt durch die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Pa-
denstedt und durch die Feuerwehren der Nachbargemeinden in Form der nachbarschaftlichen
Ldschhilfe.

Durch Ausweisung des Vorhabengebietes als Sonstiges Sondergebiet mit der nutzungsbe-
grenzenden Zweckbestimmung ,Biogasanlage” sind der Léschwasserbedarf und die Losch-
wasserversorgung durch den Vorhabentrager im Rahmen des Objektschutzes entsprechend
den im Durchflhrungsvertrag benannten Vorhaben eigenverantwortlich sicherzustellen.

Das entsprechend der neuen Planung noch anzupassende Brandschutzkonzept wird dem LfU
iIm Zuge des Genehmigungsverfahrens zum 3. Garrestebehdalter und der Freiwilligen Feuer-
wehr vorgelegt.

Das Stral3en- und Versorgungsnetz ist als duf3ere Erschlieliung mit den Gemeindewegen ,Ro-
senhof* und Sofell“ vorhanden.

Es ist nach derzeitigem Kenntnisstand und aufgrund der Bestandssituation nicht davon aus-
zugehen, dass zusatzliche tiefbautechnischen MaRnahmen mit diesem Anderungsverfahren
erforderlich werden. Sollte dies dennoch erforderlich werden, sind diese Mal3hahmen durch
den Vorhabentrager nachzuweisen und nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik
zu Lasten des Vorhabentragers herzustellen.

Im Gegensatz zu einer Neuausweisung eines Baugebietes im Rahmen einer Anderung / Neu-
aufstellung des Flachennutzungsplanes, wo eine zulassige Nutzung neu bestimmt und damit
wesentlich die hierdurch zukunftig mogliche Belastung der Eigenschaften und spezifischen
Funktionen der anstehenden Bdden gelenkt werden kann, werden im vorliegenden Planungs-
fall unter Berucksichtigung der nach dem BImSchG erteilten Genehmigungen zur Errichtung
und Betrieb (einschl. Erweiterung) der Biogasanlage und der Festsetzungen aus dem ,Ur-
sprungs-Bebauungsplan” planungsrechtliche Aspekte zur Anpassung der bisherigen Planung
an einen Vermessungsfehler und zur Erweiterung der tGiberbaubaren Flachen fir einen 3. Gar-
restebehdlter, so dass z. B. Prifungen von alternativ zu nutzenden bzw. auszuweisenden Fla-
chen sich nicht ergeben.
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Auf der Ebene der Bebauungsplanung ergeben sich somit im vorliegenden Fall keine erkenn-
baren neuen Aspekte bezlglich einer Verschlechterung der Eigenschaften bzw. der Funktio-
nen der dort anstehenden Boden. Die Ausgleichbarkeit der Eingriffe in das Schutzgut Boden
sind aufgrund der erteilten Genehmigung nach BImSchG nicht gesondert darzulegen, da diese
grundsétzlich aufgrund dieser Genehmigung erfolgt sind und die Erweiterung umgesetzt wer-
den kann.

Die Versiegelungen, die bereits stattgefunden haben und aufgrund der erteilten Genehmigung
nach dem BImSchG zulassig sind bzw. durch dieses Anderungsverfahren auf intensiv genutz-
ten Grunlandflachen zulassig sein werden, betreffen nur Béden mit allgemeiner Bedeutung,
also keine gemaf des Landschaftsrahnmenplans, Kap. 3.1.2, Tab. 3, besonders seltenen oder
zu schitzenden Bodentypen. Es handelt sich um Bdden

ohne besondere Bedeutung fur die Kultur- und Naturgeschichte

mit geringer bis mittlerer Wasserdurchlassigkeit

mit geringem bis mittlerem Puffervermdgen fur Nahrstoffe oder Schadstoffe
ohne besondere Bedeutung fur die Rohstoffgewinnung

mit allgemeiner Bedeutung als Lebensraum fir Pflanzen und Tiere; es sind keine Sonder-
standorte

O O O O

Somit kann sichergestellt werden, dass Béden mit einer hohen Bedeutung fir die gewerbliche
Nutzung der bestehenden Biogasanlage durch diese Bauleitplanung nicht in Anspruch genom-
men werden.

Entsprechend den Darstellungen und Erkenntnissen aus der Flachennutzungs- und Land-
schaftsplanung sowie aufgrund der Ergebnisse aus dem Planaufstellungsverfahren zum ,Ur-
sprungs-Bebauungsplan“ kann die Gemeinde Padenstedt und der Vorhabentrager davon aus-
gehen, dass keine Verdachtsmomente fur mogliche Altablagerungen oder Altablagerung in-
nerhalb des Vorhabengebietes anzunehmen bzw. zu erwarten sind. Dies wurde durch die un-
tere Bodenschutzbehdrde im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zum ,Ursprungs-Be-
bauungsplan® bestatigt.

Mutterboden ist fachgerecht zu behandeln, zwischenzulagern und mdéglichst vor Ort wiederzu-
verwenden: im Zuge der Planrealisierung sind insbesondere die Vorgaben des § 202 BauGB
~Schutz des Mutterbodens*, der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV, § 12 ,Anforde-
rungen an das Aufbringen von Materialien auf oder in den Boden*) des Bundesbodenschutz-
gesetzes (BBodSchG, § 7 ,Vorsorgepflicht”) und des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrwWG, u.
a. 8§ 2 ,Geltungsbereich” und § 6 ,Abfallhierarchie®) einzuhalten.

Um den Vorsorgegrundsatzen der 88 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes nachzu-
kommen zu kdnnen, ist Folgendes in der Vorhabenrealisierung durch die Bauausfiihrenden zu
bertcksichtigen bzw. zu beachten:

o Durch Bodenauftrage und Arbeitsfahrzeuge kann es zu Bodenschadverdichtungen kom-
men, wodurch das Gefiige sowie der Wasser- und Lufthaushalt des Bodens und damit
die vorhanden Bodenfunktionen beeintrachtigt werden kénnen. Diese Bodenverdichtun-
gen sowie Versiegelungen sind zu vermeiden oder zu minimieren.

o Der Flachenverbrauch durch Baustelleneinrichtung (BaustraRen, Lagerplatze u.A)) ist
moglichst gering zu halten. Dazu ist das Baufeld zu unterteilen in Bereiche fur Bebauung
- Freiland - Garten - Griinflachen etc.
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0 BaustralRen und Bauwege sind vorrangig dort einzurichten, wo befestigte Wege und
Platze vorgesehen sind. Vor der Anlage von Bauwegen ist der humose Oberboden zu
entfernen und zwischenzulagern

o In den Bereichen, die nach Beendigung der Baumaflinahmen nicht Gberbaut sind, ist die
Befahrung zu vermeiden bzw. Mal3nahmen zum Schutz gegen Bodenverdichtungen zu
ergreifen.

o Beim Ab- und Auftrag von Boden ist die Bodenart sowie die Trennung in Oberboden,
Unterboden und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material umweltgerecht einer
weiteren Nutzung zufihren zu kénnen.

o Nach Abschluss der Arbeiten ist die Wiederherstellung des urspriinglichen Zustandes
der Flachen fur die Baustelleneinrichtungen mit besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht
durchzufiihren (z.B. Bodenlockerung).

0 Gemal § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhalts-
punkte fur das Vorliegen einer schadlichen Bodenveranderung oder Altlast unverzuglich
der unteren Bodenschutzbehérde mitzuteilen.

Sollte bei Umsetzung des Bauvorhabens wiedererwartend Bodenverunreinigungen zu Tage
gefordert werden, ist die untere Bodenschutzbehérde des Kreises Rendsburg-Eckernférde un-
verziglich zu unterrichten. Die weiteren MaRnahmen werden dann von dort aus abgestimmt.

Entsprechend den Darstellungen und Erkenntnissen aus der Flachennutzungs- und Land-
schaftsplanung sowie aufgrund der Ergebnisse aus dem Planaufstellungsverfahren zum ,Ur-
sprungs-Bebauungsplan“ kann die Gemeinde Padenstedt zu diesem Zeitpunkt der Planung
davon ausgehen, dass Kampfmittel innerhalb des Vorhabengebietes auszuschlieRen sind.

Auf Antrag des Vorhabentragers vom 12.05.2022 wurde die Flache des Vorhabengebiets
durch das Landeskriminalamt, Kampfmittelrdaumdienst, luftbildtechnisch unter Verwendung
von alliierten Kriegsluftbildern und ggf. zusatzlicher historischer Daten (Gemeinderecherchen,
Fachliteratur, Schadenskarten, Landflichensondierakten u.a.) visuell ausgewertet. Diese
Kombination der unterschiedlichen Quellen aus dem Kampfmittelinformationssystem, lassen
einen fundierten Rickschluss auf eine mogliche Kampfmittelbelastung der Flache nach der-
zeitigem Informationsstand zu.

Es konnten keine Zerstérungen durch Abwurfmunition (Bombentrichter bzw. Gebaudescha-
den) festgestellt werden. Hinweise auf eine militdrische Nutzung konnten ebenfalls nicht er-
langt werden. Munitionsfunde in diesem Bereich sind dem Kampfmittelrdumdienst nicht be-
kannt.

Entsprechend der o. g. Auswertung handelt es sich bei der angefragten Flache (= Vorhaben-
gebiet) um keine Kampfmittelverdachtsflache. Somit besteht fur die durchzufiihrenden Arbei-
ten aus Sicht des KampfmittelrAumdienstes kein weiterer Handlungsbedarf.

Es wird darauf hingewiesen, dass Zufallsfunde von Munition nie géanzlich auszuschlief3en sind.
Zufallsfunde sind durch den Grundstiickseigentimer bzw. durch den Ausfihrenden von Bau-
arbeiten unverziglich der Polizei zu melden.
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15.

1

Archéaologische Denkmale

Entsprechend den Darstellungen und Erkenntnissen aus der Flachennutzungs- und Land-
schaftsplanung sowie aufgrund der Ergebnisse aus dem Planaufstellungsverfahren zum ,Ur-
sprungs-Bebauungsplan® kann die Gemeinde Padenstedt davon ausgehen, dass zur Zeit
keine Auswirkungen auf archéologische Kulturdenkmaéler durch die Umsetzung der gemeind-
lichen und zugleich vorhabenbezogenen Planungsabsichten festzustellen sein werden.

Diese Planauffassung wurde mit Stellungnahme des Archdologischen Landesamtes vom 02.
10.2019 und vom 17.05.2023 bestétigt. Daher hat das Archaologische Landesamt keine Be-
denken und haben den vorliegenden Planunterlagen der Vorentwurfsplanung zugestimmt.

Der Uberplante Bereich befindet sich jedoch teilweise in einem archaologischen Interessenge-
biet (s. auch nachfolgende Abb. 22), daher ist hier mit arch&ologischer Substanz d.h. mit ar-

chéologischen Denkmalen zu rechnen.
\\\-‘t

Sofell

~ (Quelle: Archaologie-Atlas SH: https://danord.gdi-sh.de/view/ArchaeologieSH, 2023) Abb. 22

Daruiber hinaus verweist das Archaologische Landesamt auf 8 15 DSchG (2014) hin, wonach
der, der Kulturdenkmale entdeckt oder findet, dies unverziglich unmittelbar oder tber die Ge-
meinde der oberen Denkmalschutzbehdrde mitzuteilen hat. Die Verpflichtung besteht ferner
fur die Eigentimerin oder den Eigentiimer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstii-
ckes oder des Gewassers, auf oder in dem der Fundort liegt, und fir die Leiterin oder den
Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund gefihrt haben. Die Mitteilung einer
oder eines der Verpflichteten befreit die tGbrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das
Kulturdenkmal und die Fundstétte in unverdndertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne er-
hebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann.

in freier Kooperation mit Seite 68 von 69 BURO FUR INTEGRIERTE
G&P Giinther & Pollok - Landschaftsplanung B I S ¢ S STADTPLANUNG-SCHARLIBBE



1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof”

1

Begriindung »Satzung'

Diese Verpflichtung erlischt spatestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung. Ar-
chéaologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie
Veranderungen und Verfarbungen in der natirlichen Bodenbeschaffenheit.

Durch die zukunftigen Festsetzungen der Bebauungsplananderung werden die Festsetzungen
des rechtskraftigen vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 vollstandig ersetzt.

Es gilt der Rechtsgrundsatz, dass die spatere Norm die friihere verdréangt. Die planungsrecht-
liche Zulassigkeit von Vorhaben richtet sich somit ausschlie3lich nach den insgesamt zu tref-
fenden Festsetzungen der 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1.
Sollte die spatere Norm fur unwirksam erklart werden, lebt die alte Norm wieder auf.

Die Belange der Bundeswehr werden durch die gemeindliche und zugleich durch die vorha-
benbezogene Planung einer Erweiterung einer bestehenden Biogasanlage und den damit ver-
bundenen Vorhaben und die hierzu erfolgte Bauleitplanung nicht berthrt.

Die Begriindung einschlieRlich Umweltbericht zur Aufstellung der 1. Anderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 ,Sondergebiet Biogasanlage Rosenhof* der Gemeinde
Padenstedt wurde von der Gemeindevertretung in der Sitzung am 30.08.2023 gebilligt.

Padenstedt,

- Burgermeister -

Planverfasser:

Buro fur integrierte Stadtplanung - Scharlibbe
Hauptstraf3e 2 b, 24613 Aukrug

gez. Dipl.- Ing. #w
Peter Scharlibbe
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zum Durchfiihrungsvetrag zur 1. Anderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1
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